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1 Einführung 
„Werden wir bald alle 100? “- so lautete die Überschrift eines aktuellen Zeitungs-
artikels der Schweriner Volkszeitung.1 Diese Frage ist durchaus berechtigt, denn 
seit 130 Jahren ist die durchschnittliche fernere Lebenserwartung in Deutschland 
kontinuierlich angestiegen.2 Dieser Trend wird sich auch weiter bis in das Jahr 
2050 fortsetzen und wirkt sich dahingehend aus, dass es immer mehr ältere3 Men-
schen geben wird.4 
Diese Entwicklung bleibt jedoch nicht ohne Folgen. Mit zunehmendem Alter 
werden sowohl körperliche Gebrechen als auch ein Abbau der geistigen Fähigkei-
ten immer wahrscheinlicher. Gerade bei betagten Menschen ist das Risiko, an 
Alzheimer oder Demenz zu erkranken, sehr hoch. 
Eine derartige Krankheit kann dazu führen, dass der Betroffene5 seine Angelegen-
heiten ganz oder teilweise nicht mehr selbst besorgen kann und damit auf die Un-
terstützung anderer angewiesen ist. Häufig kommt deshalb die Bestellung eines 
Betreuers in Betracht, der den Betroffenen in bestimmten Bereichen des Lebens 
gesetzlich vertritt. In den letzten Jahren ist die Anzahl der Betreuungen in der 
Bundesrepublik Deutschland kontinuierlich angestiegen.6 
Personen mit dementiellen Veränderungen sind in der Regel nicht mehr in der 
Lage, sich selbstständig zu versorgen. Neben der gesetzlichen Vertretung bedür-
fen viele auch einer persönlichen Betreuung. Existieren keine Angehörigen, die 
diese Aufgabe übernehmen können oder sind die Familienmitglieder mit der  
                                                 
1 Vgl. Schweriner Volkszeitung vom 01.10.2007. 
2 Anm.: Die fernere Lebenserwartung gibt an, wie viele Jahre eine 60-jährige Person im Durch-
schnitt noch leben wird vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Bevölkerung Deutschlands bis 2050: 
11. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung, Wiesbaden 2006, S. 39,42; vgl. Anhang: Anlage 
1:http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/sites/Internet/DE/Presse/pk/2006/Bevoelkerungsentw
icklung2050/property=file.pdf, vom 11.02.2008 (im Folgenden zitiert als: Statistisches Bundes-
amt). 
3 Anm. unter älteren Menschen werden hier Personen verstanden, die 65 Jahre oder älter sind. 
4 Vgl. Statistisches Bundesamt, S. 22; vgl. Anhang: Anlage 2. 
5 Anm.: Gemeint sind hier sowohl männliche als auch weibliche Personen. Um eine bessere Les-
barkeit zu gewährleisten, wird in dieser Arbeit auf eine derartige Unterscheidung verzichtet. 
6 Vgl. Deinert, Horst: Betreuungszahlen 2005, S. 5; vgl. Anhang: Anlage 3: 
http://www.btprax.de/pdf/Betreuungszahlen2005-Auswertung_korrigiert.pdf. 
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Pflege des Betroffenen überfordert, so bleibt diesem oftmals als letzte Möglich-
keit nur noch der Einzug in ein Alten- oder Pflegeheim. 
Die persönliche Betreuung und Pflege von Menschen, die an Demenz  oder Alz-
heimer leiden, gestaltet sich häufig, auch für ausgebildetes Heimpersonal, beson-
ders schwierig. Die Auswirkungen einer solchen Krankheit sind unterschiedlich; 
es gibt hierbei jedoch typische Verhaltensweisen der Betroffenen.  
In Einrichtungen sind Situationen, wie im Folgenden beschrieben, keine Selten-
heit: Eine Demenz- oder Alzheimererkrankung äußert sich oftmals in einer zeitli-
chen und räumlichen Desorientierung des Betroffenen. Der verwirrte Heimbe-
wohner kann sowohl tagsüber als auch in der Nacht sehr unruhig sein; er wandert 
ununterbrochen umher oder versucht, die Einrichtung zu verlassen. Sein dementer 
Mitbewohner möchte ständig aus seinem Rollstuhl aufstehen, obwohl aufgrund 
seiner körperlichen Verfassung die Gefahr besteht, dass er stürzt und sich damit 
erhebliche Verletzungen zuzieht. Der an Alzheimer leidende Zimmernachbar ent-
fernt sich wiederholt einen notwendigen Wundverband. Nicht selten entwickeln 
an Demenz erkrankte Menschen auch Aggressionen gegenüber dem Pflegeperso-
nal oder anderen Mitbewohnern, die in den Augen der „normalen“ Menschen 
oftmals als unbegründet erscheinen.7 
Gerade wenn solche Verhaltensweisen von mehreren Heimbewohnern gleichzeitig 
ausgehen, kann dies zu einer massiven und durchaus nachvollziehbaren Belastung 
der verantwortlichen Pflegekräfte führen. Dies ist insbesondere dann der Fall, 
wenn im Verhältnis zur Anzahl der Pflegebedürftigen nicht genügend Personal 
vorhanden ist. So manche Pflegekraft sieht in ihrer Not eine Möglichkeit zur Be-
wältigung der oben beschriebenen Situation nur noch darin, den Betroffenen ein-
zusperren, festzubinden oder durch die Verabreichung sedierender Medikamente 
ruhig zu stellen.8 Dabei wird außer Acht gelassen, dass es sich hierbei um frei-
heitsentziehende Maßnahmen handelt, die in das verfassungsrechtlich geschützte 
Freiheitsrecht des Heimbewohners eingreifen und damit nicht ohne weiteres zu-
lässig sind. Ein ganz anderes Problem ergibt sich für Pflegekräfte, die sich grund-
sätzlich im Klaren darüber sind, welche Bedeutung eine freiheitsentziehende 
                                                 
7 Vgl. Borutta, Manfred: Pflege zwischen Schutz und Freiheit: Das Selbstbestimmungsrecht ver-
wirrter alter Menschen, Hannover 2000, S. 35.  
8 Vgl. Borutta, Manfred, S. 36. 
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Maßnahme für den Betroffenen hat; Pflegende befinden sich häufig in einem 
Spannungsfeld zwischen Freiheit und körperlicher Unversehrtheit. Einerseits wer-
den freiheitsentziehende Maßnahmen aus der Angst heraus angewandt, dass dem 
Heimbewohner etwas zustoßen könnte. Einrichtung und Pflegepersonal wollen 
ihrer Verantwortung für den Betroffenen in vollem Umfang gerecht werden und 
fürchten im Falle einer Schädigung des Heimbewohners Vorwürfe und haftungs-
rechtliche Ansprüche von dessen Angehörigen. Andererseits ist den Verantwortli-
chen oftmals nicht klar, inwieweit und unter welchen Umständen in das Freiheits-
recht des Betroffenen eingegriffen werden darf und welche Folgen sich für Ein-
richtung und Heimpersonal bei einer rechtswidrigen Freiheitsentziehung ergeben 
können.9  
Die Beseitigung derartiger Unklarheiten ist Zweck der vorliegenden Arbeit.  
Neben einer ausführlichen Literaturrecherche waren als Grundlage für eine inhalt-
liche Auseinandersetzung mit der Thematik „Freiheitsentziehende Maßnahmen“ 
auch eine Vielzahl von Informationsgesprächen mit Alten- und Pflegeheimen 
vorgesehen. Die Zahl der Einrichtungen, die sich hierzu äußern konnten oder 
wollten, war insgesamt sehr gering; nur wenige Heimleiter waren zu Gesprächen 
bereit, die aber letztendlich einen großen Beitrag zum Inhalt dieser Arbeit geleis-
tet haben. Die Reaktionen der übrigen Heime lassen den Schluss zu, dass bezüg-
lich einer rechtlich korrekten Anwendung freiheitsentziehender Maßnahmen noch 
ein großer Informationsbedarf besteht. Vorliegende Arbeit beabsichtigt, diesem in 
den wichtigsten Punkten gerecht zu werden. Sie soll Alten- und Pflegeheimen als 
Leitfaden dienen, der aufzeigt, unter welchen rechtlichen Voraussetzungen einem 
Heimbewohner die Freiheit entzogen werden darf, welche gesetzlichen Vorgaben 
hierbei zu beachten sind und welche haftungsrechtlichen Folgen sich aus einem 
rechtswidrigen Verhalten sowohl für die Einrichtung selbst als auch für deren 
Pflegekräfte ergeben können. Ziel ist es, den Alten- und Pflegeheimen bezüglich 
der Anwendung freiheitsentziehender Maßnahmen ein gewisses Maß an Rechts- 
sicherheit zu verschaffen. 
 
                                                 
9 Vgl. Henke, Friedhelm: Fixierungen in der Pflege: Rechtliche Aspekte und praktische Umset-
zung, Stuttgart 2006. 
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Die zur Thematik befragten Heimleiter und Pflegekräfte führten die Reserviertheit 
ihrer Kollegen unter anderem auch darauf zurück, dass freiheitsentziehende Maß-
nahmen in der Öffentlichkeit ein Tabuthema darstellen. Die Tatsache, dass einem 
Heimbewohner die Freiheit entzogen wird, wirft oftmals automatisch ein schlech-
tes Licht auf die entsprechende Einrichtung. Mit dieser Arbeit sollen deshalb ne-
ben der Öffentlichkeit auch Angehörige von Pflegebedürftigen angesprochen 
werden. Durch die Anwendung freiheitsentziehender Maßnahmen wird diesen 
einerseits ein negativer Eindruck von Einrichtung und Heimpersonal vermittelt. 
Andererseits gibt es oft auch Angehörige, die aus Sorge um den im Heim leben-
den Familienangehörigen gerade die Vornahme einer freiheitsentziehenden Maß-
nahme fordern, ohne sich darüber im Klaren zu sein, welche tatsächliche Bedeu-
tung diese für den Betroffenen selbst hat.10 In beiden Fällen mangelt es häufig 
sowohl an rechtlichem als auch an praktischem Hintergrundwissen, das im Zu-
sammenhang mit freiheitsentziehenden Maßnahmen unbedingt erforderlich ist 
und durch die vorliegende Arbeit in Ansätzen vermittelt werden soll.  
In den eingangs erwähnten Betreuungsverfahren, deren Anzahl stetig zunimmt, 
wird häufig auch ein Angehöriger zum Betreuer für sein Familienmitglied bestellt. 
Eine solche Bestellung kann auch den Aufgabenkreis der freiheitsentziehenden 
Maßnahmen umfassen. Vorliegende Arbeit soll deshalb die Funktion eines Ratge-
bers zur dieser Thematik für solche Personen übernehmen, die sich zuvor noch 
nicht mit dieser Materie beschäftigt haben.   
Sie richtet sich aber ebenfalls an alle Berufs-, Vereins- und Behördenbetreuer so-
wie an Betreuer, die ehrenamtlich tätig sind. Der Aufgabenbereich der freiheits-
entziehenden Maßnahmen ist zwar unter Umständen nur einer von vielen; ihm ist 
jedoch eine besondere Bedeutung beizumessen, da gerade in diesem Zusammen-
hang das richtige Verhalten des Betreuers eine entscheidende Rolle spielt. 
Grundlage dieser Arbeit ist § 1906 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB). Alle 
Ausführungen beziehen sich somit auf die Anwendung freiheitsentziehender 
Maßnahmen bei Personen, für die bereits ein Betreuer bestellt ist. Nicht erläutert 
werden die Voraussetzungen und das Verfahren bezüglich der Freiheitsentziehung 
                                                 
10 Vgl. Wojnar, Jan: Freiheitsentziehende Maßnahmen und Demenz, in: BtPrax, Bd. 1/1995, S. 12. 
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durch einen Bevollmächtigten, da dies den vorgegebenen Umfang der Arbeit 
sprengen würde. 
Inhaltlich befasst sich vorliegende Arbeit schwerpunktmäßig zunächst einmal mit 
der Frage, was sowohl in rechtlicher als auch in praktischer Hinsicht unter einer 
freiheitsentziehenden Maßnahme zu verstehen ist und unter welchen rechtlichen 
Voraussetzungen diese sowohl genehmigungsbedürftig als auch genehmigungsfä-
hig ist. Im Anschluss daran wird in Kurzform das gerichtliche Genehmigungsver-
fahren erläutert. Besonders von Bedeutung für  Alten- und Pflegeheime, aber auch 
für Betreuer ist die sich hieran anschließende Darstellung der haftungsrechtlichen 
Aspekte im Zusammenhang mit einer Freiheitsentziehung. 
Der letzte Teil befasst sich schließlich mit Alternativen und Möglichkeiten, die zu 
einer Verringerung freiheitsentziehender Maßnahmen beitragen können. Dieser 
wesentliche Aspekt soll allen, die in irgendeiner Form an freiheitsentziehenden 
Maßnahmen beteiligt sind, einen Anstoß für die Entwicklung weiterer Ideen ge-
ben, durch die freiheitsentziehende Maßnahmen in Alten- und Pflegeheimen zu-
künftig noch weiter reduziert werden können. 
2 Rechtliche Grundlagen einer Freiheitsentziehung 
Die Anwendung einer freiheitsentziehenden Maßnahme stellt für den Betroffenen 
einen erheblichen Eingriff in dessen Freiheitsrecht dar, welches durch Artikel 2 II 
Satz 2 GG und Artikel 104 I GG verfassungsrechtlich geschützt wird. Schutzgut 
ist in beiden Fällen die körperliche Bewegungsfreiheit. Gemäß Artikel 2 II Satz 3 
GG darf in das Recht auf Freiheit der Person nur auf Grund eines Gesetzes ein-
gegriffen werden. Während in Artikel 2 II Satz 3 GG von einem Eingriff in das 
Recht auf Freiheit die Rede ist, findet sich in Artikel 104 I Satz 1 GG der Begriff 
der Freiheitsbeschränkung. Beide Formulierungen wollen dasselbe zum Ausdruck 
bringen. Unter einer Freiheitsbeschränkung beziehungsweise einem Eingriff in 
das Recht auf Freiheit ist eine Beeinträchtigung der körperlichen Bewegungsfrei-
heit ohne Rücksicht auf Art und Identitätsgrad zu verstehen.11 Eine Freiheitsbe-
                                                 
11 Vgl. Dürig, Günter: Art. 104, in: Maunz, T./Dürig, G./u.a.: Grundgesetz, Kommentar,BandVI, 
München 1991, Loseblatt, Stand: 50. Lfg., Juni 2007, Art. 104 Rdnr. 5 (im Folgenden zitiert 
als:Maunz/Dürig/Bearbeiter). 
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schränkung liegt bereits vor, wenn einmalig und kurzfristig in das Freiheitsrecht 
des Betroffenen eingegriffen wird.12 
Hiervon abzugrenzen ist die in Artikel 104 II GG genannte Freiheitsentziehung, 
also die allseitige Beschränkung beziehungsweise der Ausschluss der körperlichen 
Bewegungsfreiheit.13 Eine Freiheitsentziehung ist gegeben, wenn jemand entge-
gen seinem Willen durch die öffentliche Gewalt an einem eng umgrenzten Ort 
festgehalten wird.14 Im Gegensatz zur Freiheitsbeschränkung wird bei der Frei-
heitsentziehung die körperliche Bewegungsfreiheit nicht nur kurzfristig, sondern 
während einer gewissen Mindestdauer aufgehoben. Der Unterschied zwischen 
Freiheitsentziehung und Freiheitsbeschränkung liegt generell in der Intensität des 
Eingriffs.15 Bei der Freiheitsentziehung kommt es immer auf den Erfolg an, also 
den tatsächlichen Ausschluss der körperlichen Bewegungsfreiheit. Dabei spielt es 
keine Rolle, mit welchen Mitteln, aus welchen Gründen oder zu welchem Zweck 
dem Betroffenen die körperliche Bewegungsfreiheit genommen werden soll. Eine 
Freiheitsentziehung liegt somit auch dann vor, wenn durch den Ausschluss der 
körperlichen Bewegungsfreiheit die Fürsorge, Heilung oder Pflege des Betroffe-
nen bezweckt werden soll.16 Von Freiheitsentziehung wird ausgegangen, wenn 
der Betroffene an einem eng umgrenzten Ort festgehalten wird. Sie ist auch dann 
gegeben, wenn diesem ein geringer Bewegungsraum verbleibt und er sich zum 
Beispiel innerhalb einer an sich geschlossenen Anstalt frei bewegen kann. Für 
eine Freiheitsentziehung ist es erforderlich, dass diese ohne oder gegen den Wil-
len des Betroffenen erfolgt. Eine Freiheitsentziehung „gegen den Willen“ des Be-
troffenen bedeutet, dass sich dieser ausdrücklich oder konkludent gegen den Ent-
zug der Freiheit erklärt hat. „Ohne den Willen des Betroffenen“ bedeutet, dass 
dieser gar nicht in der Lage ist, bezüglich der Freiheitsentziehung einen Willen zu 
bilden. Bei diesem Willen kommt es nicht auf die Geschäftsfähigkeit des Betrof-
fenen an; ausschlaggebend ist der natürliche Wille des Betroffenen.  
                                                 
12 Vgl. Borutta, M., S. 60. 
13 Vgl. Maunz/Dürig/Dürig: Art. 104 Rdnr. 5; vgl. Hoffmann, B./Klie, T., S. 13. 
14 Vgl. Maunz/Dürig/Dürig: Art. 104 Rdnr. 6. 
15 Vgl. BVerfG, BverfGE 105, S. 239,248;vgl. Jarass, Hans D.: Art. 104 Formelle Voraussetzun-
gen bei Freiheitsbeschränkungen, in: Jarass, D./Pieroth, B.,(Hrsg.): GG Grundgesetz für die Bun-
desrepublik Deutschland, Kommentar, 9. A, München 2007, Art. 104 Rdnr. 11 (im Folgenden 
zitiert als: Jarass/Pieroth/Bearbeiter). 
16 Vgl. Maunz/Dürig/Dürig  Art. 104 Rdnr. 6. 
  7 
Auch Geistesschwache oder Geisteskranke können in der Lage sein, einen natürli-
chen Willen in Bezug auf eine Freiheitsentziehung zu bilden. Voraussetzung hier-
für ist jedoch, dass der Betroffene aufgrund seiner Einsichtsfähigkeit erkennen 
kann, welche Bedeutung ein staatlicher Eingriff für ihn selbst hat. Keine Frei-
heitsentziehung liegt vor, wenn der einsichtsfähige Betroffene einem Eingriff in 
sein Freiheitsrecht zustimmt. Verfügt der Betroffene nicht über die notwendige 
Einsichtsfähigkeit, so kann dessen Wille durch die Einwilligung eines gesetzli-
chen Vertreters ersetzt werden.17  
Gemäß Artikel 104 I Satz 1 GG in Verbindung mit Artikel 2 II Satz 3 GG kann 
die Freiheit der Person nur auf Grund eines förmlichen Gesetzes beschränkt wer-
den. Dies bedeutet, dass jede Freiheitsbeschränkung und damit auch jede Frei-
heitsentziehung auf einer materiell-rechtlichen Grundlage basieren muss. Unter 
einem förmlichen Gesetz sind nur solche Rechtsnormen zu verstehen, die vom 
Bundestag oder Landesparlament in einem förmlichen Verfahren erlassen wurden. 
Artikel 104 I Satz 1 GG setzt weiterhin voraus, dass die Freiheit der Person nur 
unter Beachtung der in einem förmlichen Gesetz vorgeschriebenen Formen be-
schränkt werden darf. Dies bedeutet, dass ein Freiheitsentzug nur unter Beachtung 
der entsprechenden Verfahrensvorschriften wie zum Beispiel Anhörung, Begrün-
dung und Zustellung der Entscheidung erfolgen darf.18 Außerdem muss der Ein-
griff in das Freiheitsrecht des Betroffenen geeignet, erforderlich und verhältnis-
mäßig im engeren Sinne sein. Kann der Zweck des Eingriffs auch auf andere Wei-
se erreicht werden, so ist ein Eingriff in das Freiheitsrecht des Betroffenen unzu-
lässig.19Artikel 2 II Satz 1 GG schützt das Recht auf Leben und körperliche Un-
versehrtheit. Hieraus lässt sich eine Schutzbefugnis des Staates ableiten: Die Frei-
heit des Betroffenen kann aus sehr gewichtigen Gründen zu dessen Schutz be-
schränkt werden. Dabei ist jedoch in jedem Fall die Entscheidungsfreiheit des 
Betroffenen zu berücksichtigen.20 
Nach Artikel 104 II Satz 1 GG hat über die Zulässigkeit und Fortdauer einer Frei-
heitsentziehung nur der Richter zu entscheiden. Hierbei ist zu beachten, dass diese 
                                                 
17 Vgl. Maunz/Dürig/Dürig Art. 104 Rdnr. 10,11; vgl. Jarass/Pieroth/Jarass Art. 2 Rdnr. 116. 
18 Vgl. Maunz/Dürig/Dürig Art. 104 Rdnr. 14,19. 
19 Vgl. Jarass/Pieroth/Jarass Art. 2 Rdnr. 121. 
20 Vgl. Jarass/Pieroth/Jarass Art. 2 Rdnr. 100.  
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richterliche Entscheidung vor dem Vollzug der Freiheitsentziehung erfolgen 
muss. Eine Ausnahme hiervon bildet Artikel 104 II Satz 2 GG. Danach darf ein 
Freiheitsentzug auch ohne richterliche Entscheidung erfolgen. Die gerichtliche 
Genehmigung ist dann jedoch unverzüglich, also ohne jede vermeidbare Säumnis, 
nachzuholen. Jede Freiheitsentziehung, die ohne richterliche Entscheidung erfolgt, 
ist, sofern diese nicht nachgeholt wird, sowohl rechts- als auch verfassungswidrig. 
Diese verfassungsrechtlichen Grundlagen finden sich auch in der für das Be-
treuungsrecht geltenden spezialgesetzlichen Regelung des § 1906 BGB wieder. 
Die Absätze eins bis drei sind hierbei Rechtsgrundlage für die zivilrechtliche frei-
heitsentziehende Unterbringung eines Volljährigen durch einen Betreuer. Für die 
Einwilligung des Betreuers in die Vornahme einer freiheitsentziehenden Maß-
nahme gilt § 1906 IV BGB. Dieser verweist wiederum auf eine entsprechende 
Anwendung der Absätze eins bis drei des § 1906 BGB. Für die Zulässigkeit einer 
freiheitsentziehenden Maßnahme gelten somit dieselben Voraussetzungen des § 
1906 I BGB wie für die freiheitsentziehende Unterbringung. Die entsprechende 
Anwendung des Absatzes zwei für eine Maßnahme im Sinne des § 1906 IV BGB 
bedeutet somit, dass auch freiheitsentziehende Maßnahmen einer Genehmigung 
durch das Vormundschaftsgericht bedürfen. Absatz drei räumt dem Betreuer die 
Befugnis und Pflicht ein, eine freiheitsentziehende Maßnahme zu beenden, wenn 
deren Voraussetzungen nicht mehr gegeben sind.   
Absatz fünf regelt schließlich die freiheitsentziehende Unterbringung, sowie die 
Zustimmung zu freiheitsentziehenden Maßnahmen durch einen Bevollmächtigten.   
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3 Genehmigungsbedürftigkeit freiheitsentziehender Maß-
nahmen 
Die Genehmigungsbedürftigkeit freiheitsentziehender Maßnahmen ist an be-
stimmte Voraussetzungen geknüpft. 
§ 1906 IV BGB verlangt, dass es sich um eine freiheitsentziehende Maßnahme 
handeln muss, die nicht freiheitsentziehende Unterbringung ist. Der von der Maß-
nahme Betroffene muss ein Betreuter im Sinne des § 1896 BGB sein. Weiter wird 
vorausgesetzt, dass sich jener in einer Anstalt, in einem Heim oder in einer sonsti-
gen Einrichtung aufhält, ohne untergebracht zu sein. Außerdem muss die Frei-
heitsentziehung über einen längeren Zeitraum oder regelmäßig erfolgen.21 
3.1 Freiheitsentziehende Maßnahmen 
Eine freiheitsentziehende Maßnahme im Sinne des § 1906 IV BGB liegt vor, 
wenn dem Betreuten durch mechanische Vorrichtungen, Medikamente oder auf 
andere Weise die Freiheit entzogen werden soll.  
In der ursprünglichen Fassung des entsprechenden Gesetzesentwurfes wird ausge-
führt, dass Freiheitsentziehung dann gegeben ist, wenn der Betroffene gegen sei-
nen Willen am Verlassen seines Aufenthaltsortes gehindert werden soll.22  
Für die Genehmigungsbedürftigkeit freiheitsentziehender Maßnahmen gelten die-
selben materiell-rechtlichen Voraussetzungen wie für die freiheitsentziehende 
Unterbringung. Die im Gesetzesentwurf getroffene Aussage, dass eine Genehmi-
gung des Vormundschaftsgerichtes dann erforderlich ist, wenn der Betreute „am 
Verlassen seines Aufenthaltsortes gehindert werden soll“, wurde durch die For-
mulierung „die Freiheit entzogen werden soll“ ersetzt.23  
Dadurch wird klargestellt, dass von dieser gesetzlichen Regelung nur solche 
Maßnahmen erfasst werden, deren Auswirkungen denen einer zivilrechtlichen 
                                                 
21 Vgl. Schwab, Dieter: § 1906 Freiheitsentziehung, in: Rebmann, Kurt / Säcker, Franz / Rixecker, 
Roland (Hrsg.): Münchener Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch, Bd. 8, 4. A., München 
2002, § 1906, Rdnr. 32 (im Folgenden zitiert als: Münchener Kommentar/Bearbeiter). 
22 Vgl. BT-Drucks. 11/4528 S. 149. 
23 Vgl. BT-Drucks. 11/4528 S. 149. 
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freiheitsentziehenden Unterbringung gemäß § 1906 I BGB vergleichbar sind.24 
Freiheitsentziehende Maßnahmen nach § 1906 IV BGB werden deshalb auch als 
unterbringungsähnliche Maßnahmen bezeichnet.   
Aus der Wortwahl des Gesetzgebers („gehindert werden soll“ bzw. „entzogen 
werden soll“) ergibt sich außerdem, dass eine freiheitsentziehende Maßnahme nur 
dann vorliegt, wenn sie darauf abzielt, den Betreuten an seiner Fortbewegung zu 
hindern. Dies ist zum Beispiel nicht der Fall, wenn dem Betreuten Medikamente 
verabreicht werden, um dessen Schmerzen zu lindern. Die Nebenwirkungen sol-
cher Schmerzmittel können nämlich zur Folge haben, dass die Bewegungsfreiheit 
des Betroffenen eingeschränkt wird. Ziel soll jedoch nicht sein, den Betreuten in 
seiner Fortbewegung zu beschränken oder ihn ruhig zu stellen. Deshalb handelt es 
sich in diesem Fall um keine freiheitsentziehende Maßnahme im Sinne des § 1906 
IV BGB.25  
Bei der Überprüfung einer Maßnahme auf deren freiheitsentziehenden Charakter 
ist auf den Begriff der Freiheitsentziehung abzustellen. Dieser setzt voraus, dass 
die Freiheitsentziehung ohne oder gegen den Willen des Betreuten erfolgt.26  
Durch die Genehmigungsbedürftigkeit freiheitsentziehender Maßnahmen soll so-
wohl die körperliche Bewegungsfreiheit des Betroffenen, als auch dessen Ent-
schließungsfreiheit zur Fortbewegung im Sinne der Aufenthaltsfreiheit geschützt 
werden.27 
Besitzt der Betroffene den natürlichen Willen einen Ort zu verlassen, ist er dazu 
körperlich, gegebenenfalls auch unter Einsatz von Hilfsmitteln, in der Lage und 
wird in anderer Weise als durch Bitte und Überredung auf seine Entscheidung 
eingewirkt, so handelt es sich um eine Freiheitsentziehung im Sinne des § 1906 
                                                 
24 Vgl. BT-Drucks. 11/6949 S. 76; vgl. BGH, FamRZ 2001, S. 149 (150);vgl. Dodegge, Georg: 
Teil G: Unterbringung, in: Dodegge, Georg / Roth, Andreas: Systematischer Praxiskommentar 
Betreuungsrecht, 2.A., Köln 2005, Rdnr. 49 (im Folgenden zitiert als: Dodegge/Roth/Bearbeiter); 
vgl. Münchener Kommentar/Schwab §1906 Rdnr. 38. 
25 Vgl. BT-Drucks. 11/4528 S.149; vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 40. 
26 Vgl. Marschner, Rolf: § 1906 Genehmigung des Vormundschaftsgerichts bei der Unterbringung, 
in: Jürgens, Andreas (Hrsg.): Betreuungsrecht: Kommentar zum materiellen Betreuungsrecht, zum 
Verfahrensrecht und zum Vormünder- und Betreuervergütungsgesetz, 3. A., München 2005,  
§ 1906 Rdnr. 6 (im Folgenden zitiert als: Jürgens/Bearbeiter). 
27 Vgl. Hoffmann, Birgit: § 1906 Genehmigung des Vormundschaftsgerichts bei der Unterbrin-
gung, in: Bienwald, Werner / Sonnenfeld, Susanne / Hoffmann, Birgit (Hrsg.): Betreuungsrecht: 
Kommentar, 4. A., Bielefeld 2005, § 1906 Rdnr. 45 (im Folgenden zitiert als: BR Kommen-
tar/Bearbeiter). 
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IV BGB. Dabei ist zu beachten, dass Bitte und Überredung frei von List, (psycho-
logischem) Druck oder Drohung sein müssen.28 Anders ausgedrückt wird einem 
Betreuten dann die Freiheit entzogen, wenn er in seinem Wunsch, sich wie jeder 
andere Volljährige zu bewegen, wann und wohin er möchte, gezielt behindert 
wird.29 Dabei kommt es nicht darauf an, ob der Betroffene den aktuellen und 
konkreten Willen zur Fortbewegung hat oder nicht; für das Vorliegen einer Frei-
heitsentziehung reicht es aus, dass sich der Betroffene aufgrund einer Maßnahme 
körperlich nicht mehr bewegen könnte, wenn er es wollte.30 
Ein Entzug der Freiheit liegt auch dann vor, wenn  der Betreute, der sich bei ob-
jektiver Betrachtung aufgrund körperlicher Gebrechen überhaupt nicht mehr fort-
bewegen kann, aber einen natürlichen Willen im Hinblick auf die Fortbewegung 
bildet, an derselbigen gehindert wird. Dieser natürliche Wille kann beispielsweise 
durch Gesten oder durch den Versuch, Sicherungsmaßnahmen, wie zum Beispiel 
ein Bettgitter, zu überwinden, ausgedrückt werden. Ist der Betroffene nicht mehr 
dazu in der Lage über Sprache oder Gesten zu kommunizieren, gibt es aber Hin-
weise auf eine willensgetragene Bewegung, so ist von der Fähigkeit des Betroffe-
nen, einen natürlichen Willen zu bilden so lange auszugehen, wie das Gegenteil 
nicht zuverlässig bewiesen werden kann.31 
Die Beantwortung der Frage, ob eine freiheitsentziehende Maßnahme vorliegt 
oder nicht, kann nicht ausschließlich an der Art der Maßnahme festgemacht wer-
den. In gleicher Weise müssen die beim Betroffenen vorhandenen Fähigkeiten 
und dessen Perspektive berücksichtigt werden. Ein am Stuhl angebrachter Thera-
pietisch stellt nur dann eine freiheitsentziehende Maßnahme dar, wenn der Betreu-
te nicht in der Lage ist, diesen selbstständig zu entfernen.32 Die Rechtsprechung 
definiert deshalb Freiheitsentziehung im Sinne des § 1906 IV BGB auch als jede 
                                                 
28 Vgl. Dodegge/Roth /Dodegge Teil G Rdnr. 49.  
29 Vgl. Damrau, Jürgen: § 1906 Unterbringung und freiheitsbeschränkende Maßnahmen, in: Dam-
rau, Jürgen/Zimmermann, Walter (Hrsg.): Betreuung und Vormundschaft: Kommentar zum mate-
riellen und formellen Recht, 2. A, Stuttgart 1995, Rdnr. 17 (im Folgenden zitiert als: Betreuung 
und Vormundschaft/Bearbeiter). 
30 Vgl. OLG Hamm, FamRZ 1993, S. 1490 (1491). 
31 Vgl. OLG Hamm, FamRZ 1993, S. 1490 (1492); vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 49. 
32 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 46.  
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für den Betroffenen nicht mit zumutbaren Mitteln überwindbare Behinderung sei-
ner Bewegungsfreiheit.33. 
Freiheitsentziehende Maßnahmen sind immer individuelle, personenbezogene 
Einzelmaßnahmen. Sind von einer Maßnahme beispielsweise alle Bewohner eines 
Heimes betroffen, so wird diese nicht vom Geltungsbereich des § 1906 IV BGB 
erfasst.34 
In folgenden Fällen kann ein Freiheitsentzug eindeutig verneint werden: 
Ist der Betroffene mit einer unterbringungsähnlichen Maßnahme einverstanden, so 
liegt keine Freiheitsentziehung vor; die Maßnahme ist dann nicht genehmigungs-
bedürftig.  
Gibt es bei einem Betreuten keinerlei Hinweise auf eine willentliche Bewegung, 
so fehlt es für die Genehmigungsbedürftigkeit einer Maßnahme nach § 1906 IV 
BGB am Kriterium des Freiheitsentzugs. Dies ist der Fall, wenn sich der Betrof-
fene aufgrund körperlicher Gebrechen ohnehin nicht mehr fortbewegen kann oder 
wenn er aufgrund geistiger Gebrechen nicht mehr in der Lage ist, einen natürli-
chen Willen im Hinblick auf die Fortbewegung zu bilden. Es kann jedoch die Ge-
fahr bestehen, dass sich dieser Betreute durch unwillkürliche, reflexartige Bewe-
gungen verletzt, z.B. wenn er in unruhigem Schlaf aus dem Bett fällt oder körper-
lich so schwach ist, dass er aus einem Stuhl herausrutscht. Maßnahmen, die den 
Betreuten vor diesen Gefahren schützen sollen, fallen nicht unter den Geltungsbe-
reich des § 1906 IV BGB und sind damit auch nicht genehmigungsbedürftig.35  
Unter Berücksichtigung der aufgezeigten Aspekte lässt sich zusammenfassend für 
freiheitsentziehende Maßnahmen folgende Definition aufstellen: Eine freiheits-
entziehende Maßnahme im Sinne des § 1906 IV BGB liegt vor, wenn ein Bewoh-
ner entgegen seinem natürlichen Willen durch mechanische Vorrichtungen, Me-
dikamente oder auf andere Weise in seiner Fortbewegungsfreiheit beeinträchtigt 
wird und er diese Beeinträchtigung nicht ohne fremde Hilfe überwinden kann.36 
Welche konkreten Mittel für eine Freiheitsentziehung in Betracht kommen, soll 
im Folgenden erläutert werden. 
                                                 
33 Vgl. LG Frankfurt/Main, FamRZ 1993, S. 601. 
34 Vgl. AmtsG Stuttgart-Bad Cannstatt, FamRZ 1997, S. 704 (705). 
35 Vgl. OLG Hamm, FamRZ 1994, S. 1270, (1271). 
36 Vgl. Walther, Guy: Freiheitsentziehende Maßnahmen nach § 1906 Absatz 4 BGB: Verfahren, 
Handlungskonzepte und Alternativen, in: BtPrax, Bd. 6/2005, S. 214.      
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3.1.1 Freiheitsentziehung durch mechanische Vorrichtungen 
§ 1906 IV BGB nennt die Freiheitsentziehung durch mechanische Vorrichtungen. 
Unter mechanischen Vorrichtungen sind alle Mittel zu verstehen, die aufgrund 
ihrer Größe, ihres Gewichtes oder ihrer Technik dazu geeignet sind, in die Bewe-
gungsfreiheit des Betreuten einzugreifen. Durch deren Einsatz wird, je nach Art 
des Mittels, die Bewegung oder Fortbewegung des von der Maßnahme Betroffe-
nen ganz oder teilweise verhindert.37 
Es gibt verschiedene Arten von mechanischen Vorrichtungen. Ein in der Praxis 
sehr häufig angewandtes Mittel ist das Anbringen eines Bettgitters oder eines 
Bettseitenteils  am Bett des Betreuten. Ziel ist es, den Betroffenen vor einem Sturz 
aus dem Bett zu schützen. Bettgitter und Bettseitenteile sollen aber auch dazu die-
nen, den Betreuten am Verlassen des Bettes zu hindern.38 
Beim Bettgitter handelt es sich um eine höhenverstellbare Gittervorrichtung an 
einer oder an beiden Längsseiten des Bettes; ein Bettseitenteil besteht meist aus 
zwei übereinander angebrachten Längsbalken und ist ebenfalls in seiner Höhe 
variabel. Beide werden in Metallschienen geführt, die am Bett des Betreuten an-
gebracht sind. Die Höhe dieser Vorrichtungen entspricht den Bettabschlüssen an 
Kopf- und Fußende des Bettes. Alten- und Pflegebetten sind meist serienmäßig 
mit einem Bettgitter oder einem Bettseitenteil ausgestattet. Werden diese nicht 
gebraucht, so können sie nach unten zwischen Fußboden und Liegefläche gescho-
ben werden. Bettgitter und Bettseitenteile lösen häufig bei dem von der Maßnah-
me Betroffenen beängstigende Gefühle aus. Es ist deshalb empfehlenswert, die 
Vorrichtungen mit Schutzbezügen zu verkleiden und mit einer Wolldecke abzu-
polstern.39 Das Anbringen eines Bettgitters oder eines Bettseitenteils stellt eine 
freiheitsentziehende Maßnahme im Sinne des § 1906 IV BGB dar und bedarf so-
mit einer Genehmigung durch das Vormundschaftsgericht.40 In informativen Ge-
sprächen mit Alten- und Pflegeheimen wurde darauf hingewiesen, dass beim Anb-
ringen eines Bettgitters beispielsweise dann Probleme entstehen können, wenn der 
                                                 
37 Vgl. Schumacher, Christa: Freiheitsentziehende Maßnahmen mit mechanischen Mitteln bei der 
Betreuung gebrechlicher Menschen: Recht und Praxis der Fixierung, Köln, 1997, S. 25. 
38 Vgl. Schumacher, C., S. 25; vgl. auch Henke, Friedhelm S. 91. 
39 Vgl. Henke, F., S. 93. 
40 Vgl. OLG Hamm, FamRZ 1993, S. 1490(1491f.); vgl. BT-Drucks. 11/4528  S. 148. 
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Betreute körperlich dazu in der Lage ist, diese Vorrichtung zu überwinden. Beim 
Versuch, über die Gittervorrichtung zu klettern, besteht für den Betroffenen eine 
erhöhte Sturzgefahr. Deshalb wird das Anbringen eines Bettgitters häufig durch 
ein Gurtsystem, das im Folgenden erläutert wird, ergänzt, um den Betreuten am 
Überwinden des Bettgitters zu hindern. Bei der Kombination von Bettgitter und 
Gurtsysteme dürfen jedoch nur durchgängige Bettgitter und keine geteilten Bett-
seitenteile41 verwendet werden, um ein mittiges Durchrutschen und eine damit 
verbundene Strangulationsgefahr zu vermeiden.42  
Das Festbinden des Betreuten durch einen oder mehrere Leibgurte an Stuhl oder 
Bett fällt ebenfalls unter den Begriff der mechanischen Vorrichtungen.43 Hierbei 
handelt es sich um die typische Fixierung oder Fesselung des Betreuten.44 Durch 
diese Maßnahme soll erreicht werden, dass der Betroffene die angebundenen Kör-
perteile nicht bewegen kann. Dasselbe Mittel wird außerdem angewandt, um den 
Betreuten an einem ihm zugewiesenen Ort festzuhalten.45 Auch zur Durchführung 
einer regelmäßigen Körpergrundpflege kann eine Fixierung erforderlich sein.46     
Um zu vermeiden, dass sich der Betroffene bei der Fixierung mit Gurten Verlet-
zungen wie Schnitte, Hämatome oder Quetschungen zufügt, muss das Fixie-
rungsmaterial weich und gleichzeitig reißfest sein.47 Fixiergurte bestehen deshalb 
aus textilen Fasern. Meist werden Gurte aus einem Baumwoll-/Zellwollgemisch 
verwendet, die entweder mit Klettverschlüssen oder mit Magnetschlössern ge-
schlossen werden können. Das Öffnen von Magnetschlössern ist nur mit einem 
speziellen Magnetschlüssel möglich.48 
Im Bett kann der Betreute mittels Bauchgurt, Handhalterungen, Fußhalterungen 
und Schulterhalterungen fixiert werden. 
Der zuvor am Bett befestigte Bauchgurt wird um die Taille des Betroffenen gelegt 
und mit einem Schloss gesichert. Bauchgurte enthalten so genannte Scherengitter, 
die dem Betreuten trotz Fixierung Bewegungsfreiheit einräumen, er kann sich 
                                                 
41 Vgl. Erläuterung in 8.4. 
42 Vgl. Henke, F., S. 96. 
43 Vgl. BayObLG, FamRZ 1994, S. 721 (722); vgl. OLG Hamm, FamRZ 1993, S. 1490 (1491f.). 
44 Vgl. Dodegge/Roth / Dodegge Teil G Rdnr. 51. 
45 Vgl. Schumacher, C., S. 26. 
46 Vgl. AmtsG Hof, BtPrax 2004, S. 119. 
47 Vgl. Schumacher, C., S. 26. 
48 Vgl. Henke, F., S. 94. 
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deshalb auch mit Bauchgurt in seinem Bett aufrichten. Um zu vermeiden, dass der 
Betroffene dabei aus dem Bett fällt und sich stranguliert, müssen die an den bei-
den Seiten des Bauchgurtes angenähten Rückhaltevorrichtungen an der Bettkante 
befestigt werden.49 Diese schützen den Betreuten vor einem Sturz aus dem Bett, 
verhindern dabei aber nicht, dass sich der Betroffene in seinem Bett aufrichten 
kann. 50 
Unter einer Handhalterung ist eine Handmanschette zu verstehen, mit der jeweils 
ein Handgelenk am Bauchgurt oder seitlich am Bett fixiert werden kann. Damit 
der Betroffene mehr Bewegungsfreiheit hat, können auch verlängernde Handhal-
terungen in Form eines angenähten Verlängerungsgurtes eingesetzt werden.51 
Fußhalterungen bestehen aus Fußmanschetten, die ein Fixieren eines oder beider 
Füße ermöglichen. Die Füße können entweder fest oder auch locker - mit mehr 
Bewegungsfreiheit für den Betreuten - fixiert werden.52  
Eine Schulterhalterung wird eingesetzt, wenn verhindert werden soll, dass sich 
zum Beispiel ein korpulenter Patient aus dem Bauchgurt herauswindet. Auch bei 
der Fixierung mittels Schulterhalterung hat der Patient die Möglichkeit, sich im 
Bett aufzusetzen. Soll dies verhindert werden, so ist das Anbringen von Zusatz-
gurten an der Schulterhalterung erforderlich.53 
Bei der Fixierung des Betroffenen am Bett müssen zusätzlich die Bettseitenteile 
hochgestellt werden. Je nachdem welche und wie viele Körperstellen festgebun-
den sind, werden so genannte Punktfixierungen unterschieden. Bei der Ein-Punkt-
Fixierung wird nur eine Körperstelle fixiert, beispielsweise der Rumpf mit Hilfe 
eines Bauchgurtes. Von einer Ein-Punkt-Fixierung spricht man auch, wenn nur 
eine Extremität, wie zum Beispiel das Handgelenk fixiert wird, um den Betroffe-
nen beispielsweise daran zu hindern, sich seine Intranüle zu entfernen. Von einer 
Zwei-Punkt-Fixierung spricht man, wenn beide Handgelenke oder beide Fußge-
lenke festgebunden werden. In der Praxis wird grundsätzlich die so genannte dia-
gonale Drei-Punkt-Fixierung empfohlen. Hier werden Bauch, ein Handgelenk und 
das entsprechend diagonal gegenüberliegende Fußgelenk fixiert. Beim Festbinden 
                                                 
49 Vgl. Anhang: Anlage 6. 
50 Vgl. Henke, F., S. 111. 
51 Vgl. Henke, F.,  S. 113f. 
52 Vgl. Henke, F.,  S. 119. 
53 Vgl. Henke, F., S. 124. 
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beider Fußgelenke und beider Handgelenke handelt es sich um die Vier-Punkt-
Fixierung. Ab einer Fünf-Punkt-Fixierung, das heißt beim Festbinden beider Fuß-
gelenke, beider Handgelenke und des Rumpfes müssen die Bettseitenteile nicht 
mehr hochgestellt werden. Wird diese Maßnahme durch das Fixieren der Schul-
tern oder des rechten und des linken Oberschenkels ergänzt, so handelt es sich um 
eine Sieben-Punkt-Fixierung. Durch das Anbringen weiterer Gurte lassen sich 
diese Punktfixierungen fortsetzen.54 Dabei gilt es aber stets den Grundsatz: „So 
viel Bewegungsfreiheit wie möglich und so wenig Fixierung wie nötig“55 zu be-
achten. Die Genehmigung eines einzelnen Fixierungsgurtes stellt keinen „Frei-
pass“ für weitere Fixierungen dar. Jeder weitere Gurt bedarf einer separaten Ein-
willigung, ärztlichen Anordnung und richterlichen Genehmigung.56 
Von der Punktfixierung abzugrenzen ist die so genannte Akutfixierung. Diese wird 
in Notsituationen angewandt, wenn eine schnelle Fixierung erforderlich ist, weil 
der Betroffene beispielsweise große Kräfte entwickelt und nur von mehreren Pfle-
gepersonen gemeinsam fixiert werden kann. Die Besonderheit der Akutfixierung 
besteht darin, dass Schulter-, Hand-, und Fußhalterungen nicht erst durch die da-
für vorgesehene Schlaufe am Bauchgurt gezogen werden müssen, sondern bereits 
direkt am Gurt angenäht sind. Somit ist eine schnellere Fixierung des Betreuten 
möglich. Zu beachten ist jedoch, dass eine Akutfixierung den Betroffenen in sei-
ner Bewegungsfreiheit sehr stark einschränkt.57   
Auf Sitzgelegenheiten kann der Betroffene mit Hilfe von Becken-, Leib-, Rücken-
lehnen- und Hosenträgergurten fixiert werden.  
Der gepolsterte Beckengurt soll dem Betreuten Halt bieten. Der Gurt wird um das 
Becken des Betreuten gelegt, in Richtung Rückenlehne geführt und mit einem 
Schnappverschluss oder Magnetverschluss hinter der Rückenlehne gesichert. Zu-
sätzlich zum Beckengurt wird oft auch eine Anti-Rutsch-Auflage auf die Sitzflä-
che gelegt, um den Betreuten vor dem Herausrutschen aus dem Beckengurt zu 
schützen. 
                                                 
54 Vgl. Henke, F., S. 96-98. 
55 Henke, F., S. 96. 
56 Vgl. Henke, F., S. 46, 107.  
57 Vgl. Henke, F., S. 99-101. 
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Um die Positionierung des Patienten zu unterstützen, wird zunächst ein Rücken-
lehnengurt im Rollstuhl oder auf der jeweiligen Sitzgelegenheit angebracht. An 
den Schlaufen des Rückenlehnengurtes kann ein Leibgurt, der um die Taille des 
Betroffenen gelegt und anschließend geschlossen wird, angebracht werden. Für 
größere Sitzgelegenheiten, wie zum Beispiel beim Ohrensessel, gibt es den so 
genannten Multigurt in entsprechender Länge. 
Ein Hosenträgergurt soll die aufrechte Körperhaltung des körperschwachen Be-
treuten unterstützen. Gleichzeitig soll er auf einem Stuhl ein Durchrutschen nach 
unten verhindern, wenn der Betreute beispielsweise im Sitzen schläft. Der Hosen-
trägergurt ist aber auch sinnvoll, wenn der Betroffene eine hängende Haltung hat, 
ständig auf den Fußboden sieht und seine Desorientiertheit dadurch noch verstärkt 
wird. Die Benutzung des Hosenträgergurtes darf nur in Verbindung mit einem 
Rückenlehnengurt und einem Leibgurt erfolgen. Der Hosenträgergurt wird zu-
nächst am Rückenlehnengurt angebracht. Anschließend wird das so genannte 
Schrittpolster, dessen Form an einen umgekehrten Fahrradsattel erinnert, mit 
Schultergurten in Brusthöhe verbunden.58  
Zu den mechanischen Vorrichtungen gehören außerdem die so genannten Schutz-
decken. Ziel ist es, den Betreuten am Verlassen des Bettes zu hindern; gleichzeitig 
soll er aber auch vor einem  Sturz aus dem Bett geschützt werden. Bei der Schutz-
decke handelt es sich um eine bleibeschwerte Textildecke, die auf den Betreuten 
gelegt wird. Ihre Anwendung ist jedoch nur bei Betreuten sinnvoll, die körperlich 
etwas schwächer sind. Kräftigere Menschen können in der Lage sein, sich aus der 
Decke zu befreien.59 
Ebenso fallen Fixierdecken, die auch als Bettschürzen bezeichnet werden, unter 
den Begriff der mechanischen Vorrichtungen. Hierbei handelt es sich um ein La-
ken mit rundem Kopfausschnitt und mehreren Schnüren, die seitlich an der Decke 
angebracht sind. Eine Fixierdecke kommt bei liegenden Menschen, die vor einem 
Sturz aus dem Bett geschützt werden sollen, zum Einsatz. Der Hals des Patienten 
befindet sich im Kopfausschnitt, die zwei kopfseitigen Enden werden kreuzweise 
                                                 
58 Vgl. Henke, F., S. 133-142. 
59 Vgl. Schumacher, C., S. 26; vgl. Walther, Guy, BtPrax 6/2005 S. 214, 215. 
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über den Rücken des Betroffenen geführt. Anschließend werden die seitlichen 
Schnüre der Fixierdecke am Bett des Betroffenen verknotet. 60 
Zu den mechanischen Vorrichtungen gehören auch Stuhltabletts, Therapie- und 
Stecktische sowie Fixierungsstühle. Ziel ist es, den Betroffenen vor dem Heraus-
fallen aus Stuhl oder Sessel zu schützen oder ihn am Verlassen desselbigen zu 
hindern. 
Unter Stuhltabletts und Therapie- beziehungsweise Stecktischen sind tischartige 
Vorrichtungen zu verstehen, die an Stuhl, Sessel oder Rollstuhl des Betreuten be-
festigt werden. Sitzgelegenheiten, an die eine solche Vorrichtung angebracht wird, 
werden auch als Fixierungsstühle bezeichnet.61 
Unter den Begriff der mechanischen Vorrichtungen fällt außerdem das Einsperren 
des Betroffenen. Dieses kann durch das zeitweilige Abschließen der Zimmer- oder 
Eingangstüre tagsüber und/oder nachts erfolgen, wenn der Betreute keinen 
Schlüssel erhält oder das Öffnen der Türe nicht anderweitig, zum Beispiel durch 
das Pflegepersonal oder einen Pförtner, sichergestellt ist und der Betroffene somit 
keine Möglichkeit hat, die Einrichtung jederzeit zu verlassen.62  
Auch komplizierte Schließmechanismen, wie zum Beispiel Trickschlösser oder 
Zahlenkombinationen, die den Betreuten am Verlassen eines Gebäudes oder 
Raumes hindern sollen, gehören zu den mechanischen Vorrichtungen.63 
Dasselbe gilt für schwergängige Türen, die Täuschung über vorhandene Verriege-
lungen an den Türen, hoch angebrachte Türgriffe, Drehknaufe an den Türen oder 
gesicherte Aufzüge. 64 
                                                 
60 Vgl. Henke, F., S. 89. 
61 Vgl. Schumacher, C., S. 26. 
62 Vgl. BT-Drucks. 11/4528, S. 148; vgl. Bienwald, Werner: § 1906 Genehmigung des Vormund-
schaftsgerichts bei der Unterbringung, in: Staudinger: Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
mit Einführungsgesetz und Nebengesetzen, Buch 4, Familienrecht, §§ 1896-1921, Rechtliche 
Betreuung und Pflegschaft, 13.A., Neubearbeitung 2006, Berlin 2006 (im Folgenden zitiert als 
Staudinger/Bearbeiter); vgl. Dodegge/Roth/Dodegge, TeilG Rdnr. 51; vgl. Walther, G. BtPrax 
6/2005 S. 214,215.  
63 Diederichsen, Uwe: § 1906 Genehmigung des Vormundschaftsgerichts bei der Unterbringung, 
in: Palandt: Bürgerliches Gesetzbuch, 67. A., München 2008, § 1906 Rdnr. 35 (im Folgenden 
zitiert als: Palandt/Bearbeiter). 
64 Vgl. Walther, G. BtPrax 6/2005 S. 214,215. 
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3.1.2 Freiheitsentziehung durch Medikamente 
Ein Freiheitsentzug kann nach dem Wortlaut des § 1906 IV BGB auch durch die 
Verabreichung von Medikamenten erfolgen.  
Grundsätzlich bedarf jede medikamentöse Behandlung der Einwilligung des Be-
troffenen oder seines Betreuers. Wird dieselbige bei der Vergabe eines Medika-
ments nicht eingeholt, so stellt dies einen Eingriff in die körperliche Unversehrt-
heit und in das allgemeine Persönlichkeitsrecht des Betreuten, die durch Artikel  
2 I GG geschützt werden, dar.  
Die Verabreichung von bestimmten Arzneimitteln kann jedoch auch zu einem 
Eingriff in die durch Artikel 2 II Satz 2 GG und Artikel 104 I Satz 1 GG geschütz-
te Freiheit der Person führen.65 Die Rede ist hier von so genannten sedierenden 
Medikamenten, wie Psychopharmaka, Schlaf- und Beruhigungsmitteln. Bei der 
Frage, ob die medikamentöse Behandlung für den Betroffenen eine Freiheitsent-
ziehung darstellt und somit einer richterlichen Genehmigung bedarf, kommt es 
auf die Intention, also die Zielrichtung der Medikamentenverabreichung an.66  
Eine vormundschaftsgerichtliche Genehmigung ist erforderlich, wenn Medika-
mente gezielt dazu eingesetzt werden, den Betreuten an der Fortbewegung in der 
Einrichtung oder am Verlassen seines Aufenthaltsortes zu hindern.67 Dasselbe 
gilt, wenn der Arzneimitteleinsatz zu Ruhigstellung des Betreuten oder zur Hers-
tellung von Ruhe auf der Station beziehungsweise in der Einrichtung erfolgt.68 
Unter Medikamenten, die freiheitsentziehenden Charakter haben, sind also solche 
Arzneimittel zu verstehen, die entweder alleine oder im Zusammenwirken mit 
anderen Stoffen dazu führen, dass der Betroffene Räumlichkeiten oder die Ein-
richtung selbst nicht verlassen kann.69 Die sedierende Folge der Medikamenten-
verabreichung ist hierbei gerade beabsichtigt. Sobald diese das Ausmaß einer 
freiheitsentziehenden Maßnahme erreicht, bedarf sie gemäß § 1906 IV BGB einer 
Genehmigung durch das Vormundschaftsgericht. Nicht geklärt ist in diesem  
                                                 
65 Vgl. Hoffmann, Birgit / Klie, Thomas: Freiheitsentziehende Maßnahmen: Unterbringung und 
unterbringungsähnliche Maßnahmen in Betreuungsrecht und –praxis, Heidelberg 2004, S. 89  
66 Vgl. Coeppicus, Rolf: Sachfragen des Betreuungs- und Unterbringungsrechts, Stuttgart 2000, S. 
180. 
67 Vgl. Dodegge, Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 51. 
68 Vgl. Jürgens/Marschner § 1906 Rdnr. 39. 
69 Vgl. Staudinger/ Bienwald § 1906 Rdnr. 43. 
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Zusammenhang, von welcher Intensität an die Einschränkung der Bewegungsfrei-
heit des Betroffenen als Freiheitsentziehung anzusehen ist.70 
Hiervon abzugrenzen sind Fälle, in denen ein Medikament mit dem Ziel der sedie-
renden Wirkung verabreicht wird und dennoch keine freiheitsentziehende Bedeu-
tung hat. Als Beispiel wäre hier ein Betreuter zu nennen, der unter ständigem Zit-
tern leidet. Er kann sich weder fortbewegen noch seine Hände sinnvoll einsetzen. 
Durch die Verabreichung eines sedierenden Medikaments können die Spitzen der 
Zitterkrankheit reduziert werden. Das Leiden des Betroffenen wird verringert; 
durch das Medikament erhält er wieder mehr Möglichkeiten zur Fortbewegung 
und Beschäftigung. Trotz der final sedierenden Wirkung des Medikaments bedarf 
dessen Vergabe keiner gerichtlichen Genehmigung.71   
Werden sedierende Medikamente zu Heilzwecken eingesetzt oder aus therapeuti-
schen Gründen verabreicht, beispielsweise zur Linderung von Unruhe- und 
Angstzuständen und entfaltet das Medikament keine Nebenwirkungen in Form 
von Einschränkung der körperlichen Bewegungsfreiheit, so ist die Verabreichung 
des Mittels ebenfalls nicht genehmigungsbedürftig.72 
Auch wenn durch die Verabreichung eines Medikamentes als unbeabsichtigte 
Nebenwirkung der Bewegungsdrang des Betreuten eingeschränkt wird, besteht 
bezüglich der Medikation keine gerichtliche Genehmigungsbedürftigkeit.73 Die 
Intention der Arzneimittelvergabe ist hier ein therapeutischer Zweck und kein 
Freiheitsentzug. Anders zu beurteilen ist der Fall, bei dem durch die Verabrei-
chung von Medikamenten neben dem Heilzweck zusätzlich, als beabsichtigte Ne-
benwirkung, eine Einschränkung des Bewegungsdrangs des Betreuten erreicht 
werden soll, ohne dass dies zu Behandlungszwecken erforderlich wäre; hier ist 
eine gerichtliche Genehmigung einzuholen.74 Die dargestellte Auffassung, in wel-
chen Fällen die Verabreichung sedierender Medikamente eine gerichtliche Ge-
nehmigung erfordert, wird von der Literatur überwiegend auch so vertreten. 
                                                 
70 Vgl. Walther, G. BtPrax 6/2005 S. 214,216. 
71 Vgl. Seichter, Jürgen: Einführung in das Betreuungsrecht: Ein Leitfaden für Praktiker des Be-
treuungsrechts, Heilberufe und Angehörige von Betreuten, 3. A., Berlin u.a. 2006, S. 194 
72 Vgl. Hoffmann, B./ Klie, T. S. 90 
73 Vgl. BT-Drucks. S. 149; vgl. Coeppicus, R. S. 180. 
74 Vgl. Hoffmann, B./Klie, T. S. 90f. 
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Professor Dr. Thomas Klie von der Evangelischen Fachhochschule Freiburg 
schließt sich dieser jedoch nicht an. Er ist der Meinung, dass auch die Verabrei-
chung von Medikamenten, die eine unbeabsichtigte Nebenwirkung entfalten und 
damit die Bewegungsfreiheit des Betroffenen einschränken, einer richterlichen 
Genehmigung bedarf. Laut Klie kommt es bei der Frage des Vorliegens einer un-
terbringungsähnlichen Maßnahme nicht darauf an, ob durch die Medikamenten-
verabreichung ein Freiheitsentzug bezweckt werden soll oder nicht; seiner Mei-
nung nach reicht die tatsächliche freiheitsentziehende Wirkung beim Betroffenen 
aus, um das Vorliegen einer freiheitsentziehenden Maßnahme im Sinne des  
§ 1906 IV BGB bejahen zu können.75 Informative Gespräche mit Alten- und Pfle-
geheimen haben gezeigt, dass die Auffassung Klies in bestimmten Einrichtungen 
geteilt wird. Gleichzeitig wurde aber auch darauf hingewiesen, dass sich viele 
Gerichte mit dieser Fallkonstellation aus Zeitgründen nicht befassen können. Ge-
nehmigungsanträge für die Verabreichung von Medikamenten, die durch eine 
nicht beabsichtigte Nebenwirkung die Bewegungsfreiheit des Betroffenen ein-
schränken, werden somit gar nicht erst bearbeitet. 
Auch in einem weiteren Punkt weicht Klie von der überwiegenden Literaturauf-
fassung ab. Seiner Meinung nach ist eine Verabreichung von Medikamenten, die 
keinen therapeutischen Zweck verfolgt und nur zum Ziel hat, den Betreuten in 
seiner Bewegungsfreiheit einzuschränken, nicht genehmigungsfähig. Laut Klie ist 
eine Verordnung von Medikamenten zu derartigen Zwecken schon aus arzneimit-
telrechtlichen Gründen nicht möglich; außerdem sei eine solche Maßnahme nicht 
mit dem Wohl des Betreuten vereinbar.76 Bei einer genaueren Betrachtung der 
Nebenwirkungen, die von sedieren Medikamenten ausgehen können, wird diese 
Auffassung nachvollziehbar. Folge der Verabreichung von Psychopharmaka sind  
häufig gesundheitliche Schäden, wie zum Beispiel Thrombosen, Kreislaufstörun-
gen und Blutdruckabfall, die zu einer erhöhten Sturzgefahr des Betroffenen führen 
können. Möglicherweise wird dadurch sogar eine Fixierung des Betroffenen durch 
mechanische Vorrichtungen erforderlich, um Sturzverletzungen zu vermeiden.  
                                                 
75 Vgl. Hoffmann, B./Klie, T. S. 91. 
76 Vgl. Hoffmann, B./Klie, T. S. 91. 
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Häufig werden durch derartige Medikationen beim Betroffenen auch Unruhezu-
stände ausgelöst, die nur durch eine weitere Medikamentendosis verringert wer-
den können.77 Verabreicht man sedierende Medikamente also zum Zwecke der 
Pflegeerleichterung oder zur Schaffung von Ruhe in der Einrichtung, so kann dies 
gleichzeitig für den Betroffenen einen erheblichen Eingriff in seine verfassungs-
rechtlich geschützte körperliche Unversehrtheit bedeuten.78 Eine Genehmigungs-
fähigkeit muss deshalb in diesem Zusammenhang tatsächlich in Frage gestellt 
werden. 
Bei der Frage, ob die Verabreichung eines sedierenden Medikamentes freiheits-
entziehenden Charakter hat und infolgedessen genehmigungsbedürftig ist, können 
erhebliche Abgrenzungsprobleme entstehen, da eine Freiheitsentziehung durch 
Arzneimittel mit sedierender Wirkung oft therapeutisch begründet wird.79 In der 
Literatur wird in diesem Zusammenhang häufig auch von einem Graubereich ge-
sprochen.80 
Verschiedene Studien zu freiheitsentziehenden Maßnahmen in Alten- und Pflege-
heimen haben gezeigt, dass ein Freiheitsentzug durch Psychopharmaka in der 
Praxis sehr häufig auftaucht und diese sedierenden Medikamente in einigen Hei-
men nicht nur zu Heilzwecken, sondern überwiegend zur Ruhigstellung der Pa-
tienten eingesetzt werden. In den meisten Fällen fehlt die Legitimation der Maß-
nahme mittels einer Genehmigung durch das Vormundschaftsgericht und nur sel-
ten liegt bei entscheidungsunfähigen Personen eine Einwilligung in die Maßnah-
me durch den gesetzlichen Betreuer vor.81 Diese Tatsache ist auf verschiedene 
Ursachen zurückzuführen. Der Arzt verordnet dem Betroffenen ein sedierendes 
Medikament grundsätzlich zum Zwecke der Heilbehandlung, also um Schmerzen 
zu lindern, eine Verschlechterung der Gesundheit zu vermeiden oder eine Krank-
heit zu heilen, nicht aber zum Zwecke der Sedierung. In der Praxis tritt der Fall 
der Genehmigungspflichtigkeit zur Verabreichung eines sedierenden  
                                                 
77 Vgl. Grond, Erich: Freiheitseinschränkung durch Psychopharmaka in Altenheimen, in: Klie, 
Thomas/Pfundstein, Thomas/Stoffer, Franz (Hrsg.): „Pflege ohne Gewalt?“: Freiheitsentziehende 
Maßnahmen in Pflegeheimen – Entwicklung von Präventions- und Handlungsstrategien, Vorges-
tellt, Bd. 72,  Köln 2005, S. 153 (im Folgenden zitiert als: Klie/Pfundstein) 
78 Vgl. auch Walther, G. BtPrax 6/2005 S. 214, 216. 
79 Vgl. Coeppicus, R., S. 180. 
80 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge, Teil G Rdnr. 52. 
81 Vgl. Klie/Pfundstein S. 78; vgl. Walther, G. BtPrax 6/2005, S. 214, 216. 
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Medikamentes deshalb kaum auf.82 Weiterhin erhält der Betroffene ein verordne-
tes Medikament in der Regel durch das Pflegepersonal. Dabei kommt es häufig 
vor, dass Pflegekräfte zwar auf die Zweckmäßigkeit, nicht aber auf die Rechtmä-
ßigkeit eines verordneten Arzneimittels achten. Auch wenn ein Medikament ärz-
tlich verordnet wird, darf dies nicht gegen den Willen des Betreuten beziehung-
sweise ohne die Einwilligung seines Betreuers oder Bevollmächtigten verabreicht 
werden.83 Die Verschreibung des Medikaments durch den Arzt ersetzt diese not-
wendige Einwilligung nicht. Einem Betreuer, der in der Regel kaum medizinische 
Kenntnisse hat, fällt es oft schwer zu beurteilen, ob ein Medikament tatsächlich 
freiheitsentziehenden Charakter hat und somit der gerichtlichen Genehmigung 
bedarf.84 Für die Frage der Genehmigungsbedürftigkeit einer Medikamentenver-
gabe ist deren Zielsetzung ausschlaggebend.85 Deshalb muss der Betreuer im Ein-
zelfall die Begründung für die Verordnung eines Medikaments genau beleuchten. 
Er sollte dazu den behandelnden Arzt konsultieren und Auskünfte zur Verschrei-
bung des Medikaments, zu möglichen Nebenwirkungen und Risiken, sowie zu 
Alternativen der Behandlung einholen. Außerdem kann für die Überprüfung der 
Zweckbestimmung des Medikaments eine sorgfältige Pflegedokumentation hilf-
reich sein. 86  
Werden sedierende Medikamenten wie zum Beispiel Psychopharmaka längerfris-
tig verabreicht, so ist die Erforderlichkeit einer zusätzlichen Genehmigung nach  
§ 1904 BGB zu überprüfen. Bei einer Dauerbehandlung mit Medikationen dieser 
Art besteht die Gefahr einer gesundheitlichen Schädigung; wegen möglicher Spät-
folgen kann eine derartige Behandlung genehmigungspflichtig sein.87 
Grundsätzlich ist jedoch zu beachten, dass nicht jede Psychopharmakabehandlung 
automatisch freiheitsentziehenden Charakter hat. Als Beispiel wäre hier die Ver-
abreichung von Antidepressiva zu nennen, die in der Regel die Aktivität des Be-
treuten fördern. Die Anwendung dieses Medikamentes verbessert die Situation 
des Betroffenen und stellt keine Maßnahme im Sinne des § 1906 IV BGB dar. 
                                                 
82 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge, Teil G Rdnr. 52. 
83 Vgl. Hoffmann, B./Klie, T. S. 89. 
84 Vgl. Walther, G. BtPrax 6/2005 S. 214,217. 
85 Vgl. Jürgens/Marschner § 1906 Rdnr. 39. 
86 Vgl. Walther, G. BtPrax 6/2005 S. 214,217. 
87 Vgl. LG Berlin, FamRZ 1993, S. 597 (598). 
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Eine gerichtliche Genehmigung ist deshalb nicht erforderlich. Dies zeigt, dass 
nicht jede Behandlung mit sedierenden Medikamenten ohne weiteres als Frei-
heitsentziehung im Sinne des § 1906 IV BGB gewertet werden kann. Dabei ist 
auch zu berücksichtigen, dass eine bestimmte Dosierung eines an sich sedierenden 
Medikaments beim jeweiligen Betroffenen auch nicht zwangsläufig zu einer Frei-
heitsentziehung führen muss. Diese Aspekte werden in gelegentlich veröffentlich-
ten Listen, in denen Medikamente aufgeführt werden, deren Verabreichung stets 
eine gerichtliche Genehmigung erfordert, nicht berücksichtigt.88 
Bei der Frage der Genehmigungsbedürftigkeit für die Verabreichung von sedie-
renden Medikamenten ist es deshalb unerlässlich, den jeweiligen Einzelfall zu 
betrachten. Grundsätzlich gilt, dass jede Behandlung mit sedierenden Medikamen-
ten einer besonderen Aufmerksamkeit bedarf und ihre rechtliche Zulässigkeit stets 
genau zu überprüfen ist.89 
 
3.1.3 Freiheitsentziehung auf andere Weise 
Eine Freiheitsentziehung kann gemäß § 1906 IV BGB außer durch mechanische 
Vorrichtungen und Medikamente auch auf andere Weise erfolgen. Als Beispiel 
wäre hier der Betreute zu nennen, der die Einrichtung verlassen will und von 
Heimpersonal oder Pförtner festgehalten wird. Für einen Freiheitsentzug reicht es 
bereits aus, dass sich diese Personen dem Betroffenen in den Weg stellen, um ihn 
von seinem Vorhaben abzubringen.90 Versucht das Heimpersonal den Betroffenen 
am Verlassen seines Zimmers, der Station oder des Hauses zu hindern und setzt es 
hierbei Mittel ein, wie zum Beispiel körperliche Gewalt, die Androhung von 
Nachteilen, die Ausübung psychischen Drucks auf den Betreuten oder die An-
wendung von Verboten, List und Zwang, so liegt ebenfalls ein Freiheitsentzug 
vor.91 Dabei genügt es schon, dem Betroffenen zu verbieten, die Räumlichkeiten 
zu verlassen. Werden Kleidungsstücke oder Schuhe des Betroffenen, die er 
                                                 
88 Vgl. Seichter, J., S. 194. 
89 Vgl. Hoffmann, B./Klie, T. S. 91f. 
90 Vgl. BT-Drucks. 11/4528 S. 148; vgl. Staudinger/Bienwald § 1906 Rdnr. 43; vgl. Münchener 
Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 39; vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 52. 
91 Vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 34; vgl. Jürgens/Marschner § 1906 Rdnr. 37; 
vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 51; vgl. Walther, G. BtPrax 6/2005 S. 214,215.  
  25 
braucht und ohne die er die Einrichtung nicht verlassen möchte oder kann, weg-
genommen oder versteckt, so handelt es sich um eine freiheitsentziehende Maß-
nahme im Sinne des § 1906 IV BGB.92 Dasselbe gilt, wenn der Heimbewohner 
mit einem besonderen Pflegehemd bekleidet wird.93 Ein weiterer Fall der Frei-
heitsentziehung „auf andere Weise“ ist zum Beispiel gegeben, wenn eine Betreute 
die Gewohnheit pflegt, das Gebäude nur dann zu verlassen, wenn sie im Besitz 
ihrer Handtasche ist, und das Heimpersonal die Tasche versteckt. Der Wille der 
Betroffenen besteht im Besitz der Handtasche als Voraussetzung dafür, sich frei 
bewegen zu können. Verbleibt die Bewohnerin auf Station, weil sie ihre Handta-
sche nicht findet, so wird sie gegen ihren Willen daran gehindert, die Einrichtung 
zu verlassen.94 Eine freiheitsentziehende Maßnahme liegt auch dann vor, wenn 
dem Betreuten Fortbewegungshilfen, wie zum Beispiel Rollstuhl oder Gehwagen 
vorenthalten werden.95 Dies gilt auch für die Wegnahme einer notwendigen Seh-
hilfe, die der Betroffene braucht, um sich zurechtzufinden.96 Der Freiheitsentzug 
„auf andere Weise“ umfasst außerdem das Arretieren des Rollstuhls, ohne dass 
der Betroffene die Möglichkeit hat, diese Blockierung zu lösen.97 Äußert ein 
Heimbewohner, der noch kognitiv am Stationsleben teilhaben kann, den Wunsch, 
auf den Flur oder in den Aufenthaltsraum zu den anderen Mitbewohnern gefahren 
zu werden, so ist diesem Folge zu leisten. Wird der Betroffene dennoch allein in 
seinem Zimmer gelassen, so liegt ein Fall der Freiheitsentziehung vor. Dasselbe 
gilt, wenn der Betreute diesen Wunsch nur mutmaßlich hat. Für die Veränderung 
seines Aufenthaltsortes hat der Betroffene ein Recht auf Hilfe durch das Pflege-
personal. Eine Freiheitsentziehung ist auch dann gegeben, wenn Heimbewohner 
im Obergeschoss einer Einrichtung leben und dieses nicht verlassen können, weil 
sie Angst vor dem Treppensteigen haben und niemand da ist, der ihnen dabei Hil-
fe leistet.98 Dieser Fall wird heutzutage eher seltener vorkommen, da Heime bar-
rierefrei gebaut werden und in der Regel ein Fahrstuhl vorhanden ist.  
                                                 
92 Vgl. Staudinger/Bienwald § 1906 Rdnr. 43; vgl. Jürgens/Marschner § 1906 Rdnr. 37; vgl. Mün-
chener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 39; vgl. Coeppicus, R., S. 179.  
93 Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 51; vgl. Jürgens/Marschner § 1906 Rdnr. 37. 
94 Vgl. Coeppicus, R., S. 179. 
95 Vgl. Staudinger/Bienwald § 1906 Rdnr. 43. 
96 Vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 39. 
97 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 51; vgl. Jürgens/Marschner § 1906 Rdnr. 37. 
98 Vgl. Coeppicus, R., S. 179. 
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3.1.3.1 Freiheitsentziehung durch Personenortungsanlagen 
Ein besonderes Problem stellt die Ausstattung des Betroffenen, der in einem offen 
geführten Heim lebt, mit so genannten Sendeanlagen oder Personenortungssyste-
men dar. Sie werden eingesetzt, um den Betreuten am Weglaufen aus der Einrich-
tung zu hindern.99 Dieses Mittel findet vor allem bei solchen Personen Anwen-
dung, die verwirrt sind und sich draußen verirren würden oder im Straßenverkehr 
stark gefährdet wären.100 Beim Einsatz einer Personenortungsanlage wird ein  
elektronisches Gerät, ein so genannter Sender, am Körper der betreffenden Person 
befestigt.101 Dies kann beispielsweise in Form eines Armbandes oder durch einen 
in den Schuh des Betroffenen eingelegten Personenortungschip erfolgen. Letzterer 
ist sowohl für den Betroffenen selbst, als auch für andere Heimbewohner nicht 
sichtbar.102 Will der Betreute nun die Einrichtung oder einen gesicherten Grund-
stücksbereich verlassen und passiert er dabei ein an der Türe angebrachtes Emp-
fangsgerät, so wird durch den Signalsender oder Chip, der sich an seinem Körper 
befindet, in einer Meldezentrale ein Signal ausgelöst. Diese Zentrale befindet sich 
meist im Stations- oder Schwesternzimmer oder an der Pforte. Das Heimpersonal 
wird somit darauf aufmerksam gemacht, dass der Betroffene einen ihm zugewie-
senen Bereich verlassen will und kann gegebenenfalls eingreifen.103 Die Frage, ob 
es sich bei solchen Sendeanlagen um eine freiheitsentziehende Maßnahme im 
Sinne des § 1906 IV BGB handelt, ist in Literatur und Rechtsprechung umstritten. 
Verschiedene Amtsgerichte stufen Sende- und Personenortungsanlagen als frei-
heitsentziehende Maßnahme im Sinne des § 1906 IV BGB und somit als geneh-
migungsbedürftig ein.104 Das Amtsgericht Hannover begründet dies damit, dass 
der Betroffene alleine durch die Ausstattung mit einem Sender unmittelbar in sei-
nem Recht auf Freiheit eingeschränkt wird. Das Heimpersonal wird nämlich, ne-
ben seiner persönlichen Wahrnehmung, durch ein Signal darauf aufmerksam  
                                                 
99 Vgl. Staudinger/Bienwald § 1906 Rdnr. 43. 
100 Vgl. Feuerabend, Ulrich: Zur Freiheitsentziehung durch sogenannte Personenortungsanlagen 
(Ausstattung von Heimbewohnern mit Signalsendern), BtPrax Bd. 8/1999, S. 93. 
101 Vgl. Schumacher, C., S. 27. 
102 Vgl. Feuerabend, U. BtPrax 8/1999 S. 93,94. 
103 Vgl. Jürgens/Marschner § 1906 Rdnr. 38; vgl. Schumacher, C., S. 27; vgl. Feuerabend, U. 
BtPrax 8/1999 S. 93,94. 
104 Vgl. OLG Brandenburg, FamRZ 2006, S. 1481.  
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gemacht, dass ein Bewohner, der mit einem Sender ausgestattet ist, einen be-
stimmten Bereich der Station verlässt.105 Personenortungsanlagen haben nach 
Auffassung des Amtsgerichtes Bielefeld ihren freiheitsentziehenden Charakter in 
der Zweckrichtung der Signalgebung. Ziel ist es, den Betroffenen zur Rückkehr 
zu bewegen und ihn wieder in das Gebäudeinnere zu begleiten, sobald ein Signal 
ertönt.106 Das Amtsgericht Stuttgart Bad-Cannstatt führt in seiner Entscheidung 
aus, dass der Sender für sich selbst betrachtet die Bewegungsfreiheit des Betroffe-
nen, der ihn am Körper trägt, noch nicht einschränkt. Um eine Freiheitsentziehung 
bejahen zu können, sind noch zusätzliche Maßnahmen des Heimpersonals erfor-
derlich. Diese können jedoch keiner isolierten Prüfung nach § 1906 IV BGB un-
terzogen werden. Das Amtsgericht sieht in der Ausstattung des Betroffenen mit 
dem Sender und in den Maßnahmen des Personals einen zusammenhängenden 
Vorgang, der nicht künstlich in zwei getrennte Teile gespalten werden kann. Das 
Anbringen eines Senders am Körper des Betroffenen ergibt keinen Sinn, wenn das 
Personal bei Auslösen des Signals keine Vorkehrungen trifft. Umgekehrt sind 
auch die vom Heim ergriffenen Maßnahmen in diesem Zusammenhang nicht ohne 
Auslösung eines Signals durch einen Sender denkbar. Betrachtet man Sender und 
Maßnahmen als zusammengehörig, so stellt der Sender eine Freiheitsbeschrän-
kung dar, die rechtlich nicht unbeachtlich ist. Die Überwachung von Personen mit 
technischen Hilfsmitteln, die zum Ziel hat, deren Ortswechsel zu unterbinden, ist 
im Alltag gerade nicht üblich.107 Trotz unterschiedlicher Begründungen sind sich 
alle drei gerichtlichen Entscheidungen in dem Punkt einig, dass es sich bei Perso-
nenortungsanlagen um eine freiheitsentziehende Maßnahme handelt. Ein großer 
Teil der veröffentlichen Literatur teilt diese Auffassung jedoch nicht. Zunächst 
einmal muss auf den Zweck der Genehmigungsbedürftigkeit freiheitsentziehender 
Maßnahmen abgestellt werden, der darin besteht, die körperliche Bewegungs- und 
Entschließungsfreiheit zur Fortbewegung im Sinne der Aufenthaltsbestimmungs-
freiheit zu schützen. Alleine durch die Ausstattung eines Betreuten mit einem 
Sender, über den festgestellt werden kann, ob der Betroffene die Einrichtung  
                                                 
105 Vgl. AmtsG  Hannover, BtPrax 1992, S.113; vgl. OLG Brandenburg, FamRZ 2006, S.1481. 
106 Vgl. AmtsG Bielefeld, BtPrax 1996, S. 232; vgl. OLG Brandenburg, FamRZ 2006, S. 1481. 
107 Vgl. AmtsG Stuttgart-Bad Cannstatt, FamRZ 1997, S. 704; vgl. OLG Brandenburg, FamRZ 
2006, S. 1481.   
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verlässt, wird dessen Fortbewegungsfreiheit noch nicht eingeschränkt; hierbei 
handelt es sich um eine bloße Beaufsichtigungsmaßnahme, die mit Zustimmung 
des Betreuers zulässig ist.108 
Ob ein Freiheitsentzug vorliegt, ist abhängig davon, wie das Heimpersonal rea-
giert, wenn der Betreute die Einrichtung selbst oder einen ihm zugewiesenen Be-
reich verlässt. Bei den Betroffenen handelt es sich in vielen Fällen um verwirrte 
Bewohner mit großem Bewegungsdrang, die das Heim ziellos verlassen wollen. 
Diese Personen können häufig durch Überredung zu einer freiwilligen Umkehr 
bewogen werden. Betreute, die beim Weggehen ein Ziel vor Augen haben, ver-
gessen dieses oftmals wieder. Es kommt auch vor, dass der Betroffene zum Bei-
spiel durch eine Pflegekraft ein Stück auf seinem Weg begleitet wird und dann 
freiwillig wieder umkehrt. In diesen Fällen soll der Betreute durch bloßes Überre-
den dazu gebracht werden, in der Einrichtung zu bleiben; eine zwangsweise Rück-
führung erübrigt sich. Diese Überzeugungsarbeit stellt keine freiheitsentziehende 
Maßnahme im Sinne des § 1906 IV BGB dar, da der Fortbewegung des Betroffe-
nen damit noch keine Hindernisse in den Weg gelegt werden.109 Anders zu beur-
teilen ist der Fall, wenn der Betreute zu seinem Schutz durch Anwendung von 
Zwangsmaßnahmen, wie zum Beispiel durch Gewalt und gegen seinen Willen am 
Verlassen der Einrichtung beziehungsweise des Bereiches, in dem er sich aufhal-
ten soll, gehindert wird. Die Gewaltanwendung stellt eine freiheitsentziehende 
Maßnahme im Sinne des § 1906 IV BGB dar. Dies gilt unabhängig davon, ob der 
Betreute mit einem Sender ausgestattet ist oder nicht, da der Betroffene auch ohne 
Auslösen eines Signales zwangsweise in die Einrichtung zurückgebracht werden 
kann.110 Daher reicht es also aus, lediglich die von den Mitarbeitern der Einrich-
tung ergriffenen Maßnahmen einer Genehmigung durch das Vormundschaftsge-
richt zu unterstellen. Die Ausstattung des Betroffenen mit einem Sender und die 
durch das Signal ausgelösten Handlungen der Pflegekräfte stellen somit entgegen 
der Auffassung des Amtsgerichtes Stuttgart Bad-Cannstatt keinen einheitlichen 
                                                 
108 Vgl. OLG Brandenburg, FamRZ 2006 S. 1481. 
109 Vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 34. 
110 Vgl. OLG Brandenburg,  FamRZ 2006, S. 1481; vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 
Rdnr. 34. 
  29 
Vorgang dar. Beide Abschnitte können selbstständig betrachtet werden.111 Dies 
schließt nicht aus, dass die freiheitsentziehenden Reaktionen des Heimpersonals 
zusammen mit der Sendeanlage ein System bilden können, das als Ganzes be-
trachtet eine genehmigungsbedürftige Maßnahme im Sinne des § 1906 IV BGB 
darstellt.112 Wird der Betroffene nach Auslösen eines Signals durch die Anwen-
dung von Zwang in die Einrichtung zurückgebracht, so stellt die Anbringung des 
Senders am Körper allenfalls eine Vorbereitungshandlung dar; dem Betroffenen 
kann hierdurch jedoch die Freiheit nicht entzogen werden. Dasselbe gilt für das 
eigentliche Auslösen des Signals, das für sich betrachtet noch nicht in die Frei-
heitsrechte des Betroffenen eingreift. 113  
In gleicher Weise zu beurteilen sind sonstige Überwachungsmaßnahmen, wie zum 
Beispiel die Beobachtung des Betroffenen durch Ferngläser, Überwachungskame-
ras oder permanente Sitzwachen. Diese Mittel stellen keine genehmigungsbedürf-
tigen freiheitsentziehenden Maßnahmen im Sinne des § 1906 IV BGB dar, da sie 
für sich selbst betrachtet die Fortbewegungsfreiheit des Betreuten nicht ein-
schränken. Sind diese Mittel jedoch Teil eines freiheitsentziehenden Systems, so 
liegt eine Genehmigungsbedürftigkeit vor. 
Unabhängig von der Genehmigungsbedürftigkeit ergibt sich die Frage, ob der 
Einsatz einer Personenortungsanlage oder ähnlicher Überwachungsmaßnahmen 
unzulässigerweise in das Persönlichkeitsrecht des Betroffenen eingreift. Dies ist 
zu verneinen, soweit der Einsatz einer solchen Anlage erforderlich ist, um noch 
stärkere Eingriffe in die Freiheit des Betroffenen, wie zum Beispiel eine freiheits-
entziehende Unterbringung, zu vermeiden.114   
 
3.2 Der Betreute als Betroffener einer Maßnahme 
Die Vorschrift des § 1906 IV BGB bezieht sich nur auf einen bestimmten Perso-
nenkreis. Bei den von der Regelung Betroffenen handelt es sich ausschließlich um 
Menschen, für die nach § 1896 BGB eine Betreuung durch das Vormundschafts-
                                                 
111 Vgl. OLG Brandenburg, FamRZ 2006, S. 1481; vgl. Feuerabend, U., BtPrax 8/1999 S. 93,95.  
112 Vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 34. 
113 Vgl. Feuerabend, U., BtPrax 8/1999 S. 93, 95. 
114 Vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 34. 
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gericht eingerichtet ist.115 Eine Betreuung kommt gemäß § 1896 I BGB dann in 
Betracht, wenn ein Volljähriger auf Grund einer psychischen Krankheit oder einer 
körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung seine Angelegenheiten ganz 
oder teilweise nicht besorgen kann. Da sich § 1896 BGB auf Volljährige bezieht, 
findet auch die Regelung des § 1906 IV BGB nur auf Erwachsene Anwendung; 
unterbringungsähnliche Maßnahmen bei Minderjährigen werden von dieser Vor-
schrift somit nicht erfasst.116 Für die Anwendung unterbringungsähnlicher Maß-
nahmen bei Minderjährigen existiert keine spezielle gesetzliche Vorschrift, die in 
diesem Zusammenhang eine richterliche Genehmigung erfordert. Somit genügt in 
diesem Fall die Einwilligung beider Erziehungsberechtigter.  
Der Betreuer des von einer Maßnahme nach § 1906 IV BGB volljährigen Betrof-
fenen muss mit einem Aufgabenkreis bestellt sein, der sowohl die Veranlassung 
freiheitsentziehender Maßnahmen als auch die Einwilligung in solche ausdrück-
lich beinhaltet.117 Wird eine Betreuung nur für die allgemeinen Aufgabenkreise 
Personensorge oder Aufenthaltsbestimmung oder freiheitsentziehende Unterbrin-
gung eingerichtet, so ist der Betreuer nicht befugt, in eine freiheitsentziehende 
Maßnahme einzuwilligen, da diese von den genannten Aufgabenkreisen nicht 
automatisch umfasst wird. 118 Die Begrenzung der Vorschrift des § 1906 IV BGB 
auf Betreute bedeutet jedoch keinesfalls, dass im Umkehrschluss bei nicht betreu-
ten Personen freiheitsentziehende Maßnahmen uneingeschränkt zulässig sind.119 
Ist für den Betroffenen keine Betreuung eingerichtet oder bezieht sich der Aufga-
benkreis des Betreuers nicht auf unterbringungsähnliche Maßnahmen, so ist die 
Anwendung freiheitsentziehender Mittel in den in § 1906 IV BGB genannten Ein-
richtungen unzulässig. Dies gilt nicht, wenn der Betroffene in die freiheitsentzie-
hende Maßnahme wirksam eingewilligt hat oder ein anderer Rechtfertigungs-
grund, wie Notstand, Notwehr und Nothilfe vorliegt.120  
                                                 
115 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 56; vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 
Rdnr. 42. 
116 Vgl. LG Essen, FamRZ 1993, S. 1347 (1348). 
117 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 71; vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 56; 
vgl. Jürgens/Marschner § 1906 Rdnr. 35. 
118 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 71; A.A. OLG Stuttgart, FPR 2004, S. 711. 
119 Vgl. BT-Drucks. 11/4528 S. 229. 
120 BT-Drucks. 11/4528 S. 229; Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 56; vgl. Münchener Kom-
mentar/Schwab § 1906 Rdnr. 42. 
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Eine beabsichtigte freiheitsentziehende Maßnahme bei einem nicht Betreuten oder 
bei einem Betreuten, bei dem der Aufgabenkreis des Betreuers die Einwilligung in 
freiheitsentziehende Maßnahmen nicht umfasst, ist oftmals der Auslöser für die 
Bestellung eines Betreuers oder für die Erweiterung des Aufgabenkreises auf un-
terbringungsähnliche Maßnahmen.121 Nach § 1896 I a BGB ist jedoch eine Be-
treuerbestellung gegen den freien Willen des Betroffenen nicht möglich. Ist dieser 
in der Lage, seinen Willen in Bezug auf die betreuungsrelevanten Umstände frei 
zu bestimmen, so kann er selbst darüber entscheiden, ob ein Betreuer bestellt wird 
oder nicht.122 Für den Bereich der unterbringungsähnlichen Maßnahmen ist die 
Einrichtung einer Betreuung gegen den Willen des Betroffenen nur dann möglich, 
wenn dieser seinen Willen in konkretem Bezug auf die Anwendung freiheitsent-
ziehender Maßnahmen auf Grund seiner Krankheit oder Behinderung nicht frei 
bestimmen kann.123 
 
3.3 Aufenthalt in einer Einrichtung 
Eine weitere Voraussetzung für die Anwendung des § 1906 IV BGB ist der Auf-
enthalt des Betreuten in einer Anstalt, in einem Heim oder in einer sonstigen Ein-
richtung. Gemeint sind hier alle stationären und teilstationären Einrichtungen der 
Altenhilfe unabhängig von deren Bezeichnung, wie zum Beispiel Altenheime, 
Altenpflegeheime, Seniorenanlagen oder privatbetriebene Seniorenresidenzen, 
aber auch die stationären und teilstationären Einrichtungen der Behindertenhilfe 
(insbesondere solche für geistig Behinderte) und die der Psychiatrie, wie psychiat-
rische Krankenhäuser, psychiatrische und gerontopsychiatrische Abteilungen von 
Allgemeinkrankenhäusern und gerontopsychiatrische Einrichtungen. Allgemein-
krankenhäuser, Sanatorien und Rehabilitationskliniken werden ebenfalls vom Ge-
ltungsbereich dieser Vorschrift erfasst.  
                                                 
121 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 56; vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 
Rdnr. 42.  
122 Vgl. Jürgens/Marschner § 1896 Rdnr. 13. 
123 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 72. 
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Als Einrichtung im Sinne des § 1906 IV BGB sind auch die durch organisations-
rechtliche Maßnahmen entstandenen Ausgliederungen, Außenwohngruppen und 
betreute Wohngruppen zu verstehen.124 
Obwohl sich alle Ausführungen dieser Arbeit auf freiheitsentziehende Maßnah-
men in Alten- und Pflegeheimen beziehen, soll dennoch zusätzlich darauf hinge-
wiesen werden, dass § 1906 IV BGB außerhalb von Einrichtungen, also im ambu-
lanten, häuslichen Bereich nicht anwendbar ist. Freiheitsentziehende Maßnahmen 
im Rahmen der privaten Familienpflege bedürfen somit keiner Genehmigung 
durch das Vormundschaftsgericht. Hintergrund dieser Genehmigungsfreiheit ist 
der in Artikel 6 GG verankerte Schutz der Familie. Freiheitsentziehende Maß-
nahmen im Rahmen der Familienpflege sollten keiner staatlichen Aufsicht und 
gerichtlichen Kontrolle unterzogen werden, um das Pflegeverhältnis zwischen 
dem Pflegebedürftigen und dem pflegenden Familienmitglied nicht zu destabili-
sieren. Außerdem soll die Motivation der Angehörigen zur Übernahme der Pflege 
nicht gefährdet werden.125 Die fehlende Genehmigungsbedürftigkeit bedeutet je-
doch keinesfalls, dass freiheitsentziehende Maßnahmen durch Angehörige gene-
rell zulässig sind. Familienmitglieder sind nicht bereits alleine auf Grund ihrer 
rechtlichen Verwandtschaft oder durch das Bestehen einer Ehe- oder Lebenspart-
nerschaft mit dem Betroffenen dazu berechtigt, derartige Maßnahmen durchzufüh-
ren. Freiheitsentziehende Maßnahmen im familiären Bereich bedürfen, wie in 
Anstalten, Heimen oder sonstigen Einrichtungen, einer Einwilligung des Betrof-
fenen oder seines Betreuers. Wird diese nicht eingeholt, so kommt eine Strafbar-
keit der Personen, die an einer freiheitsentziehenden Maßnahme beteiligt sind, 
wegen Freiheitsberaubung gemäß § 239 Strafgesetzbuch (StGB) in Betracht. Ne-
ben der Zustimmung von Betroffenem oder Betreuer ist eine Legitimation der 
Maßnahme durch die anderen Rechtfertigungsgründe Notwehr, Nothilfe (§ 32 
StGB) und Notstand (§ 34 StGB) denkbar. Die Legitimation einer Maßnahme 
nach § 1906 IV BGB ist bei Vorliegen eines solchen Falles jedoch zeitlich be-
grenzt. Sind freiheitsentziehende Maßnahmen über einen längeren Zeitraum  
                                                 
124 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 54; vgl. Jürgens/Marschner § 1906 Rdnr. 36; vgl. 
Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 44. 
125 LG München, FamRZ 2000, S. 1123. 
  33 
notwendig, so ist beim Vormundschaftsgericht die Bestellung eines Betreuers 
anzuregen. 
Wird der Betroffene in seiner eigenen Wohnung nicht durch Familienmitglieder, 
sondern ausschließlich durch fremde, ambulante Pflegekräfte versorgt, so ist die 
Wohnung des Betroffenen als „sonstige Einrichtung“ im Sinne des § 1906 IV 
BGB zu behandeln. Die Anwendung einer freiheitsentziehenden Maßnahme, wie 
zum Beispiel das Absperren der Wohnungstür, bedarf einer Genehmigung durch 
das Vormundschaftsgericht. Gleiches gilt, wenn der Betroffene in einer fremden 
Familie professionell gepflegt wird.126 
 
3.4 Freiheitsentziehende Maßnahmen „ohne untergebracht zu 
sein“ 
Der Aufenthalt des Betroffenen in einer Einrichtung als Tatbestandsmerkmal des 
§ 1906 IV BGB wird durch die zusätzliche Voraussetzung ergänzt, dass sich der 
Betreute dort aufhalten muss, „ohne untergebracht zu sein“. Nach seinem Wort-
laut gilt § 1906 IV BGB also nur für Betreute, die sich „freiwillig“ in einem 
Heim, einer Anstalt oder in einer sonstigen Einrichtung befinden, nicht aber für 
solche, die bereits nach § 1906 I BGB freiheitsentziehend untergebracht sind.127 
Die Formulierung des Gesetzgebers kann so verstanden werden, dass freiheitsent-
ziehende Maßnahmen somit nur bei solchen Betreuten eine Genehmigung erfor-
dern, die sich in einer offenen Einrichtung befinden; Maßnahmen gegenüber frei-
heitsentziehend Untergebrachten wären somit genehmigungsfrei. Besonders deut-
lich werden die Auswirkungen einer solchen gesetzlichen Auslegung, wenn man 
berücksichtigt, dass eine freiheitsentziehende Unterbringung nicht nur gegen den 
Willen des Betroffenen, sondern auch mit dessen Zustimmung erfolgen kann. In 
diesem Fall liegt bei der Unterbringung kein Freiheitsentzug im Sinne des § 1906 
I BGB vor.128 Dies hätte zur Folge, dass freiheitsentziehende Maßnahmen bei ei-
nem freiwillig Untergebrachten gegen dessen Willen angewandt werden könnten, 
                                                 
126 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 60-62; vgl. Staudinger/Bienwald § 1906 Rdnr. 
45. 
127 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 57. 
128 Vgl. Jürgens/Marschner § 1906 Rdnr. 6. 
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ohne dass dies eine richterliche Genehmigung erfordern würde. Dies kann nicht 
Zweck der Regelung des § 1906 IV BGB sein.  
Es muss deshalb davon ausgegangen werden, dass der Gesetzgeber bei der Wort-
wahl „ohne untergebracht zu sein“ eine Unterbringung gemeint hat, die mit Frei-
heitsentziehung verbunden ist und somit gegen den Willen des Betroffenen voll-
zogen wurde.129 Doch selbst diese Formulierung hindert nicht daran, § 1906 IV 
BGB dahingehend auszulegen, dass ein Betroffener, der gegen seinen Willen, also 
freiheitsentziehend untergebracht ist, vor weiteren Freiheitsentziehungen nicht 
geschützt werden muss und dass die Anwendung freiheitsentziehender Maßnah-
men bei einem freiheitsentziehend Untergebrachten somit grundsätzlich keiner 
richterlichen Genehmigung bedarf. Damit wären die nach § 1906 I BGB untergeb-
rachten Personen schlechter gestellt und weniger geschützt als Personen, die in 
einer offenen Einrichtung leben.  
Die Formulierung „ohne (freiheitsentziehend) untergebracht zu sein“ bietet noch 
eine weitere Auslegungsmöglichkeit des § 1906 IV BGB. Der Gesetzeswortlaut 
kann auch so verstanden werden, dass eine für die freiheitsentziehende Unterbrin-
gung nach § 1906 I BGB erteilte Genehmigung gleichzeitig auch die Anwendung 
freiheitsentziehender Maßnahmen in der Einrichtung beinhaltet und diese somit 
keiner separaten Genehmigung bedürfen.  
Diese Interpretationen machen deutlich, dass die Wortwahl des Gesetzgebers „oh-
ne untergebracht zu sein“ einer verfassungskonformen Auslegung bedarf.130 
Durch den Freiheitsbegriff im Sinne von Artikel 2 II Satz 2 und Artikel 104 I GG 
wird die körperliche Bewegungsfreiheit geschützt.131 Diese kann dem Betroffenen 
durch freiheitsentziehende Maßnahmen entzogen werden. Bei der Frage, ob die 
Anwendung einer Maßnahme nach § 1906 IV BGB bei einem freiheitsentziehend 
Untergebrachten grundsätzlich einer Genehmigung bedarf, muss das Verhältnis 
zwischen der Unterbringung in einer geschlossenen Einrichtung und der Anwen-
dung einer freiheitsentziehenden Maßnahme berücksichtigt werden. Letztere 
greift viel stärker in die körperliche Bewegungsfreiheit des Betroffenen ein als 
                                                 
129 Vgl. Betreuung und Vormundschaft/Damrau § 1906 Rdnr. 21. 
130 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 57; vgl. Jürgens/Marschner § 1906 Rdnr. 31; vgl. 
Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 46. 
131 Vgl. Maunz/Dürig/Dürig Art. 104 Rdnr. 5. 
  35 
eine freiheitsentziehende Unterbringung.132 Deutlich wird dies am Beispiel des 
Betreuten, der in einer geschlossenen Einrichtung untergebracht ist. Das Anbin-
den des Betroffenen an einem Bett bedeutet für ihn einen viel weitergehenden und 
erheblicheren Eingriff in seine körperliche Bewegungsfreiheit als die bloße frei-
heitsentziehende Unterbringung, da die eigentliche Fortbewegungsmöglichkeit 
des Betroffenen innerhalb einer geschlossenen Einrichtung nach wie vor gegeben 
ist.133 Bedarf bereits eine freiheitsentziehende Unterbringung der Genehmigung, 
so muss dies erst recht für eine Maßnahme gelten, die den Betroffenen in noch 
erheblicherer Weise in seiner Bewegungsfreiheit einschränkt. Über die Zulässig-
keit und Fortdauer einer solchen Freiheitsentziehung hat gemäß Artikel 104 II 
Satz 1 GG nur der Richter zu entscheiden. Im Ergebnis bedeutet dies, dass die 
Anwendung freiheitsentziehender Maßnahmen bei einem Betreuten grundsätzlich 
auch dann einer gerichtlichen Genehmigung bedarf, wenn dieser bereits freiheits-
entziehend untergebracht ist.134 Damit werden freiheitsentziehend Untergebrachte 
solchen Betreuten gleichgestellt, die in einer offenen Einrichtung leben.135  
Weiterhin wäre nun zu prüfen, ob die richterliche Unterbringungsgenehmigung 
nach § 1906 I BGB automatisch die Anwendung freiheitsentziehender Maßnah-
men nach 1906 IV BGB bereits umfasst. Dies ist zu verneinen. § 70 f I Nr. 2 des 
Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FGG) ver-
langt in jeder richterlichen Entscheidung, durch die eine Unterbringungsmaßnah-
me getroffen wird, die nähere Bezeichnung der Unterbringungsmaßnahme, was 
bedeutet, dass in der gerichtlichen Unterbringungsgenehmigung das Ausmaß der 
Freiheitsentziehung konkret festgelegt werden muss.136 Eine solche Genehmigung 
umfasst jedoch nur die mit der Unterbringung in einer geschlossenen Einrichtung 
typischerweise verbundenen Beschränkungen der körperlichen Bewegungsfreiheit 
auf ein Gebäude oder einen Gebäudeteil. Dazu gehört beispielsweise nicht das 
Anbinden des Betreuten im Bett, wenn dies über einen längeren Zeitraum oder 
                                                 
132 Vgl. BayObLG FamRZ 1994,721 (722). 
133 Vgl. Meyer, Thomas: § 1906 BGB Genehmigung des Vormundschaftsgerichts bei der Unterb-
ringung, in: Jurgeleit, Andreas (Hrsg.): Betreuungsrecht: Handkommentar, Baden-Baden 2006, § 
1906 Rdnr. 54 (im Folgenden zitiert als: BR Handkommentar/Bearbeiter).  
134 Vgl. BayObLG, FamRZ 1994,721 (722). 
135 Vgl. Jürgens/Marschner § 1906 Rdnr. 31. 
136 Vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 9. 
  36 
regelmäßig erfolgen soll.137 Eine derartige Maßnahme stellt einen eigenständigen 
Grundrechtseingriff dar. 138  
Die bereits erteilte Unterbringungsgenehmigung beinhaltet damit keine weiteren 
Beschränkungen der körperlichen Bewegungsfreiheit. Freiheitsentziehende Maß-
nahmen im Sinne von § 1906 IV BGB, die über die freiheitsentziehende  
Unterbringung hinausgehen, bedürfen somit einer separaten Genehmigung. Diese 
ist auch dann erforderlich, wenn bereits bei Erteilung der Unterbringungsgeneh-
migung von fixierenden Maßnahmen in der geschlossenen Einrichtung auszuge-
hen ist.139 Einige Literaturmeinungen betrachten die Anwendung zusätzlicher 
freiheitsentziehender Maßnahmen bei bereits freiheitsentziehend Untergebrachten 
als eine weitere Stufe der Unterbringung. Damit bedürften diese Maßnahmen ei-
ner Erweiterung der Unterbringungsgenehmigung nach § 1906 I BGB; die Vor-
schrift des § 1906 IV BGB würde demnach tatsächlich nur für Personen gelten, 
die nicht freiheitsentziehend untergebracht sind.140 Andere sprechen sich dafür 
aus, § 1906 IV BGB für freiheitsentziehend Untergebrachte analog anzuwen-
den.141 Im Ergebnis spielt es letztendlich keine Rolle, ob die Genehmigung  auf § 
1906 I BGB oder auf einer  verfassungskonformen Auslegung des § 1906 IV 
BGB basiert. Es kommt demnach nur darauf an, dass für die Anwendung einer 
freiheitsentziehenden Maßnahme bei einem freiheitsentziehend Untergebrachten 
eine zusätzliche Genehmigung des Vormundschaftsgerichts eingeholt wird.142 
Wie von selbst versteht sich in diesem Zusammenhang, dass § 1906 IV BGB erst 
recht für freiheitsentziehende Maßnahmen bei Betreuten gilt, die sich freiwillig in 
einer geschlossenen Einrichtung befinden.143  
Im Ergebnis soll also die vom Gesetzgeber in § 1906 IV BGB gewählte Formulie-
rung „ohne untergebracht zu sein“ zum Ausdruck bringen, dass auch solche  
                                                 
137 Vgl. BayObLG, FamRZ 1994,721 (722); vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 9. 
138 Vgl. Marschner, Rolf: Kapitel H: Unterbringung und Unterbringungsverfahren, in: Jürgens, 
Andreas/Kröger, Detlef/Marschner, Rolf u.a. (Hrsg.): Betreuungsrecht kompakt: Systematische 
Darstellung des gesamten Betreuungsrechts, 6. A., München 2007, Rdnr. 516 (im Folgenden zitiert 
als: BR kompakt/Bearbeiter). 
139 Vgl. OLG Düsseldorf, FamRZ 1995, S. 118; vgl. Palandt/Diederichsen § 1906 Rdnr. 34. 
140 Vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 9-10. 
141 Vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 46. 
142 Vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 9. 
143 Vgl. Palandt/Diederichsen § 1906 Rdnr. 34; vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906  
Rdnr. 46.   
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freiheitsentziehenden Maßnahmen genehmigungsbedürftig sind, die außerhalb 
einer geschlossenen Unterbringung erfolgen.144 
 
3.5 Begriff der Regelmäßigkeit und des längeren Zeitraumes 
Eine freiheitsentziehende Maßnahme ist gemäß § 1906 IV BGB dann genehmi-
gungsbedürftig, wenn dem Betreuten über einen längeren Zeitraum oder regelmä-
ßig die Freiheit entzogen werden soll.  
Ziemlich eindeutig lässt sich das Tatbestandsmerkmal der Regelmäßigkeit inhalt-
lich bestimmen; diese ist gegeben, wenn dem Betreuten entweder stets zur selben 
Zeit oder aus wiederkehrendem Anlass die Freiheit entzogen werden soll.  
Eine Freiheitsentziehung stets zur selben Zeit bedeutet, dass die freiheitsentzie-
hende Maßnahme während eines bestimmten Zeitraumes, zum Beispiel immer 
mittags oder nachts, angewandt wird. Beispielhaft zu nennen wäre hier das Bett-
gitter, das jede Nacht angebracht wird oder die Türe, die jeweils zur Nachtzeit 
abgeschlossen ist. Die Anknüpfung an einen wiederkehrenden Anlass setzt vor-
aus, dass dieser hinreichend bestimmbar ist und feststeht, durch wen und wie des-
sen Vorliegen ermittelt werden kann.145 Ein solcher Anlass ist beispielsweise dann 
gegeben, wenn die Gefahr besteht, dass der Betreute aus dem Bett fällt und aus 
diesem Grund zu seinem Schutz ein Bettgitter angebracht wird. Die Genehmi-
gungspflicht nach § 1906 IV BGB gilt dabei nicht nur für beabsichtigte Wiederho-
lungen von Maßnahmen, sondern auch für solche, die zwar nicht geplant sind, die 
Wiederkehr des Anlasses, der die wiederholte Anwendung der freiheitsentziehen-
den Maßnahme auslöst, jedoch absehbar ist. In diesem Fall ist es schwierig fest-
zustellen, ab wann die Genehmigungspflicht eintritt.146 Auch wenn freiheitsent-
ziehende Maßnahmen nur kurzfristig, aber dennoch regelmäßig angewandt wer-
den, sind sie von der Genehmigungspflicht nach § 1906 IV BGB nicht ausge-
nommen.147 Gleichzeitig bedeutet dies jedoch auch, dass die Anwendung einer 
freiheitsentziehenden Maßnahme bei einem Betroffenen, der zum Beispiel unter 
                                                 
144 Vgl. BR kompakt/Marschner Kapitel H Rdnr. 516. 
145 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 58. 
146 Vgl. BT-Drucks. 11/4528 S. 149; vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 41; vgl. 
Staudinger/Bienwald § 1906 Rdnr. 47. 
147 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 58. 
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einem einmaligen, akuten Verwirrtheitszustand leidet, keiner Genehmigung durch 
das Vormundschaftsgericht bedarf, da hier das Tatbestandsmerkmal der Regelmä-
ßigkeit nicht gegeben ist.148  
Als viel schwieriger gestaltet es sich, das Vorliegen eines längeren Zeitraums zu 
bestimmen, da hierfür keine einheitliche Definition existiert.149 Ein Zeitraum wird 
unter anderem dann als länger angesehen, wenn die freiheitsentziehende Maß-
nahme über mehrere Tage angelegt ist oder schon so lange andauert und ihre Be-
endigung aufgrund des Krankheitsbildes des Betroffenen in naher Zukunft nicht 
erwartet werden kann.150 In der Literatur finden sich außerdem die unterschied-
lichsten Zahlenangaben, die zur Bestimmung des längeren Zeitraums dienen sol-
len. Diese bewegen sich zwischen einem und vierzehn Tagen.151 Ein geeigneter 
Anknüpfungspunkt lässt sich im Gesetzesentwurf zu § 1906 IV BGB erkennen, 
der sich bei der Definition des längeren Zeitraumes an § 128 StPO orientiert.152 
Einen gleichwertigen Inhalt liefert Artikel 104 Absatz 2 Satz 3 GG. Beide Rege-
lungen führen zu dem Ergebnis, dass eine unterbringungsähnliche Maßnahme 
dann über einen längeren Zeitraum angewandt wird und der Genehmigung bedarf, 
wenn sie nicht spätestens am Tage nach ihrem Beginn wieder beendet wird.153 Im 
Gesetzesentwurf zu § 1906 IV BGB wird die Definition des längeren Zeitraums 
durch die in § 128 StPO genannte Frist zwar in Erwägung gezogen, im Ergebnis 
jedoch als zu unflexibel erachtet, da im Einzelfall eine geringfügige Überschrei-
tung dieser Frist möglich sein soll, ohne dass hierbei die Ein- oder Nachholung 
einer richterlichen Genehmigung erforderlich wird.154 Der Gesetzgeber hat den 
Begriff des längeren Zeitraums daher ganz bewusst nicht näher konkretisiert.  
Zu bedenken ist hier außerdem, dass es auch freiheitsentziehende Maßnahmen 
gibt, durch die jegliche Bewegung des Betroffenen ausgeschlossen wird.  
                                                 
148 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 53. 
149 Vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 41. 
150 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 53. 
151 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 53; vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 
Rdnr. 41. 
152 Vgl. BT-Drucks. 11/4528 S. 149: Im ursprünglichen Gesetzesentwurf zu § 1906 IV BGB ist an 
Stelle des Freiheitsentzuges über einen längeren Zeitraum von einem ununterbrochenen Hindern 
durch freiheitsentziehende Maßnahmen die Rede, beide Begriffe meinen jedoch dasselbe; vgl. BR 
kompakt/Marschner Kapitel H Rdnr. 517; vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 41.  
153 Vgl. BR kompakt/Marschner Kapitel H Rdnr. 517; vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 
Rdnr. 41. 
154 Vgl. BT-Drucks. 11/4528 S. 149. 
  39 
In diesem Fall kann die Bestimmung des längeren Zeitraums und der damit ver-
bundenen Genehmigungspflicht nicht ausschließlich auf § 128 StPO gestützt wer-
den. Diese Zeitspanne wäre für eine Totalfixierung eindeutig zu lang.155 Ab wann 
letztendlich ein Zeitraum als länger anzusehen ist, kann nicht pauschal durch eine 
konkrete Definition oder Zeitangabe festgelegt werden. Erforderlich ist in jedem 
Fall, dass die freiheitsentziehende Maßnahme nicht stets zur selben Zeit oder aus 
wiederkehrendem Anlass erfolgt.156 Die Frage, ob ein längerer Zeitraum vorliegt, 
kann zudem auch dadurch beantwortet werden, indem der zeitliche Maßstab zu-
nächst einmal unberücksichtigt bleibt, dafür aber auf die Schwere des Eingriffes 
in die Bewegungsfreiheit des Betroffenen abgestellt wird.157 Ein geeigneter Ank-
nüpfungspunkt ist hier das Mittel der Freiheitsentziehung.158 Die Bestimmung des 
längeren Zeitraums erfolgt somit im Verhältnis zum Charakter der freiheitsentzie-
henden Maßnahme.159 Für den Eintritt der Genehmigungsbedürftigkeit einer un-
terbringungsähnlichen Maßnahme kann schon eine verhältnismäßig kurze Zeit 
ausreichen. Fixierungen beispielsweise sind bereits dann genehmigungsbedürftig, 
wenn sie lediglich während eines Pflegetags oder einer Nacht als freiheitsentzie-
hende Mittel eingesetzt werden.160 Hier ist bezüglich des längeren Zeitraums und 
der damit verbundenen Genehmigungspflicht eine kürzere Frist erforderlich als 
zum Beispiel beim Abschließen einer Türe.161 Einige Literaturmeinungen spre-
chen sich dafür aus, die in § 128 StPO genannte Frist dabei als Höchstgrenze zu 
betrachten. Danach ist jede freiheitsentziehende Maßnahme, die nicht spätestens 
am Tag nach ihrem Beginn wieder beendet werden kann, unabhängig von ihrer 
Art als länger andauernd zu bewerten und erfordert somit eine Genehmigung 
durch das Vormundschaftsgericht. Wird eine freiheitsentziehende Maßnahme un-
terbrochen, so muss bezüglich ihrer Genehmigungsbedürftigkeit der gesamte An-
wendungszeitraum berücksichtigt werden. Dies gilt jedoch nur solange wie das 
Merkmal der Regelmäßigkeit noch nicht erfüllt ist.162 
                                                 
155 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 58. 
156 Vgl. BT-Drucks. 11/4528 S. 149. 
157 Vgl. BR Handkommentar/Meyer § 1906 Rdnr.48; vgl. Staudinger/Bienwald § 1906 Rdnr. 47. 
158 Vgl. Jürgens/Marschner § 1906 Rdnr. 40. 
159 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 57. 
160 Vgl. Jürgens/Marschner § 1906 Rdnr. 40. 
161 Vgl. BR Handkommentar/Meyer § 1906 Rdnr. 48. 
162 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 57; vgl. Jürgens/Marschner § 1906 Rdnr. 40. 
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4 Voraussetzungen für die richterliche Genehmigung 
Wird die Genehmigungsbedürftigkeit einer freiheitsentziehenden Maßnahme be-
jaht, so hängt ihre Zulässigkeit von der Genehmigung durch das Vormundschafts-
gericht ab. § 1906 IV BGB verweist hierzu auf eine entsprechende Anwendung 
des § 1906 I und II BGB. Die gerichtliche Genehmigung für eine freiheitsentzie-
hende Maßnahme wird daher nur erteilt, wenn die materiell-rechtlichen Voraus-
setzungen des § 1906 I Nr. 1 und Nr. 2 BGB erfüllt sind. Danach kann eine frei-
heitsentziehende Maßnahme nur genehmigt werden, wenn sie zum Wohl des Be-
treuten erforderlich ist. § 1906 I Nr. 1 BGB setzt hierfür die auf Grund einer psy-
chischen Krankheit oder geistigen oder seelischen Behinderung bestehende Ge-
fahr einer Selbsttötung oder gesundheitlichen Selbstschädigung des Betroffenen 
voraus. Nach § 1906 I Nr. 2 kann sich die Erforderlichkeit einer freiheitsentzie-
henden Maßnahme auch aus der Notwendigkeit der Untersuchung des Gesund-
heitszustandes, einer Heilbehandlung oder eines ärztlichen Eingriffes ergeben, die 
ohne Anwendung einer freiheitsentziehenden Maßnahme nicht durchgeführt wer-
den könnten. Eine weitere Voraussetzung ist, dass der Betroffene diese Notwen-
digkeit nicht erkennen oder nicht nach dieser Einsicht handeln kann.  
4.1 Freiheitsentzug zum Wohl des Betreuten 
Freiheitsentziehende Maßnahmen sind nur zulässig, solange sie zum Wohl des 
Betreuten erforderlich sind. Dieses Wohl wird in den beiden Fallgruppen des 
§ 1906 I Nr. 1 und Nr. 2 BGB abschließend konkretisiert.163 Danach kommen 
unterbringungsähnliche Maßnahmen nur dann in Betracht, wenn von dem Betreu-
ten die Gefahr einer Selbsttötung oder Selbstschädigung abgewendet werden soll 
oder die Notwendigkeit einer medizinischen Maßnahme besteht. Freiheitsentzie-
hende Maßnahmen sind keinesfalls zulässig, wenn sie zu erzieherischen Zwecken 
eingesetzt werden oder zur Bestrafung des Betreuten dienen sollen.164 Ebenfalls 
dürfen Maßnahmen nach § 1906 IV BGB nicht auf Grund von Personalmangel 
                                                 
163 Vgl. Palandt/Diederichsen § 1906 Rdnr. 40; vgl. Jürgens/Marschner § 1906 Rdnr. 9,44.  
164 Vgl. Borutta, M., S. 176. 
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oder einer unzureichenden organisatorischen Ausstattung der Einrichtung ange-
wandt werden. Auch damit verbundene finanzielle Erwägungen rechtfertigen den 
Einsatz freiheitsentziehender Maßnahmen nicht. Ebenso darf die Bequemlichkeit 
des Personals als Grund für die Anwendung von Maßnahmen nach § 1906 IV 
BGB keine Rolle spielen.165  
Nicht selten kommt es in Einrichtungen vor, dass der Betroffene durch sein Ver-
halten Dritte, wie zum Beispiel andere Heimbewohner oder das Pflegepersonal 
belästigt, beziehungsweise gefährdet. Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn 
der Betreute nachts umherwandelt und damit die Nachtruhe der übrigen Heimin-
sassen stört, wenn er in die Zimmer seiner Mitbewohner eindringt und dabei mög-
licherweise sogar fremdes Eigentum entwendet oder wenn er Heimbewohner und 
Pflegekräfte körperlich angreift. Bleiben Eingriffe des Personals oder organisato-
rische Maßnahmen ohne Erfolg, wäre es nahe liegend, dem Betreuten durch die 
Anwendung einer Maßnahme nach § 1906 IV BGB Einhalt zu gebieten. Verhal-
tensweisen des Betroffenen, durch die Dritte gefährdet werden, rechtfertigen den 
Einsatz freiheitsentziehender Mittel jedoch nicht.166 Das Verhalten des Störers 
kann zum Ausschluss von bestimmten Maßnahmen führen, es besteht jedoch nicht 
die Möglichkeit, diesen im Interesse Dritter einzuschließen.167 § 1906 IV BGB 
soll das Wohl des Betreuten selbst schützen. Daher sind drittschützende, freiheits-
entziehende Maßnahmen nicht zulässig und damit auch nicht genehmigungsfähig. 
Die Einwilligung des Betreuers in eine Maßnahme zur Abwendung einer Fremd-
gefährdung wäre somit rechtswidrig.168 Dies hat zur Folge, dass Pflegekräfte in 
den oben beschriebenen Fällen häufig in Konfliktsituationen geraten. Einerseits 
müsste das Heimpersonal im Rahmen seiner Aufsichtspflicht die betroffenen Mit-
bewohner vor bestimmten Verhaltensweisen des Betreuten schützen. Andererseits 
besteht keinerlei Berechtigung mit Hilfe freiheitsentziehender Mittel gegen den 
                                                 
165 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 61; vgl. Zimmermann, Walter: Ratgeber Be-
treuungsrecht: Hilfe für Betreute und Betreuer, 6. A., München 2004.  
166 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 61. 
167 Vgl. Walther, Guy: Freiheitsentziehende Maßnahmen nach § 1906 Abs. 4 BGB: Verfahren, 
Handlungskonzepte und Alternativen, Teil 2: Pflichten des Betreuers, in: BtPrax, Bd. 1/2006, S. 
8,9. 
168 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 61; vgl. BR kompakt/Marschner Kapitel H Rdnr. 
522. 
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Störer vorzugehen.169 Bei informativen Gesprächen mit Alten- und Pflegeheimen 
wurde auf genau diese Problematik hingewiesen. Gerade bei dementen Menschen 
besteht eine so genannte Tag-Nacht-Umkehr, die eine starke Nachtaktivität der 
Betreuten zur Folge hat. Um einen ausreichenden Schutz für die übrigen Bewoh-
ner zu gewährleisten, wird dem nachtaktiven Betreuten oft ein Schlafmittel verab-
reicht, wohl wissend, dass man sich als Heim hierbei in einer gewissen Grauzone 
bewegt. Denn die Abwendung von Gefahren, die vom Verhalten des Betreuten 
ausgehen und nicht seine Person selbst, sondern ausschließlich Dritte betreffen, 
erfolgt nach den Vorschriften des öffentlichen Unterbringungsrechts. Dabei sind 
die jeweiligen Landesunterbringungsgesetze anzuwenden.170 Einleuchtend ist je-
doch die Begründung der betreffenden Heime, dass die Verabreichung eines 
Schlafmittels für den Betreuten in jedem Falle angenehmer ist als das Einsperren 
desselbigen durch eine öffentlich-rechtliche Unterbringung.  
Entgegen der herrschenden Meinung spricht sich der Kommentator Damrau für 
eine Zulässigkeit freiheitsentziehender Maßnahmen auch im Drittinteresse aus, 
obwohl die in § 1906 I bis III BGB geregelte freiheitsentziehende Unterbringung 
nicht zur Abwendung von Fremdgefährdungen erfolgen darf.171 Die Anwendung 
von Maßnahmen nach § 1906 IV BGB zum Schutz Dritter ist nach Damrau auch 
nur möglich, soweit hierbei der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz gewahrt wird; 
durch diesen wird die Genehmigungsfähigkeit der freiheitsentziehenden Maß-
nahme begrenzt. Die von ihm vertretene Auffassung begründet Damrau damit, 
dass § 1906 IV BGB nur auf eine entsprechende, nicht aber auf eine unmittelbare 
Anwendung der Absätze eins bis drei des § 1906 BGB verweist. Damrau verdeut-
licht seine Rechtsauslegung am Beispiel des nicht zwangsweise untergebrachten 
Betreuten, der nachts in die Räume seiner Mitbewohner dringt und diese dabei 
erheblich in ihrer Nachtruhe stört. Kann eine zwangsweise Unterbringung des 
Betreuten mangels Erforderlichkeit nicht vorgenommen werden, so verbleibt nach 
Auffassung Damraus nur noch die Anwendung freiheitsentziehender Maßnahmen, 
um den Betreuten von seinem Verhalten abzubringen. Damrau rechtfertigt seine 
                                                 
169 Vgl. Schumacher, C., S. 79. 
170 Vgl. BT-Drucks. 11/4528 S. 146; vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 61; vgl. Jür-
gens/Marschner § 1906 Rdnr. 44. 
171 Vgl. Betreuung und Vormundschaft/Damrau § 1906 Rdnr. 23. 
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Auslegung mit dem Gesetzesentwurf zu § 1906 IV BGB, der das wiederkehrende 
Einsperren eines Betreuten, wann immer er die Nachtruhe stört, als Beispiel für 
eine freiheitsentziehende Maßnahme aus wiederkehrendem Anlass nennt. Der von 
§ 1906 IV BGB bezweckte Schutz des Betroffenen ist nach Auffassung des 
Kommentators durch Einhaltung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit gege-
ben. Befürworter von Damraus Rechtsauslegung sehen diesen Schutz außerdem 
durch die für Unterbringungsmaßnahmen geltenden Verfahrensvorschriften und 
durch die richterliche Kontrolle gewährleistet.172 Die überwiegende Zahl der Lite-
raturmeinungen teilt die Auffassung Damraus in dieser Weise jedoch nicht.  
Unter bestimmten Voraussetzungen ist es jedoch tatsächlich vertretbar, freiheits-
entziehende Maßnahmen zum Schutz von Dritten anzuwenden. Hierbei muss aber 
wiederum auf das Wohl des Betreuten abgestellt werden, ein ausschließlicher 
Drittschutz rechtfertigt eine Maßnahme nach § 1906 IV BGB nicht. Ausgangs-
punkt ist dabei die Situation, dass sich der Betreute durch sein regelmäßig stören-
des und aggressives Verhalten selbst gefährdet. Dies ist beispielsweise dann der 
Fall, wenn sich die von den Verhaltensweisen des Betreuten Betroffenen gegenü-
ber dem Störer zur Wehr setzen und dieser körperlich unterlegen ist oder sich auf 
Grund seiner Krankheit nicht ausreichend schützen kann. Solche Abwehrreaktio-
nen von Dritten können entstehen, wenn diese selbst nicht mehr über die ausrei-
chende Einsichtsfähigkeit verfügen oder aber sich durch Notwehr oder Nothilfe 
gegen den Betreuten verteidigen. Neben körperlichen Übergriffen kann außerdem 
die Situation eintreten, dass die betroffenen Mitbewohner den Betreuten auf 
Grund seines störenden Verhaltens in der Nacht ihn tagsüber mit Ablehnung be-
strafen.173 Weiterhin besteht eine Gefahr für den Betreuten darin, dass er auf 
Grund seines Verhaltens aus dem Heim ausgewiesen werden muss.174 Schutzbe-
dürftig sind hier sowohl die Mitbewohner als auch der Störer selbst. Stellt man in 
erster Linie auf das Wohl des Betreuten ab, so kann eine Selbstgefährdung von 
Leib und Leben im Sinne des § 1906 I Nr. 1 BGB durch die Anwendung freiheits-
entziehender Maßnahmen vermieden werden. Gleichzeitig wird dem Betreuten 
hierdurch Einhalt geboten, was wiederum die durch den Betreuten gefährdeten 
                                                 
172 Vgl. Betreuung und Vormundschaft/Damrau § 1906 Rdnr. 23; vgl. Seichter, J., S. 195. 
173 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr.61; vgl. Coeppicus, R., S. 184. 
174 Vgl. Palandt/Diederichsen § 1906 Rdnr. 40. 
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Dritten schützt.175 Beachtet werden muss jedoch, dass freiheitsentziehende Maß-
nahmen in diesem Fall nur das letzte Mittel sein dürfen. Vorrangig sind daher alle 
anderen Möglichkeiten auszuschöpfen, durch die sowohl der Betroffene als auch 
seine Mitbewohner geschützt werden können.176  
4.2 Gefahr der Selbstschädigung 
Als erster Tatbestand, durch dessen Vorliegen eine freiheitsentziehende Maßnah-
me zulässig ist, kommt § 1906 I Nr. 1 BGB in Betracht. Dieser setzt die Gefahr177 
voraus, dass sich der Betreute selbst tötet oder erheblichen gesundheitlichen 
Schaden zufügt. In diesem Zusammenhang ist es erforderlich, dass die zu erwar-
tende Gesundheitsschädigung des Betroffenen erheblich ist. Es reicht nicht aus, 
wenn lediglich die Gefahr einer leichten Krankheit oder einer Verschlechterung 
des Gesundheitszustandes des Betreuten besteht.178 Eine Gefahr im Sinne dieser 
Vorschrift liegt vor, wenn bestimmte Umstände gegeben sind, auf Grund derer der 
Eintritt des Schadens mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist.179 Die Gefahr 
muss also ernstlich und konkret sein.180 Das Vorliegen von abstrakten Gefahren 
ist nicht ausreichend und rechtfertigt daher die Anwendung von Maßnahmen nach 
§ 1906 IV BGB nicht.181 Besteht lediglich die Befürchtung, dass dem Betreuten 
etwas passieren könnte, gibt es hierzu aber keine konkreten Anhaltspunkte, so ist 
eine freiheitsentziehende Maßnahme als vorsorgliche Schutzmaßnahme nicht zu-
lässig.182 Für das Vorliegen einer Gefahr muss die Wahrscheinlichkeit gegeben 
sein, dass sich der Betreute selbst Schaden zufügt; die bloße Möglichkeit einer 
Selbstgefährdung reicht nicht aus.183 Im Unterschied zur öffentlich-rechtlichen 
Unterbringung wird hier jedoch keine akute Gefährdung vorausgesetzt, § 1906 I 
Nr. 1 BGB verlangt also keine unmittelbar bevorstehende Gefahr. Der notwendige 
                                                 
175 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr.61; vgl. Coeppicus, R., S. 184. 
176 Vgl. Coeppicus, R., S. 184 
177 Vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 16: Die hier angesprochene Gefahr ist ab-
zugrenzen vom Gefahrenbegriff des § 1906 II Satz 2, der sich auf den Aufschub einer Eilmaßnah-
me bezieht. 
178 Vgl. Schumacher, C., S. 76. 
179 Vgl. BR Handkommentar/Meyer § 1906 Rdnr. 17. 
180 Vgl. BT-Drucks. 11/4528 S. 146. 
181 Vgl. Coeppicus, R., S. 181f. 
182 Vgl. Walther, G. BtPrax 6/2005 S. 214,215. 
183 Vgl. Zimmermann, W., S. 194. 
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Grad einer Gefahr im Sinne von § 1906 I Nr. 1 BGB bestimmt sich außerdem im 
Verhältnis zu dem Schaden, der ohne die Anwendung einer freiheitsentziehenden 
Maßnahme eintreten würde. Besteht für den Betroffenen Todesgefahr, so ist ein 
geringerer Grad an Wahrscheinlichkeit ausreichend als bei einer Gesundheitsge-
fährdung.184 Die in § 1906 I Nr. 1 BGB vorausgesetzte gesundheitliche Selbst-
schädigung verlangt jedoch kein zielgerichtetes Tun des Betreuten. Dabei hatte 
der Gesetzgeber vor allem das Beispiel des altersverwirrten Betreuten vor Augen, 
der auch nachts oder bei großer Kälte das Heim verlässt und orientierungslos, oh-
ne Beachtung des Straßenverkehrs, umherirrt. Die Gefahr für den Betreuten be-
steht in diesem Fall darin, dass er nicht mehr ins Heim zurück findet, keine Nah-
rung oder lebensnotwendige Medikamente erhält, von einem Fahrzeug überfahren 
wird oder erfriert.185 Aus Rechtsprechung und Praxis hat sich jedoch noch eine 
zweite, die Selbstgefährdung betreffende Fallgruppe herausgebildet. Darunter fällt 
zum Beispiel auch der Betreute, bei dem die Gefahr besteht, dass er aus dem Bett 
fällt oder anderweitig stürzt und sich dabei erhebliche Verletzungen zuzieht.186 
Eine Selbstgefährdung liegt unter anderem auch dann vor, wenn der Betroffene 
seine Kleider ablegt oder mit Kot herumschmiert und sich dadurch gesundheitli-
che Schäden zufügt oder aber auf Grund innerer Unruhe so lange läuft, bis er kör-
perlich erschöpft ist und infolgedessen stürzt. Ein weiteres Beispiel für eine 
Selbstgefährdung ist das Herausrutschen des Betreuten aus dem Rollstuhl und der 
damit verbundenen Verletzungsgefahr.187 Ebenso kann sich der Betroffene durch 
das gewaltsame Herausziehen von Kathetern, Infusionen oder einer Magensonde 
einen erheblichen gesundheitlichen Schaden zufügen.188 Eine Selbstgefährdung 
kann auch im Unterlassen von bestimmten Handlungen bestehen.189  
                                                 
184 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 91; vgl. Hoffmann, B./ Klie, T., S. 34. 
185 Vgl. BT-Drucks. 11/4528 S. 146; vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 59; vgl. Jür-
gens/Marschner § 1906 Rdnr. 45; vgl. BR kompakt/Marschner Kapitel H Rdnr. 522; vgl. Münche-
ner Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 16. 
186 Vgl. OLG Frankfurt/Main, FamRZ 1994, S. 992; vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 59; 
vgl. , Jürgens/Marschner § 1906 Rdnr. 45. 
187 Vgl. OLG Hamm, FamRZ 1993, S. 1490 (1492). 
188 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 59. 
189 Vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 16. 
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Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn der Betreute die Nahrungs- und Ge-
tränkeaufnahme oder die Medikamenteneinnahme verweigert.190  
Zu beachten ist, dass § 1906 I Nr. 1 nur die Selbsttötung und gesundheitliche 
Schäden umfasst; die durch das Verhalten des Betreuten drohenden Vermögens-
schäden bleiben hier außer Betracht.191 Auch bei Gefahr einer tatsächlichen Schä-
digung des Vermögens, wenn der Betreute beispielsweise seine wertvollen Ge-
mälde oder andere Dinge zerstört, sind freiheitsentziehende Maßnahmen nicht 
zulässig. Hier kann durch eine Verwahrung der Gegenstände Abhilfe geschaffen 
werden.192  
Neben der Gefahr einer Selbsttötung oder gesundheitlichen Schädigung setzt  
§ 1906 I Nr. 1 BGB weiter voraus, dass diese Selbstgefährdung ihre Ursache in 
einer psychischen Krankheit oder geistigen oder seelischen Behinderung des Be-
treuten hat.193 Andere Gründe für das Vorliegen einer Gefahr im Sinne dieser 
Vorschrift reichen nicht aus.194 Damit ist § 1906 I Nr. 1 nicht anwendbar auf Be-
treute, die stark nikotin-, alkohol- oder fresssüchtig sind, aber weder unter einer 
psychischen Krankheit noch unter einer geistigen oder seelischen Behinderung 
leiden.195 Bei diesen Personen liegt ebenfalls eine gesundheitliche Selbstschädi-
gung vor; diese entsteht jedoch beispielsweise dadurch, dass der Betroffene 
leichtsinnig handelt oder sich einfach nur an den Genüssen des Lebens erfreut. 
Eine psychische Krankheit beziehungsweise geistige oder seelische Behinderung 
ist für diese Selbstgefährdung nicht ursächlich.196 
§ 1906 I Nr. 1 enthält noch ein zusätzliches, jedoch ungeschriebenes Tatbe-
standsmerkmal. Weitere Voraussetzung ist nämlich, dass der Betreute auf Grund 
einer psychischen Krankheit oder einer geistigen oder seelischen Behinderung 
                                                 
190 Vgl. BT-Drucks. 11/4528 S. 147; vgl. BR Handkommentar/Meyer § 1906 Rdnr. 19;vgl. Mün-
chener Kommentar/Schwab §  1906 Rdnr. 16. 
191 Vgl. BT-Drucks. 11/4528 S. 146; vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 16. 
192 Vgl. BT-Drucks. 11/4528 S. 146. 
193 Vgl. BT-Drucks. 11/4528 S. 146.  
194 Vgl. Zimmermann, W., S. 194. 
195 Anm.: Diese Beispiele werden hier nur aufgeführt um zu verdeutlichen, was unter „anderen 
Gründen“ zu verstehen ist. Sie sind eher bei der Frage einer freiheitsentziehenden Unterbringung 
relevant, können jedoch auch vereinzelt in Alten- und Pflegeheimen vorkommen. 
196 BT-Drucks. 11/4528 S. 146; vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 17; vgl. Zim-
mermann, W., S. 194. 
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außerstande ist, seinen Willen frei zu bestimmen.197 Bei einem Betreuten, der in 
freier Selbstbestimmung einen Selbstmordversuch unternimmt, ist somit die An-
wendung freiheitsentziehender Maßnahmen nicht gerechtfertigt.198   
4.3 Die Notwendigkeit einer medizinischen Maßnahme 
Eine zweite materielle Rechtsgrundlage für die Zulässigkeit freiheitsentziehender 
Maßnahmen findet sich in § 1906 I Nr. 2 BGB. Sie kommt im Gegensatz zu  
§ 1906 I Nr.1 BGB als Begründung für die Anwendung freiheitsentziehender 
Maßnahmen eher seltener in Betracht.199 Gemäß § 1906 I Nr. 2 ist die Zulässig-
keit freiheitsentziehender Maßnahmen an drei Voraussetzungen geknüpft. § 1906 
I Nr. 2 BGB verlangt als erstes Tatbestandsmerkmal die Notwendigkeit einer Un-
tersuchung des Gesundheitszustands, einer Heilbehandlung oder eines ärztlichen 
Eingriffs beim Betreuten. Diese ist nur dann zu bejahen, wenn die Gefahr der ge-
sundheitlichen Schädigung für den Betroffenen nicht auf weniger einschneidende 
Weise abwendbar ist.200 Weitere Voraussetzung des § 1906 I Nr. 2 BGB ist, dass 
die medizinische Maßnahme nicht ohne Anwendung eines freiheitsentziehenden 
Mittels durchgeführt werden kann. Dies ist der Fall, wenn der Betreute die Not-
wendigkeit einer Behandlung nicht erkennen oder akzeptieren kann und nicht be-
reit ist, sich einer medizinischen Maßnahme nach § 1906 I Nr. 2 BGB zu unter-
ziehen. Die Durchführung der Behandlung gegen den Willen des Betreuten soll 
dann durch die Anwendung einer freiheitsentziehenden Maßnahme sichergestellt 
werden.201 Im Zusammenhang mit unterbringungsähnlichen Maßnahmen kommt 
der Tatbestand des § 1906 I Nr. 2 BGB in der Praxis weniger vor, da medizinische 
Behandlungen im Sinne des § 1906 I Nr. 2 BGB nur selten über einen längeren 
Zeitraum oder regelmäßig erfolgen.202 Die Notwendigkeit als erste Voraussetzung 
                                                 
197 Vgl. BayOBLG, FamRZ 1998, S. 1327 (1328); vgl. BayObLG, FamRZ 1993, S. 600; vgl. BR 
Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 90; vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 17. 
198 Vgl. BR Handkommentar/Meyer § 1906 Rdnr. 18; vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 
Rdnr. 17. 
199 Anm.: Hauptanwendungsbereich dieses Tatbestandes ist die Freiheitsentziehende Unterbrin-
gung. Die folgenden Ausführungen beschränken sich deshalb nur auf solche Gesichtspunkte, die 
auch für die Anwendung freiheitsentziehender Maßnahmen relevant sind. 
200 Vgl. BT-Drucks. 11/4528 S. 147; Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 21. 
201 Vgl. BR kompakt/Marschner Kapitel H Rdnr. 523; vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 
Rdnr. 22. 
202 Vgl. BR kompakt/Marschner Kapitel H Rdnr. 523. 
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des § 1906 I Nr. 2 BGB bezieht sich auf solche Gesundheitsschäden, die dem Be-
treuten bei Verzicht auf eine medizinische Behandlung drohen würden.203 Dieser 
gesundheitliche Schaden ist jedoch nicht mit jenem in § 1906 I Nr. 1 BGB gleich-
zusetzen; eine schwere gesundheitliche Schädigung wird hier nicht verlangt. Da-
her kann auch bei drohenden Gesundheitsschäden, die weniger schwerwiegend 
sind, eine freiheitsentziehende Maßnahme gerechtfertigt sein. Dies gilt zum Bei-
spiel auch bei einem Betreuten, der motorisch sehr unruhig ist und sich selbst ei-
nen notwendigen Wundverband wiederholt entfernt oder seinen Gips zerstört. Um 
dies zu verhindern, sind freiheitsentziehende Maßnahmen in Form von Fixierun-
gen oder Sedierungen, die regelmäßig oder über einen längeren Zeitraum an-
dauern, gerechtfertigt.204 Die Anwendung des § 1906 I Nr. 2 BGB in Verbindung 
mit § 1906 IV BGB wird auch am Beispiel des an einer Hautentzündung leiden-
den Betreuten deutlich, der es ablehnt, sich regelmäßig waschen zu lassen. Durch 
die mangelhafte Pflege der Haut verschlimmert sich die Entzündung; dies führt 
beim Betroffenen zu einem gesundheitlichen Schaden. Die Körpergrundpflege 
stellt eine Heilbehandlung im Sinne des § 1906 I Nr. 2 dar. Um diese regelmäßig 
durchführen zu können, ist die Fixierung des Betroffenen in einem Pflegestuhl 
erforderlich.205 Oftmals kann das Vorliegen eines gesundheitlichen Schadens im 
Sinne des Absatzes 1 Nr. 2  nur mittels einer Untersuchung festgestellt werden, 
die aus medizinischer Sicht Aufschluss über den Gesundheitszustand des Betreu-
ten geben kann. Auch zu diesem Zweck sind freiheitsentziehende Maßnahmen 
zulässig.206 Ein Beispiel hierfür wäre die Durchführung eines Langzeit-EKGs oder 
anderer Untersuchungen, die nur möglich sind, wenn der Betreute regelmäßig 
oder über einen längeren Zeitraum hinweg fixiert wird oder sedierende Medika-
mente erhält.207 Um eine derartige medizinische Maßnahme durchführen zu kön-
nen, muss ein konkreter und in der Person des Betroffenen begründeter Anlass 
gegeben sein. Eine Routinemaßnahme rechtfertigt die Anwendung freiheitsentzie-
hender  
                                                 
203 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 98; vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 
Rdnr. 21; vgl. Zimmermann, W., S. 194. 
204 Vgl. BT-Drucks. 11/4528 S. 147; vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 60. 
205 Vgl. AmtsG Hof, BtPrax 13/2004 S. 119. 
206 Vgl. BT-Drucksache 11/4528 S. 147; vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 21. 
207 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 60. 
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Maßnahmen nicht.208 Ebenfalls darf eine Maßnahme nach § 1906 IV BGB nicht 
angewandt werden, wenn die dadurch ermöglichte medizinische Behandlung nicht 
hinreichend Erfolg versprechend ist und keine Aussicht auf Heilung des Betreuten 
besteht.209 Dritte Voraussetzung des § 1906 I Nr. 2 BGB ist, dass eine psychische 
Krankheit oder eine geistige oder seelische Behinderung des Betreuten ursächlich 
dafür ist, dass er die Notwendigkeit einer freiheitsentziehenden Maßnahme nicht 
erkennen oder nicht nach dieser Einsicht handeln kann. Dabei geht es jedoch nicht 
nur um die fehlende Einsichtsfähigkeit des Betroffenen bezüglich einer freiheits-
entziehenden Maßnahme. Es kommt hier viel mehr darauf an, dass der Betreute 
auf Grund seiner Krankheit oder Behinderung die Notwendigkeit der damit ver-
bundenen und ermöglichten medizinischen Behandlung nicht erkennen kann. Bei 
einer Einwilligung in die Behandlung durch einen Betreuer ist es erforderlich, 
dass dessen Aufgabenkreis auch die Gesundheitssorge umfasst. Lehnt ein Betreu-
ter, der hinsichtlich der medizinischen Behandlung einsichts- und einwilligungs-
fähig ist, deren Durchführung ab, so ist eine freiheitsentziehende Maßnahme un-
zulässig.210 
4.4 Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
Eine freiheitsentziehende Maßnahme ist gemäß § 1906 I BGB nur zulässig, solan-
ge sie zum Wohl des Betreuten erforderlich ist. Durch ihre Anwendung wird das 
allgemeine Freiheitsrecht des Betreuten stark eingeschränkt; gleichzeitig stellt die 
unterbringungsähnliche Maßnahme einen erheblichen Eingriff in die Selbstbe-
stimmung und Selbstständigkeit des Betroffenen dar.211 Bei jeder Maßnahme im 
Sinne des § 1906 IV BGB gilt deshalb unabhängig von dem ohnehin im Gesetz 
verankerten Erforderlichkeitsgrundsatz zusätzlich der Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit.212 Dies bedeutet, dass ein Eingriff in die verfassungsrechtlich ge-
schützten Grundrechte nur erfolgen darf, wenn die hierzu angewandte  
                                                 
208 Vgl. Schumacher, C.,  S. 77. 
209 Vgl. BT-Drucks. 11/4528 S. 147; vgl. BR Handkommentar/Meyer § 1906 Rdnr. 25. 
210 Vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 23; vgl. Hoffmann, B./Klie, T. S. 36. 
211 Vgl. auch Borutta, M., S. 58f. 
212 Vgl. BT-Drucks. 11/4528 S. 146; vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 31.  
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freiheitsentziehende Maßnahme geeignet, erforderlich und verhältnismäßig im 
„engeren Sinne“ ist, um das angestrebte Ziel zu erreichen.213 
4.4.1 Geeignetheit einer freiheitsentziehenden Maßnahme 
Geeignetheit bedeutet, dass das zum Eingriff in das Freiheitsrecht des Betroffenen 
gewählte Mittel dazu tauglich sein muss, den angestrebten Zweck zu erreichen. 
Eine freiheitsentziehende Maßnahme ist somit nur geeignet, wenn durch ihre An-
wendung die in § 1906 I Nr. 1 BGB formulierte Selbstschädigung beziehungswei-
se Selbsttötung des Betreuten verhindert werden kann oder die Durchführung ei-
ner medizinischen Behandlung gemäß § 1906 I Nr. 2 BGB ermöglicht wird. Das 
Kriterium der Geeignetheit wird auch dann erfüllt, wenn der gewünschte Erfolg 
nicht in vollem Umfang, sondern nur teilweise eintritt.214 Die Wahl der für den 
Betroffenen geeigneten freiheitsentziehenden Maßnahme erfordert eine Prognose 
durch die an der Entscheidung beteiligten Personen. Diese Prognose muss indivi-
duell auf den Betreuten bezogen sein. Sie hat sich an Tatsachen und Erfahrungen 
aus der Vergangenheit des Betroffenen zu orientieren.215  
4.4.2 Erforderlichkeit einer freiheitsentziehenden Maßnahme 
Bevor in die Freiheitsrechte eines Betreuten eingegriffen werden kann, ist die be-
absichtigte freiheitsentziehende Maßnahme auf ihre Erforderlichkeit hin zu über-
prüfen. Dabei muss beachtet werden, dass eine Maßnahme nach § 1906 IV BGB 
immer nur als „ultima ratio“ angewandt werden darf. Dies bedeutet, dass sie nur 
letztes und äußerstes Mittel sein kann und nur dann in Betracht kommt, wenn alle 
anderen Möglichkeiten, die einer freiheitsentziehenden Maßnahme vorzuziehen 
wären, keine Aussicht auf Erfolg haben.216 Der Erforderlichkeitsgrundsatz ver-
langt also, dass alle Mittel, die für den Betreuten nicht mit Freiheitsentziehung 
verbunden sind, vor Anwendung einer Maßnahme im Sinne des § 1906 IV BGB 
vorrangig herangezogen werden müssen. Eine freiheitsentziehende Maßnahme ist 
somit erst dann erforderlich, wenn alle hierzu in Betracht kommenden  
                                                 
213 Vgl. Schumacher, C., S. 86. 
214 Vgl. Schumacher, C., S. 87. 
215 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 125; vgl. Schumacher, C., S. 87. 
216 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 31; vgl. Borutta, M., S. 108. 
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Alternativen, die einen geringeren Eingriff in die Rechte des Betreuten darstellen, 
ausgeschöpft sind.217 Im Zweifel gilt „in dubio pro libero“, das heißt der durch das 
Grundgesetz geschützten Freiheit ist dann Vorrang zu gewähren.218  Der Erforder-
lichkeitsgrundsatz gebietet außerdem, dass immer nur diejenige Maßnahme zu 
wählen ist, die den Betroffenen in seiner Freiheit am wenigsten einschränkt und 
zeitlich am kürzesten ist.  
Die Erforderlichkeit einer freiheitsentziehenden Maßnahme kann demnach nur 
dann bejaht werden, wenn es kein anderes, milderes Mittel gibt, das den Betreuten 
weniger beeinträchtigt.219 Ein Festbinden von Händen und Füßen des Betreuten ist 
somit nicht erforderlich, wenn eine Schutzdecke ausreicht, unter der sich der Be-
treute frei bewegen kann.220 Ebenso stellt der Einsatz von Personenortungsanlagen 
im Verhältnis zum Einschließen des Betroffenen das weniger beeinträchtigende 
Mittel dar.221 Das Einschließen oder eine Fixierung des Betroffenen ist auch dann 
nicht erforderlich, wenn dieser am Ausgang durch das Pflegepersonal aufgehalten 
werden kann.222 Anstelle eines durchgehenden Bettgitters kann zum Schutz des 
Betreuten vor dem Hinausfallen aus dem Bett auch ein geteiltes Bettgitter dienen, 
das durch einen Freiraum in der Mitte dem Betroffenen ein Verlassen des Bettes 
ermöglicht.223 Bei der Anwendung des milderen Mittels gilt es jedoch zu beach-
ten, dass dieses bezüglich des angestrebten Zwecks gleich gut geeignet sein muss 
wie eine andere, den Betroffenen noch weiter einschränkende Maßnahme. Das 
Anbringen eines Bettgitters während der Nachtruhe könnte auch durch häufige 
Kontrollen der Nachtwache, als weniger beeinträchtigende Maßnahme, ersetzt 
werden. Dieses mildere Mittel eignet sich jedoch nicht in gleicher Weise wie das 
Bettgitter, da die Gefahr besteht, dass der Betreute zu einem Zeitpunkt aus dem 
Bett stürzt, zu dem sich die Pflegekraft gerade nicht im Zimmer des Betroffenen 
                                                 
217 Vgl. OLG München, FamRZ 2006, S. 441 (442); vgl. Jürgens/Marschner § 1906 Rdnr. 47; vgl. 
Walther, G.  
BtPrax 6/2005 S. 214,215. 
218 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 31; vgl. BR Handkommentar/Meyer § 1906 Rdnr. 
28. 
219 Vgl. Zimmermann, W., S. 195; vgl. Coeppicus, R., S. 184; vgl. Borutta, M., S. 108; vgl. Schu-
macher, C., S. 87.  
220 Vgl. Coeppicus, R., S. 184. 
221 Vgl. Zimmermann, W., S. 194. 
222 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 63. 
223 Vgl. Palandt/Diederichsen § 1906 Rdnr. 40.  
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befindet.224 Außerdem kommt ein milderes Mittel nur dann in Betracht, wenn es 
sowohl realisierbar als auch finanzierbar ist.225 Zwar rechtfertigen finanzielle 
Gründe und eine damit verbundene mangelhafte Personalausstattung die Anwen-
dung freiheitsentziehender Maßnahmen nicht; die Anzahl der Pflegekräfte muss 
angemessenen Pflegestandards in Krankenhäusern und Pflegeheimen entspre-
chen.226 Jedoch dürfen sowohl Kostengründe als auch der tatsächlich realisierbare 
pflegerische Aufwand bei der Anwendung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
nicht außer Acht gelassen werden. Deutlich wird dies, wenn man eine nächtliche 
oder ganztägige Sitzwache, also die ständige Überwachung des Betreuten durch 
eine Pflegekraft, als Alternative zu einem Bettgitter oder einem Bauchgurt in Er-
wägung zieht. Dies würde zu einem immensen Personalbedarf und damit zu einer 
enormen Erhöhung der Pflegekosten führen, die in den wenigsten Fällen von den 
Betroffenen selbst aufgebracht werden könnten. Die Finanzierung dieser Alterna-
tive durch Sozialhilfemittel würde somit der Allgemeinheit zur Last fallen.227 Von 
den Einrichtungen können solche kostenintensive Maßnahmen nicht verlangt 
werden. So muss zum Beispiel  auch die bauliche Substanz oder die pflegerische 
Ausstattung eines Alten- und Pflegeheims hingenommen werden.228 Im Zusam-
menhang mit Sitzwachen gilt es außerdem zu beachten, dass durch die ständige 
Überwachung des Betreuten dessen Freiheits- und Persönlichkeitsrecht in beson-
derer Weise tangiert würden.229 Derartige Alternativen sind weder realisierbar 
noch finanzierbar und stellen somit im Verhältnis zu einer freiheitsentziehenden 
Maßnahme auch kein verhältnismäßig milderes Mittel dar.230     
 
 
 
                                                 
224 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 63. 
225 Vgl. OLG Hamm, FamRZ 1993, S. 1490 (1492f); vgl. Zimmermann, W., S. 195. 
226 Vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 49. 
227 Vgl. OLG Hamm, FamRZ 1993,S.1490 (1492); vgl. auch BR Handkommentar/Meyer § 1906 
Rdnr. 57. 
228 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 64. 
229 Vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 49. 
230 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 64. 
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4.4.3 Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne 
Eine erforderliche freiheitsentziehende Maßnahme ist nur rechtmäßig, wenn sie 
auch im „engeren Sinn“ verhältnismäßig ist.231 Freiheitsentziehende Maßnahmen 
werden zwar zum Wohl des Betroffenen vollzogen, mit ihrer Anwendung sind 
jedoch auch Gefahren verbunden. Diese können darin bestehen, dass sich der Be-
treute bei dem Versuch, seine Freiheit wieder zu erlangen, körperliche, in extre-
men Fällen auch lebensgefährliche Verletzungen zufügt; möglich sind aber auch 
psychische Schäden.232 Verhältnismäßigkeit im „engeren Sinne“ bedeutet also, 
dass der Nutzen einer freiheitsentziehenden Maßnahme nicht außer Verhältnis 
stehen darf zu den Gefahren, die ohne Anwendung einer Maßnahme nach § 1906 
IV BGB für den Betreuten bestehen würden.233 Damit ist vor Anwendung einer 
freiheitsentziehenden Maßnahme, die auf der materiellen Rechtsgrundlage des  
§ 1906 I Nr. 1 BGB basiert, die Gefahr des erheblichen gesundheitlichen Scha-
dens mit den Gefahren abzuwägen, die durch die freiheitsentziehende Maßnahme 
selbst entstehen können.234 Im Falle des § 1906 I Nr. 2 BGB ist eine unterbrin-
gungsähnliche Maßnahme somit nur dann verhältnismäßig im „engeren Sinne“, 
wenn die Nachteile, die ohne Durchführung einer Maßnahme nach § 1906 IV 
BGB und damit ohne Behandlung des Betreuten bestehen, größer sind als die mit 
einer Freiheitsentziehung des Betroffenen verbunden Nachteile.235   
4.5 Die Unfähigkeit des Betreuten zur Einwilligung 
Ein möglicher Rechtfertigungsgrund für die Anwendung einer freiheitsentziehen-
den Maßnahme ist die Einwilligung des Betreuten. Da ein Freiheitsentzug nur 
vorliegt, wenn dieser ohne oder gegen den Willen des Betroffenen erfolgt, bedarf 
das Einverständnis des Betroffenen weder einer Zustimmung des Betreuers noch 
einer Genehmigung durch das Vormundschaftsgericht. Voraussetzung ist hierbei 
jedoch, dass der Betreute bezüglich der freiheitsentziehenden Maßnahme einwilli-
                                                 
231 Vgl. Schumacher, C., S. 88. 
232 Vgl. Wojnar, Jan: Freiheitsentziehende Maßnahmen und ihre Auswirkungen auf die Persön-
lichkeit behinderter Menschen, in: BtPrax 3/1997, S. 92-97; vgl. Wojnar, Jan, BtPrax 1/1995, 
S.12-15; vgl. Henke, F., S. 48-53. 
233 Vgl. BT-Drucks. 11/4528 S. 146; vgl. Zimmermann, W., S. 195.  
234 Vgl. Wojnar, J. BtPrax 1/1995 S. 12,14. 
235 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 98. 
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gungsfähig ist; das heißt, er muss seinen Willen frei bestimmen können.236 Erklärt 
sich ein einwilligungsfähiger Betreuter mit einer Maßnahme nach § 1906 IV BGB 
nicht einverstanden, so ist deren Anwendung gegen den Willen des Betroffenen 
rechtswidrig.237 Der zur freien Willensbestimmung fähige Betreute kann also 
selbst entscheiden, ob er in eine unterbringungsähnliche  Maßnahme einwilligt 
oder nicht. Seitens des Staates besteht keine Berechtigung, in die Entscheidung 
eines einwilligungsfähigen Erwachsenen einzugreifen und diesen beispielsweise 
an einer Selbstschädigung zu hindern.238 § 1906 I BGB setzt deshalb als zusätzli-
ches, ungeschriebenes Tatbestandsmerkmal voraus, dass der Betreute aufgrund 
einer Krankheit seinen Willen nicht frei bestimmen kann und somit in Bezug auf 
die Anwendung einer freiheitsentziehenden Maßnahme einwilligungsunfähig 
ist.239 
4.5.1 Einwilligungsfähigkeit und Einwilligungsunfähigkeit 
Willigt der Betreute in eine freiheitsentziehende Maßnahme ein, so gestattet er 
hiermit die Vornahme von Handlungen, die in rechtlich geschützte Güter, wie 
zum Beispiel die Freiheit, eingreifen. Bei der Einwilligung handelt es sich nicht 
um ein Rechtsgeschäft oder eine Willenserklärung nach §§ 116 ff. BGB. Deshalb 
kommt es bei der Beurteilung der Einwilligungsfähigkeit auch nicht auf die Ge-
schäftsfähigkeit des Betreuten an. Maßgeblich ist vielmehr dessen natürliche Ein-
sichts- und Urteilsfähigkeit, also der natürliche Wille des Betroffenen.240 Für die 
Einwilligungsfähigkeit gibt es keine gesetzliche Definition. Die Rechtsprechung 
versteht unter dem Begriff der Einwilligung „ ... die im Augenblick der Freiheits-
entziehung freiwillige und ernstliche Zustimmung des Betroffenen in die beab-
sichtigte Rechtsgutverletzung“.241 Dies erfordert die Fähigkeit des Betreuten, 
Wert und Bedeutung des beeinträchtigten Freiheitsrechts sowie die Folgen und 
Risiken seiner Zustimmung zu erkennen. Gleichzeitig muss er dazu in der Lage 
sein, bei seiner Entscheidung Alternativen einzubeziehen und sein Handeln  
                                                 
236 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 30; vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 49; 
vgl. Jürgens/Marschner § 1906 Rdnr. 6; vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 27. 
237 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 49. 
238 Vgl. BVerfG , BVerfGE 22/1968, S. 180, (219f). 
239 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 30,62; vgl. auch Borutta, S. 117. 
240 Vgl. BGH,  NJW 1964, S. 1177; Jürgens/Marschner § 1906 Rdnr. 6; vgl. Borutta, M., S. 108f. 
241 BGH, NJW 1964, S. 1177 zitiert bei Jürgens/Marschner § 1906 Rdnr. 6. 
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danach zu bestimmen. Einwilligungsfähigkeit heißt also, dass der Betroffene Art, 
Bedeutung und Tragweite einer freiheitsentziehenden Maßnahme begreifen und 
seinen Willen danach bestimmen kann.242 Dies setzt jedoch voraus, dass der Be-
treute in allen drei Punkten entsprechend aufgeklärt und beraten wird. Unter der 
Art einer freiheitsentziehenden Maßnahme ist deren konkrete Form zu verstehen, 
wie zum Beispiel ein Bettgitter, ein Fixiergurt oder sedierende Medikamente. Die 
Bedeutung einer unterbringungsähnlichen Maßnahme kann der Betreute nur erfas-
sen, wenn er über bestimmte kognitive Mindestfähigkeiten verfügt. Er muss zum 
Beispiel begreifen können, dass er durch die Anbringung eines Bettgitters in der 
Konsequenz sein Bett nachts nicht mehr verlassen kann. Tragweite heißt, dass 
sich der Betroffene im Klaren darüber ist, welche Folgen sich für ihn aus seiner 
eigenen Zustimmung oder Ablehnung der Maßnahme für ihn selbst ergeben.243 
Was konkret unter Einwilligungsfähigkeit zu verstehen ist, wird deutlich, wenn 
berücksichtigt wird, dass die Einwilligung des Betroffenen immer sowohl eine 
Werteentscheidung als auch eine Tatsachenentscheidung ist. Bei der Werteent-
scheidung ist immer auf das subjektive Wertesystem des Betreuten abzustellen.244 
Der Betroffene muss also selbst entscheiden dürfen, was für ihn ein Vor-  oder 
Nachteil ist, dies hängt nicht von der objektiven Vernunft eines Dritten (zum Bei-
spiel Arzt oder Pflegekräfte) ab. Einwilligungsfähigkeit liegt somit vor, wenn der 
Betreute selbst bewerten kann, was ihm selbst nützt oder schadet. Bei der Einwil-
ligung handelt es sich auch um eine Tatsachenentscheidung. Im Gegensatz zur 
subjektiven Werteentscheidung müssen hier Dritte wie Pflegekräfte und Ärzte den 
Betreuten über Intensität und Dauer der geplanten freiheitsentziehenden Maß-
nahme in einem mündlichen Gespräch aufklären und ihn diesbezüglich beraten.245 
Er muss die Möglichkeit haben, bezüglich der Maßnahme Fragen zu stellen. Die 
Aufklärung bedarf keiner bestimmten Form. Aus Beweisgründen wird jedoch 
empfohlen, Inhalt und Zeitpunkt der Aufklärung sowie die Einwilligung oder Ab-
lehnung des Betreuten zu dokumentieren. Zuständig für die Aufklärung ist der 
Arzt, wenn die freiheitsentziehende Maßnahme im Zusammenhang mit einer  
                                                 
242 Vgl. Jürgens/Marschner § 1906 Rdnr. 6. 
243 Vgl. Borutta, M., S. 109f. 
244 Vgl. Jürgens/Marschner § 1906 Rdnr. 6; vgl. Borutta, M., S. 110. 
245 Vgl. Borutta, M., S. 111. 
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ärztlichen Maßnahme steht. Soll durch die Maßnahme die Pflege gesichert wer-
den, obliegt die Aufklärungspflicht den Pflegefachkräften.246 Der Betroffene ist 
nur einwilligungsfähig, wenn er auf dieser Grundlage Tatsachen und damit ver-
bundene Zusammenhänge sowie mögliche Entwicklungen erkennen und beurtei-
len kann. Im Falle einer Konfliktentscheidung, also wenn der Betreute mit seiner 
Einwilligung in eine freiheitsentziehende Maßnahme die Auswahl zwischen zwei 
oder mehreren Situationen treffen muss, die ihn beide in eine unerwünschte Lage 
bringen, ist Einwilligungsfähigkeit dann gegeben, wenn der Betreute begreift, 
dass die von ihm getroffene Entscheidung nachteilig sein kann. Diese drei Be-
standteile der Einwilligung zeigen, dass nicht schon alleine aus dem Vorliegen 
einer psychischen Krankheit oder geistigen oder seelischen Behinderung automa-
tisch auf die Unfähigkeit des Betreuten, seinen Willen frei zu bestimmen, ge-
schlossen werden kann. Es kann nämlich durchaus sein, dass ein Betreuter in be-
stimmten Lebensbereichen einwilligungsfähig ist und in anderen wiederum nicht. 
Auch wenn ein Betreuer mit dem Aufgabenkreis der freiheitsentziehenden Maß-
nahmen bestellt ist, bedeutet dies nicht automatisch, dass der Betroffene nicht 
dazu fähig ist, im Einzelfall in eine freiheitsentziehende Maßnahme selbst einzu-
willigen.247 Die Einwilligungsunfähigkeit des Betreuten ist somit erst gegeben, 
wenn dieser nicht dazu in der Lage ist, in Bezug auf die konkrete freiheitsentzie-
henden Maßnahme deren Art, Bedeutung und Tragweite zu erfassen.248 Kann 
nicht festgestellt werden, ob der Betreute in Bezug auf eine unterbringungsähnli-
che Maßnahme einwilligungsfähig ist oder nicht, so muss im Zweifel von dessen 
Einwilligungsunfähigkeit ausgegangen werden. Diese erfordert die Einholung 
einer gerichtlichen Genehmigung.249  
 
 
                                                 
246 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 51. 
247 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 90. 
248 Vgl. Borutta, M., S. 109-113. 
249 Vgl. OLG Hamm, FamRZ 1993, S. 1490 (1492). 
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4.5.2 Die Einwilligung in eine freiheitsentziehende Maßnahme 
Sowohl die Einwilligungsfähigkeit des Betreuten als auch dessen tatsächlich er-
teilte Einwilligung beziehen sich stets auf eine konkrete freiheitsentziehende 
Maßnahme. Eine pauschale Einwilligung in alle zukünftigen freiheitsentziehenden 
Maßnahmen, die zum Beispiel im Rahmen eines Heimvertrages erteilt wird, ist 
rechtswidrig und rechtfertigt die Anwendung von Maßnahmen nach § 1906 IV 
BGB nicht. Die Zustimmung des Betroffenen zu einer freiheitsentziehenden Maß-
nahme muss nicht verbal erfolgen; es reicht auch aus, wenn dieser sein Einver-
ständnis auf andere Weise zweifelsfrei zum Ausdruck bringt.250 Hat der einwilli-
gungsfähige Betreute seine Einwilligung in eine Maßnahme nach § 1906 IV BGB 
erteilt, so kann er diese jederzeit widerrufen. Die freiheitsentziehende Maßnahme 
muss dann sofort beendet werden. Eine Fortführung ist nur möglich, wenn das 
Gericht hierzu die erforderliche Genehmigung erteilt.251 Die Einwilligung eines 
Betreuten, der in freier Willensbestimmung einer Maßnahme nach § 1906 IV 
BGB zugestimmt hat, wird gegenstandslos, wenn er durch das Fortschreiten seiner 
Krankheit im Verlauf der Anwendung einer freiheitsentziehenden Maßnahme 
seine Einwilligungsfähigkeit verliert. Die Maßnahme kann dann nur nach Einho-
lung einer gerichtlichen Genehmigung fortgeführt werden.252 Zu Problemen kann 
die konkludente Einwilligung eines Betreuten führen, der sich im Klaren darüber 
ist, dass ihm durch Anwendung einer bestimmten Maßnahme die Freiheit entzo-
gen wird. Hier besteht nämlich die Gefahr, dass eine unterbringungsähnliche 
Maßnahme auch dann noch angewandt wird, wenn sie objektiv nicht mehr erfor-
derlich ist.253 Das bloße Erdulden einer freiheitsentziehenden Maßnahme ist nicht 
als Einverständnis des Betroffenen zu werten.254 Allerdings ist es auch nicht not-
wendig, die ausdrückliche Zustimmung des Betreuten täglich erneut einzuholen. 
Verändern sich jedoch Art oder Inhalt der freiheitsentziehenden Maßnahme, so 
gilt eine bereits erteilte Einwilligung des Betreuten nicht mehr, da sein  
                                                 
250 Vgl. Staudinger/Bienwald § 1906 Rdnr. 16. 
251 Vgl. BayObLG, FamRZ 1996, S. 1375 (1376);vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 51; 
vgl. Borutta, M.,  S. 109. 
252 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 53; vgl. BR Handkommentar/Meyer § 1906 
Rdnr. 11; vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 30. 
253 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 52. 
254 Vgl. Staudinger/Bienwald § 1906 Rdnr. 16. 
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Einverständnis auf eine andere, konkrete Maßnahme bezogen war. Der Betreute 
muss bezüglich der geänderten freiheitsentziehenden Maßnahme erneut seine Zu-
stimmung erteilen. 255  
Wird festgestellt, dass der Betroffene selbst nicht mehr einwilligungsfähig ist und 
somit seine Zustimmung zu einer Maßnahme nach § 1906 IV BGB nicht wirksam 
erteilen kann, bedarf es diesbezüglich der Einwilligung des mit einem entspre-
chenden Aufgabenkreis bestellten Betreuers.256 Dieses Einverständnis erfordert 
nur dann eine Genehmigung durch das Vormundschaftsgericht, wenn die Voraus-
setzungen des § 1906 BGB gegeben sind. Stimmt der Betreuer einer freiheitsent-
ziehenden Maßnahme nicht zu, so bedarf diese Entscheidung keiner gerichtlichen 
Genehmigung.257 
5 Gerichtliches Genehmigungsverfahren 
Vor der Zustimmung des Betreuers zu einer freiheitsentziehenden Maßnahme ist 
eine Rücksprache mit dem Betroffenen selbst (§ 1901 II BGB) sowie eine ausgie-
bige Beratung durch Pflegekräfte und den behandelnden Arzt unerlässlich. Kom-
men keine Alternativen in Betracht, die den Betroffenen weniger beeinträchtigen, 
so kann der Betreuer nur dann in die Maßnahme einwilligen, wenn er zuvor ge-
mäß § 1906 II Satz 1 BGB die hierfür erforderliche Genehmigung des Vormund-
schaftsgerichts eingeholt hat.258 Ohne Genehmigung kann der Betreuer nach  
§ 1906 II Satz 2 BGB einer freiheitsentziehenden Maßnahme nur zustimmen, 
wenn mit deren Aufschub Gefahr verbunden ist. Er hat die gerichtliche Genehmi-
gung dann unverzüglich nachzuholen.  
Das gerichtliche Genehmigungsverfahren für eine freiheitsentziehende Maßnahme 
nach § 1906 IV BGB richtet sich laut § 70 I Satz 2 Nr. 2 FGG nach den Vorschrif-
ten der §§ 70 bis 70 n FGG. Sachlich zuständig ist gemäß § 70 I Satz 3 FGG das 
Vormundschaftsgericht; in Baden-Württemberg befasst sich nach den §§ 36, 37 I 
Nr. 5 LFGG das Amtsgericht mit einem derartigen Verfahren. Funktionell zustän-
dig ist gemäß Artikel 104 II GG der Vormundschaftsrichter.  
                                                 
255 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 52.  
256 Vgl. Walther, G., BtPrax 1/2006 S. 8. 
257 Vgl. BGH, FamRZ 2005, S. 1074 (1075f), mit Anmerkung Bienwald, W. 
258 Vgl. Walther, G., BtPrax 1/2006 S. 8. 
  59 
Die örtliche Zuständigkeit richtet sich bei einem Betroffenen, für den bereits ein 
Betreuer bestellt ist, nach § 70 II Satz 1 FGG. Örtlich zuständig ist somit das Ge-
richt, bei dem die Betreuung anhängig ist. Für die Einleitung des Verfahrens ist 
kein förmlicher Antrag erforderlich; es reicht aus, dass dem Gericht die Absicht 
des Betreuers bekannt wird, eine freiheitsentziehende Maßnahme zu veranlassen. 
In der Praxis ist eine förmliche Antragstellung jedoch der Regelfall.259  
Nach § 70 a FGG ist der Betroffene unabhängig von seiner Geschäftsfähigkeit 
verfahrensfähig, sofern er das vierzehnte Lebensjahr erreicht hat. Vor der gerich-
tlichen Entscheidung über eine freiheitsentziehende Maßnahme muss der Betrof-
fene nach § 70 c Satz 1 FGG persönlich angehört werden. Außerdem muss sich 
das Gericht einen unmittelbaren Eindruck von ihm verschaffen. Soweit erforder-
lich, erfolgt dies in der üblichen Umgebung des Betroffenen. Bei freiheitsentzie-
henden Maßnahmen spielen bauliche oder pflegerische Besonderheiten der übli-
chen Umgebung eine wichtige Rolle. Deshalb erfolgt der unmittelbare Eindruck 
zusammen mit der Anhörung direkt in der Einrichtung.260 Nach § 70 b I FGG be-
stellt das Gericht dem Betroffenen einen Verfahrenspfleger, soweit dies zur 
Wahrnehmung von dessen Interessen erforderlich ist. Dies ist zum Beispiel dann 
der Fall, wenn gemäß § 68 II FGG die persönliche Anhörung des Betroffenen 
unterbleibt. Die in § 70 d I FGG genannten Personen wie zum Beispiel der Be-
treuer des Betroffenen, eine von ihm benannte Person seines Vertrauens und der 
Leiter der Einrichtung werden formell am Verfahren beteiligt, indem ihnen das 
Gericht Gelegenheit zur Äußerung gibt.261 Nach § 70 e Satz 3 FGG ist für das 
Genehmigungsverfahren die Einholung eines ärztlichen Zeugnisses  erforderlich; 
das Gericht kann auch ein Sachverständigengutachten verlangen. Das ärztliche 
Zeugnis muss auf einer zeitnahen Untersuchung beruhen.262 Mindestinhalt der 
                                                 
259 Vgl. Fröschle, Tobias: IV. Unterbringungssachen, in: Fröschle, Tobias (Hrsg.): Praxiskommen-
tar Betreuungs- und Unterbringungsverfahren, Köln 2007, § 70 FGG Rdnr. 7 (im Folgenden zitiert 
als: Praxiskommentar Betreuungs- und Unterbringungsverfahren/Bearbeiter); vgl. BR Kommen-
tar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 154; vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 56. 
260 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 130. 
261 Vgl. Praxiskommentar Betreuungs- und Unterbringungsverfahren/Locher/Fröschle § 70d FGG 
Rdnr. 1. 
262 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 149; Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 
74. 
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gerichtlichen Entscheidung ist gemäß § 70 f I FGG die Bezeichnung des Betroffe-
nen und der  
Unterbringungsmaßnahme, der Zeitpunkt, zu dem die Maßnahme endet, und ne-
ben der Rechtsmittelbelehrung auch eine Begründung. Die unterbringungsähnli-
che Maßnahme muss möglichst genau nach Art und Mittel und bei regelmäßigen 
Maßnahmen auch nach Zeiträumen beschrieben sein. Sie kann höchstens auf zwei 
Jahre festgesetzt werden; der Zeitpunkt, zu dem die Maßnahme endet, ist exakt zu 
benennen.263 Nach § 70 i II FGG kann die Maßnahme nach Ablauf des Genehmi-
gungszeitraums auch verlängert werden. Liegen die materiell-rechtlichen Voraus-
setzungen für eine Maßnahme nach § 1906 IV BGB vor, so hat das Vormund-
schaftsgericht die freiheitsentziehende Maßnahme zu genehmigen.264 Die gerich-
tliche Entscheidung ist nach § 70 g FGG dem Betroffenen selbst und den nach  
§ 70d I FGG am Verfahren formell beteiligten Personen und Stellen bekannt zu 
machen. Dies gilt jedoch nur im Falle einer Genehmigung der Maßnahme.265 Die 
gerichtliche Entscheidung wird laut § 70 g III Satz 1 FGG mit Rechtskraft wirk-
sam. Gegen die Entscheidung ist nach § 70 m I FGG die sofortige Beschwerde 
gegeben. Zur Beschwerde berechtigt sind gemäß § 20 I FGG der Betroffene und 
sein Verfahrenspfleger, da deren Rechte durch die Entscheidung beeinträchtigt 
werden, sowie nach § 70 m II FGG diejenigen Personen, denen nach § 70 d I FGG 
Gelegenheit zur Äußerung gegeben wurde. Fallen die Voraussetzungen für eine 
freiheitsentziehende Maßnahme vor Ablauf der Genehmigungsfrist weg, so ist sie 
gemäß § 70 i I Satz 1 FGG durch das Gericht von Amts wegen aufzuheben. 
 
5.1 Vorläufige Maßnahmen 
Besteht bezüglich einer freiheitsentziehenden Maßnahme dringender Handlungs-
bedarf, so kann das Gericht den Antrag des Betreuers gemäß § 70 h I und II FGG 
unter bestimmten Voraussetzungen durch einstweilige Anordnung vorläufig ge-
nehmigen. Ist bei Vorliegen einer Eilsituation kein Betreuer bestellt oder wird 
                                                 
263 Vgl. Praxiskommentar Betreuungs- und Unterbringungsverfahren/Fröschle § 70f FGG Rdnr. 
2,9,16; vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 85. 
264 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 87. 
265 Vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 88. 
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derselbige nicht tätig, weil er verhindert ist oder nicht erreicht werden kann, so 
kommt § 1908 i I Satz 1 in Verbindung mit § 1846 BGB zur Anwendung. Danach 
kann das Gericht selbst an Stelle des noch nicht bestellten oder an sich zuständi-
gen Betreuers einer freiheitsentziehenden Maßnahme zustimmen.266  
 
6 Durchführung der Maßnahme 
Durch die gerichtliche Genehmigung wird die beabsichtigte oder bereits erteilte 
Zustimmung des Betreuers zu einer Maßnahme nach § 1906 IV BGB gebilligt. 
Hieraus entsteht für den Betreuer jedoch keine Verpflichtung, in die freiheitsent-
ziehende Maßnahme einzuwilligen. Ergeben sich nach Erteilung der Genehmi-
gung veränderte Umstände oder alternative Maßnahmen, so kann der Betreuer 
von seinem Vorhaben Abstand nehmen.267 Für den tatsächlichen Vollzug einer 
Maßnahme nach § 1906 IV BGB existiert keine ausdrückliche, gesetzliche Rege-
lung. Der Betreuer wird hierbei durch die Pflegekräfte unterstützt.  
Er ermächtigt das Pflegepersonal, die freiheitsentziehende Maßnahme, gegebe-
nenfalls auch unter Anwendung von körperlichem Zwang, zu vollziehen. Die 
Verpflichtung des Heimpersonals zur Durchführung der Maßnahme und Unters-
tützung des Betreuers wird vertraglich geregelt.268 Eine freiheitsentziehende Maß-
nahme kann jederzeit, auch vor Ablauf des genehmigten Zeitraums, durch den 
Betreuer beendet werden. Er benötigt hierzu keine Genehmigung des Vormund-
schaftsgerichts. Der Betreuer ist deshalb verpflichtet, die Notwendigkeit der frei-
heitsentziehenden Maßnahme laufend zu kontrollieren.269 Fallen deren Vorausset-
zungen weg, so muss er die Maßnahme gemäß § 1906 III Satz 1 BGB beenden 
und nach Satz 2 die Beendigung dem Vormundschaftsgericht anzeigen. 
Auch Einrichtung und Pflegepersonal haben bei der Durchführung einer Maß-
nahme im Sinne des § 1906 IV BGB verschiedene Dinge zu beachten. Ist ein Be-
treuer bestellt, so sind Genehmigungsanträge der Einrichtung, die direkt beim 
Vormundschaftsgericht gestellt werden, nicht genehmigungsfähig. Grundsätzlich 
                                                 
266 Vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 95 Anm.: Die vorläufigen Maßnahmen 
werden hier nicht ausführlicher behandelt, da dies den Rahmen der Arbeit sprengen würde. 
267 Vgl. Staudinger/Bienwald § 1906 Rdnr. 64; vgl. Walther, G., BtPrax 1/2006 S. 8. 
268 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 197. 
269 Vgl. Walther, G., BtPrax 1/2006 S. 8; vgl. Zimmermann, W., S. 219. 
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sind Einrichtung und Personal ohne die Einwilligung des Betreuers nicht dazu 
befugt, eine freiheitsentziehende Maßnahme durchzuführen. Jede einzelne frei-
heitsentziehende Maßnahme muss durch die Zustimmung des Betreuers legiti-
miert sein.270 Dies gilt auch dann, wenn bezüglich der Maßnahme bereits eine 
gerichtliche Genehmigung vorliegt. Ausnahmsweise sind freiheitsentziehende 
Maßnahmen im Rahmen der Notwehr und Nothilfe nach § 32 StGB auch ohne 
Einwilligung des Betreuers und bei fehlender gerichtlicher Genehmigung erlaubt. 
Gleiches gilt, wenn die Voraussetzungen des rechtfertigenden Notstands nach  
§ 34 StGB  gegeben sind.271 Nach § 13 I Nr. 9 HeimG ist jede freiheitsentziehen-
de Maßnahme zu dokumentieren. Dabei müssen der Anlass für die Maßnahme, 
die anordnende Person, Art und Dauer der freiheitsentziehenden Maßnahme, 
durchführende und betreuende Personen, sowie Anlass und Zeitpunkt der Beendi-
gung aufgeführt werden. 272  
 
7 Zivilrechtliche Haftung und strafrechtliche Verantwor-
tung 
Eine Pflichtverletzung im Zusammenhang mit freiheitsentziehenden Maßnahmen 
liegt vor, wenn dem Betreuten rechtswidrig die Freiheit entzogen wird; sie ist aber 
auch dann gegeben, wenn die Freiheitsentziehung unterbleibt, obwohl sie zum 
Wohl des Betreuten erforderlich wäre. Folge hieraus kann die Geltendmachung 
zivilrechtlicher Ansprüche durch den geschädigten Betreuten sein. Außerdem be-
steht die Möglichkeit einer Heranziehung des für die Pflichtverletzung Verant-
wortlichen nach dem StGB. In beiden Fällen wird ein Verschulden vorausge-
setzt.273  
 
                                                 
270 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 198. 
271 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil G Rdnr. 56; vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 
Rdnr. 45. 
272 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 224; vgl. Borutta, M., S. 125f. 
273 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 207. 
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7.1 Rechtswidrige Vornahme einer freiheitsentziehenden Maß-
nahme 
Die Rechtswidrigkeit einer freiheitsentziehenden Maßnahme kann aus ganz unter-
schiedlichen Gründen vorliegen. Verantwortlich hierfür können der Betreuer, die 
Einrichtung und deren Personal, der zuständige Vormundschaftsrichter sowie im 
Falle der Erstellung eines Gutachtens auch der Sachverständige sein.  
Ein Betreuer kann seine Pflichten dadurch verletzen, dass er einer freiheitsentzie-
henden Maßnahme zustimmt, obwohl er mit einem derartigen Aufgabenkreis 
nicht bestellt ist.274 Weiterhin ist eine unterbringungsähnliche Maßnahme rechts-
widrig, wenn der Betreuer trotz Fehlen der materiellrechtlichen Voraussetzungen 
des  § 1906 I Nr. 1 oder Nr. 2 BGB in deren Vornahme einwilligt. Gleiches gilt 
bei der Fortführung einer freiheitsentziehenden Maßnahme trotz Wegfall der not-
wendigen Voraussetzungen des § 1906 I BGB. Rechtswidrigkeit liegt auch vor, 
wenn die Einwilligung des Betreuers in eine nicht eilbedürftige freiheitsentzie-
hende Maßnahme erfolgt, obwohl die hierfür erforderliche Genehmigung des 
Vormundschaftsgerichts noch nicht erteilt wurde.275 Freiheitsentziehende Maß-
nahmen können, wenn dringender Handlungsbedarf besteht, ausnahmsweise auch 
ohne die erforderliche gerichtliche Genehmigung durchgeführt werden. Die Fort-
führung dieser Maßnahme ist jedoch nicht rechtmäßig, wenn der Betreuer die 
nachträgliche Genehmigung des Vormundschaftsgerichts nicht unverzüglich be-
antragt oder aber nach Antragsstellung die Genehmigung durch das Vormund-
schaftsgericht versagt wird. Eine Pflichtverletzung des Betreuers liegt auch vor, 
wenn dieser die freiheitsentziehende Maßnahme fortführt, obwohl deren Geneh-
migungszeitraum bereits abgelaufen ist.276 
Die Einrichtung beziehungsweise das dort beschäftigte Personal handelt rechts-
widrig, wenn eine freiheitsentziehende Maßnahme ohne Einwilligung des Be-
treuers angewandt wird. Rechtmäßig ist diese Maßnahme auch dann nicht, wenn 
die Einwilligung durch Ehe- beziehungsweise Lebenspartner oder sonstige Ange-
hörige erteilt wird, die für den Betroffenen keine Betreuung übernommen haben.  
                                                 
274 Vgl. OLG Hamm, FamRZ 2001, S. 861(862). 
275 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 208. 
276 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 208; vgl. Hoffmann, B./Klie, T., S. 68f. 
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Eine Pflichtverletzung des Heimpersonals liegt auch vor, wenn dieses sich an der 
rechtswidrigen Durchführung einer freiheitsentziehenden Maßnahme durch den 
Betreuer beteiligt. Beendet ein Betreuer die unterbringungsähnliche Maßnahme 
nicht, obwohl deren Voraussetzungen nicht mehr gegeben sind, so geht die Pflicht 
des § 70 i I Satz 1 FGG auf die Einrichtung und deren Personal über. Diese han-
deln somit gesetzeswidrig, wenn die Maßnahme unter diesen Umständen nicht 
aufgehoben wird.277 
Ein Vormundschaftsrichter handelt rechtswidrig, wenn er eine freiheitsentziehen-
de Maßnahme trotz Fehlen der materiell-rechtlichen Voraussetzungen geneh-
migt.278 Dasselbe gilt, wenn gemäß § 70 h FGG eine einstweilige Anordnung ge-
troffen wird, obwohl deren Voraussetzungen nicht gegeben waren, weil zum Bei-
spiel der Betreuer gar nicht verhindert war.279 Auch ein Sachverständiger kann 
seine Pflichten im Zusammenhang mit freiheitsentziehenden Maßnahmen verlet-
zen, wenn er grob fahrlässig ein falsches Gutachten erstellt. 280 
 
7.1.1 Zivilrechtliche Haftung bei Rechtswidrigkeit der Maßnahme 
Der vorsätzliche oder fahrlässig widerrechtliche Freiheitsentzug führt zu einem 
deliktischen Anspruch des Betreuten auf Schadensersatz aus § 823 I BGB gege-
nüber allen an der rechtswidrigen, freiheitsentziehenden Maßnahme unmittelbar 
Beteiligten. Dazu gehört auch die Einrichtung selbst, sofern sie ein Organisations-
verschulden trifft. Dies kann zum Beispiel bei einer mangelhaften Personalaus-
stattung der Fall sein. Dieser und alle im Folgenden genannten deliktischen Ans-
prüche führen zusätzlich zu einem Anspruch des Betroffenen auf Schmerzensgeld 
gemäß § 253 II BGB als Ersatz für den immateriellen Schaden, der ihm durch die 
rechtswidrige Freiheitsentziehung entstanden ist.281 
Die Pflichtverletzung des Betreuers, in eine freiheitsentziehende Maßnahme ein-
zuwilligen, obwohl deren rechtliche oder tatsächliche Voraussetzungen nicht  
                                                 
277 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 211; vgl. Hoffmann, B./Klie, T., S. 69f. 
278 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 213. 
279 Vgl. BayObLG, FamRZ 2002, S. 419 (421). 
280 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 215. 
281 Vgl. Hoffmann, B./Klie, T., S. 65. 
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gegeben sind, kann zu dessen Haftung nach § 1833 BGB in Verbindung mit § 
1908 i I Satz 1 BGB führen; der Betroffene kann hierbei Schadensersatz nach den  
§§ 249 ff. BGB geltend machen.282 Eine Haftung des Betreuers kommt auch dann 
in Frage, wenn die Maßnahme durch das Vormundschaftsgericht bereits geneh-
migt wurde.283 Zusätzlich besteht für den Betreuer die Gefahr, dass er für alle mit 
der Freiheitsentziehung zusammenhängende Tätigkeiten oder sogar für die gesam-
te Tätigkeit seinen Vergütungsanspruch verliert.284  
Schadensersatzansprüche gegenüber der Einrichtung selbst kann der Betreute aus 
§ 831 BGB geltend machen. Diese haftet für ein Verschulden ihrer Mitarbeiter 
jedoch nur dann, wenn die Auswahl und Überwachung des Personals nicht mit der 
erforderlichen Sorgfalt erfolgt ist und die Einrichtung sich diesbezüglich auch 
nicht exkulpieren kann.285 Bei dem zwischen Einrichtung und Betroffenem abge-
schlossenen Heimvertrag handelt es sich um einen Mischvertrag, der aus miet- 
und dienstvertraglichen Elementen zusammengesetzt ist.286 Deshalb kommt zu-
sätzlich eine Haftung der Einrichtung nach §§ 611,276, 278 BGB auf Grundlage 
dieses Heimvertrages in Betracht. Da sich das Alten- oder Pflegeheim zur Erfül-
lung der vertraglichen Verpflichtungen seines Personals bedient, werden ihm 
Pflichtverletzungen desselbigen wie ein eigenes Verschulden zugerechnet. Bei 
dieser Vertragshaftung besteht zusätzlich ein Anspruch des Betreuten auf 
Schmerzensgeld. 
Im Falle der Amtspflichtverletzung des Vormundschaftsrichters haftet nach Arti-
kel 34 GG in Verbindung mit § 839 II BGB der Staat an dessen Stelle.  
Verletzt ein Sachverständiger seine Pflichten, so haftet er dem Betroffenen gege-
nüber nur dann unmittelbar, wenn das Gutachten ursächlich für die rechtswidrige 
Freiheitsentziehung war.287 
 
 
                                                 
282 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil D Rdnr. 115; vgl. Hoffmann, B.,/Klie, T., S. 66. 
283 Vgl. Dodegge/Roth/Dodegge Teil D Rdnr. 121. 
284 Vgl. BayObLG, FamRZ 1994, S. 779. 
285 Vgl. Hoffmann, B./Klie, T., S. 65f. 
286 Vgl. Jorzig, Alexandra: Zur haftungsrechtlichen Problematik von Sturzfällen in Alten- und 
Pflegeheimen, in: PflR Bd.10, 2003, S. 379. 
287 Vgl. Hoffmann, B./Klie, T., S. 66f. 
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7.1.2 Strafrechtliche Verantwortung bei Rechtswidrigkeit der Maß-
nahme 
Wird eine freiheitsentziehende Maßnahme trotz fehlender rechtlicher oder tatsäch-
licher Voraussetzungen durchgeführt, so kann damit der Straftatbestand der  
Freiheitsberaubung nach § 239 StGB erfüllt sein. Dieser schützt das Selbstbe-
stimmungsrecht einer Person über ihren Aufenthaltsort und damit sowohl die tat-
sächliche als auch die mögliche Bewegungsfreiheit des Betroffenen. Es spielt also 
keine Rolle, ob dieser sich tatsächlich fortbewegen will; eine Freiheitsberaubung 
liegt auch dann vor, wenn dem Betroffenen ohne oder gegen dessen natürlichen 
Willen die bloße Möglichkeit zur Fortbewegung beziehungsweise zur Verände-
rung seines Aufenthaltsortes genommen wird. Gleiches gilt, wenn der Betreute in 
diesem Fall einwilligungsunfähig ist und eine Zustimmung des Betreuers bezie-
hungsweise eine gerichtliche Genehmigung nicht vorliegt. Art und Weise sowie 
der Ort einer Freiheitsberaubung sind weit auszulegen und umfassen daher auch 
freiheitsentziehende Maßnahmen im Sinne des § 1906 IV BGB. Damit eine Frei-
heitsberaubung vorliegt, bedarf es im Unterschied zur zivilrechtlichen Freiheits-
entziehung jedoch keiner bestimmten Dauer des Freiheitsentzuges. Somit kann 
eine kurzzeitige Maßnahme, die weder über einen längeren Zeitraum noch regel-
mäßig erfolgt und somit nicht den Tatbestand des § 1906 IV BGB erfüllt, durch-
aus eine Freiheitsberaubung im Sinne des § 239 StGB darstellen. Dies gilt jedoch 
nur bei vorsätzlichen Pflichtverletzungen der an einer freiheitsentziehenden Maß-
nahme Beteiligten. Sind diese Personen irrtümlicherweise, also nicht vorsätzlich, 
von dem Vorliegen der Voraussetzungen, die  für eine Maßnahme nach  § 1906 
IV BGB erforderlich sind, ausgegangen, so kommt eine Bestrafung nach  § 239 
StGB nicht in Betracht. Eine Freiheitsberaubung liegt nicht vor, wenn der einwil-
ligungsfähige Betroffene der Beschränkung seiner Freiheit zustimmt. Ebenso wird 
eine Freiheitsberaubung durch das Vorliegen der Voraussetzungen des  
§ 1906 I BGB, der Einwilligung des Betreuers und einer Genehmigung des Vor-
mundschaftsgerichts legitimiert.288  
                                                 
288 Vgl. Borutta, M., S. 60; vgl. Hoffmann, B./Klie, T., S. 67f. 
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Wird der Straftatbestand der Freiheitsberaubung erfüllt, so wird der hierfür Ver-
antwortliche mit einer Geldstrafe oder mit einer Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 
bestraft.  
 
7.2 Rechtswidriges Unterlassen einer freiheitsentziehenden 
Maßnahme 
Eine Pflichtverletzung kann auch darin bestehen, dass die Anwendung einer frei-
heitsentziehenden Maßnahme rechtswidrig unterlassen wird. Die Frage der Haf-
tung stellt sich hierbei jedoch nur dann, wenn zwei wesentliche Grundvorausset-
zungen vorliegen: Zum einen muss der Verzicht auf die Anwendung einer frei-
heitsentziehende Maßnahme beim Betroffenen zu einem Schaden geführt haben. 
Zum anderen muss der Unterlassende rechtlich zu einer Handlung verpflichtet 
gewesen sein, die den Schadenseintritt verhindert hätte. Letztere Voraussetzung 
trifft zum Beispiel beim Betreuer des Betroffenen zu.289 Die Rechtspflicht zum 
Handeln ist bei diesem jedoch nur dann gegeben, wenn er erstens mit dem Aufga-
benkreis der freiheitsentziehenden Maßnahmen bestellt ist und zweitens die mate-
riell-rechtlichen Voraussetzungen für die Anwendung einer Maßnahme nach  
§ 1906 IV BGB vorliegen. Es kann nämlich durchaus auch zu Schädigungen des 
Betreuten kommen, ohne dass hierbei zuvor einer der beiden Tatbestände des 
 § 1906 I BGB erfüllt gewesen ist.290 Die Gefahr, dass ein älterer Mensch stürzt, 
stellt einen Bestandteil des allgemeinen Lebensrisikos dar.291 Doch auch wenn die 
materiell-rechtlichen Voraussetzungen für eine freiheitsentziehende Maßnahme 
vorliegen, handelt der Betreuer bei einem Verzicht auf deren Anwendung nicht 
pflichtwidrig. Der Schutz der körperlichen Unversehrtheit des Betreuten stellt nur 
einen Teil der Pflichten des Betreuers dar, dessen Aufgabe es ist, Interessen und 
Selbstbestimmungsrecht des Betreuten zu wahren und Entscheidungen zu dessen 
Wohl zu treffen. 292 Bei der Frage, ob eine freiheitsentziehende Maßnahme  
                                                 
289 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 217. 
290 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 218; vgl. Hoffmann, B./Klie, T., S. 72f. 
291 Vgl. Jorzig, A., PflR 10/2003 S. 379,380. 
292 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 218; vgl. Hoffmann, B./Klie, T. S. 72f. 
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vorgenommen werden soll oder nicht, sind bezüglich dieses Wohls verschiedene 
Gesichtspunkte zu berücksichtigen. Das Recht auf Selbstbestimmung hat seine  
Wurzeln in der Achtung der Menschenwürde nach Artikel 1 GG und des Frei-
heitsrechts nach Artikel 2 I GG.293 Diese stehen dem Schutz des Lebens und der 
körperlichen Unversehrtheit nach Artikel 2 II Satz 1 GG gegenüber. Trotz mögli-
cher Gefahren, die von freiheitsentziehenden Maßnahmen selbst ausgehen kön-
nen, spricht der Schutz der körperlichen Unversehrtheit des Betroffenen für deren 
Anwendung. Besonders alte und gebrechliche Menschen, die nicht mehr in der 
Lage sind, einen eigenen Willen zu bilden, der ihren Belangen Rechnung trägt, 
sind diesbezüglich besonders schutzwürdig und schutzbedürftig.  
Die Wahrung des Selbstbestimmungsrechts ist ein wichtiges Argument gegen die 
Anwendung einer freiheitsentziehenden Maßnahme, auch wenn damit gleichzeitig 
eine größere Gefahr für die körperliche Unversehrtheit des Betreuten besteht. 294 
Für einen altersverwirrten Betreuten kann die Bestimmung des Zeitpunktes, zu 
dem er sich aus seinem Stuhl erheben kann, eine der letzten autonomen Entschei-
dungen sein, die er selbst noch treffen kann. Diese Möglichkeit bedeutet für den 
Betroffenen ein Reststück Lebensqualität und sollte ihm durch die Anwendung 
freiheitsentziehender Maßnahmen nicht genommen werden.295 Die Nichtanwen-
dung einer freiheitsentziehenden Maßnahme ist vor allem dann möglich, wenn 
dies dem Wunsch und Willen des Betreuten entspricht. Die Entscheidung für oder 
gegen eine freiheitsentziehende Maßnahme erfordert somit eine sorgfältige Ab-
wägung der Vor- und Nachteile verschiedener Entscheidungsalternativen und  
deren Risiken.296 Sind die materiell-rechtlichen Voraussetzungen für eine frei-
heitsentziehende Maßnahme gegeben und entscheidet sich der Betreuer dennoch 
gegen deren Anwendung, so handelt er pflichtgemäß, wenn er die Vor- und Nach-
teile der zur Verfügung stehenden Alternativen und deren Risiken sorgfältig ge-
geneinander abgewogen hat. Gerade im Falle der Haftung ist es zu  
Beweiszwecken empfehlenswert, diesen Entscheidungsprozess zu dokumentieren, 
damit er für andere nachvollziehbar und transparent wird. Ein Betreuer handelt 
                                                 
293 Vgl. Jorzig, A., PflR 10/2003 S. 379,381. 
294 Vgl. OLG Koblenz, FamRZ 2002, S. 1359 (1360f). 
295 Vgl. OLG Koblenz, FamRZ 2002, S. 1359 (1360); vgl. Hoffmann, B./Klie, T., S. 73. 
296 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 218. 
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jedoch pflichtwidrig, wenn er sich für eine Alternative entscheidet, die für den 
Betroffenen riskanter ist als eine andere und wenn er dabei die Risiken als solche 
nicht erkennt. Gleiches gilt, wenn er es unterlässt, eine sorgfältige Abwägung ver-
schiedener Entscheidungsalternativen vorzunehmen. Folge hiervon kann eine  
zivilrechtliche Haftung oder eine Sanktionierung des Betreuers nach dem StGB 
sein. 297  
Die für die Frage der Haftung relevante und eingangs vorausgesetzte Rechts-
pflicht zum Handeln besteht außer für den Betreuer auch für die Einrichtung und 
deren Personal. Sie ergibt sich aus dem zwischen Betroffenem und Einrichtung 
abgeschlossenen Heimvertrag. Danach haben Einrichtung und Pflegekräfte eine 
Aufsichts-, Sorgfalts-, Verkehrssicherungs- und Obhutspflicht gegenüber dem 
Betreuten; dazu gehört neben der Unterstützung und Beobachtung des Betroffe-
nen auch der Schutz vor Gefahren für dessen körperliche Unversehrtheit.298  
Im Gegensatz zu einem Betreuer haben Einrichtung und Personal außer in Notfäl-
len keine eigene Befugnis, dem einwilligungsunfähigen Betroffenen mittels einer 
Maßnahme nach § 1906 IV BGB die Freiheit zu entziehen; sie bedürfen hierzu 
stets der Zustimmung des Betreuers. 299 Wird diese erteilt und besteht die Not-
wendigkeit für den Vollzug einer Maßnahme nach § 1906 IV BGB, so ist die Ein-
richtung verpflichtet, die freiheitsentziehende Maßnahme durchzuführen. Eine 
Verpflichtung des Alten- oder Pflegeheims kann aber auch darin bestehen, den 
Betreuer zu veranlassen, in eine freiheitsentziehende Maßnahme einzuwilligen 
und die hierzu erforderliche gerichtliche Genehmigung einzuholen.300 Beruht die 
Entscheidung des Betreuers gegen eine freiheitsentziehende Maßnahme auf sach-
fremden Erwägungen, so kann es außerdem Aufgabe der Einrichtung sein, selbst 
beim Vormundschaftsgericht einen Antrag auf Erteilung der Genehmigung für 
eine freiheitsentziehenden Maßnahme zu stellen.301 Ist für den Betroffenen noch 
kein Betreuer bestellt, liegen aber die Voraussetzungen für eine freiheitsentzie-
hende Maßnahme vor, so ist es gegebenenfalls Pflicht der Einrichtung, das Vor-
                                                 
297 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 218; vgl. Hoffmann, B./Klie, T. S. 73f. 
298 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 220; vgl. Jorzig, A., PflR 10/2003, S. 379. 
299 Vgl. OLG Koblenz, FamRZ 2002, S. 1359 (1362 Anm. Bienwald); vgl LG Frankfurt/Main, 
NJW 27/2005, S. 1952; vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 45. 
300 Vgl. LG Frankfurt/Main, NJW 27/2005, S. 1952 (1954). 
301 Vgl. OLG Koblenz, FamRZ 2002, S. 1359 (1361). 
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mundschaftsgericht über die Situation des Betroffenen zu informieren. Das Ge-
richt hat dann die Möglichkeit bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen 
gemäß § 70 h FGG in Verbindung mit § 69 f FGG einen vorläufigen Betreuer zu 
bestellen. Dieser wiederum könnte dann nach Einholung einer gerichtlichen  
Genehmigung in die freiheitsentziehende Maßnahme einwilligen. Liegt ein Eilfall 
vor und ist kein Betreuer bestellt, so kann das Gericht auch gemäß § 1908 i BGB 
in Verbindung mit § 1846 BGB anstelle eines Betreuers die Vornahme einer frei-
heitsentziehenden Maßnahme selbst anordnen. Dies gilt auch dann, wenn zwar ein 
Betreuer bestellt ist, dieser jedoch nicht erreicht werden kann.302 Eine Einrichtung 
oder deren Personal haftet jedoch nicht schon alleine deshalb für eine Schädigung 
des Betroffenen, weil sie derartige Möglichkeiten nicht wahrgenommen hat. Stür-
ze von Heimbewohnern gehören, wie bereits oben aufgeführt, zu deren allgemei-
nem Lebensrisiko, das gerade bei älteren Menschen erhöht ist. Dies bedeutet je-
doch nicht, dass jeder Bewohner, für den die allgemeine Gefahr einer Selbstschä-
digung besteht, im Rahmen der Pflichten, die einer Einrichtung obliegen, durch 
die Anwendung einer freiheitsentziehenden Maßnahme geschützt werden muss 
und darf.303 Bei einem geistig verwirrten und gehbehinderten Betreuten ist die 
Einrichtung nicht verpflichtet, eine freiheitsentziehende Maßnahme anzuregen, 
wenn es keinen konkreten Anhalt für dessen Gefährdung gibt. Im Schadensfall 
sind die Erkenntnisse maßgeblich, die eine Einrichtung vor dem Schadensereignis 
gewinnen konnte. 304 Ein Alten- und Pflegeheim muss auch dann nicht auf die 
Vornahme freiheitsentziehender Maßnahmen hinwirken, wenn sich der Betroffene 
durch seinen hohen Bewegungsdrang zwar der Gefahr einer Selbstschädigung 
durch einen Sturz aussetzt, seine Aktivität jedoch nicht auf einer psychischen 
Krankheit oder geistigen oder seelischen Behinderung beruht.305 Die sich aus dem 
Heimvertrag ergebenden Pflichten sind auf das Erforderliche und das für Heim-
bewohner und Pflegepersonal Zumutbare begrenzt. Verlangt werden können nur 
solche Maßnahmen, die in Pflegeheimen üblich sind und mit einem vernünftigen 
finanziellen und personellen Aufwand realisiert werden können. Eine lückenlose 
                                                 
302 Vgl. Münchener Kommentar/Schwab § 1906 Rdnr. 95. 
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Überwachung der Heimbewohner kann von der Einrichtung und deren Personal 
weder gefordert noch geleistet werden. 306 Zudem ist zu berücksichtigen, dass der 
Schutz des Betroffenen vor körperlichen Schäden nicht die einzige Pflicht ist, die 
einer Einrichtung obliegt. § 2 I HeimG verlangt, dass neben dem Schutz der  
körperlichen Unversehrtheit auch die Selbstbestimmung und Selbstverantwortung 
der Heimbewohner gewahrt und gefördert werden muss. Ähnlich lautet der Wort-
laut des § 2 SGB XI, der als inhaltliche Konkretisierung der Leistungsansprüche 
eines Heimbewohners herangezogen werden kann. Demzufolge muss die Pflege 
in einem Heim so gestaltet werden, dass die Heimbewohner ein selbstständiges, 
selbstbestimmtes und der Würde des Menschen entsprechendes Leben trotz ihres 
Hilfebedarfs führen können.307 Bei der Entscheidung bezüglich einer Freiheitsent-
ziehung des Betreuten sind also auch hier neben dem Schutz des Lebens und der 
körperlichen Unversehrtheit des Betroffenen ebenso dessen Selbstbestimmung 
und damit die Achtung seiner Menschenwürde und seines allgemeinen Freiheits-
rechts zu berücksichtigen.308 Die sich aus freiheitsentziehenden Maßnahmen 
selbst ergebenden Folgen und Gefahren für den Betroffenen unter Berücksichti-
gung des Aspektes der Menschenwürde sind oftmals ein Argument gegen deren 
Anwendung. Werden diese Gesichtspunkte berücksichtigt, so ist es nachvollzieh-
bar, dass sich eine Einrichtung bei der Entscheidung über die Vornahme oder 
Nichtvornahme einer unterbringungsähnlichen Maßnahme oftmals in einem 
Spannungsfeld zwischen Freiheit des Betroffenen und körperlicher Unversehrtheit 
befindet.309 Um feststellen zu können, welche konkrete Verpflichtung sich für ein 
Alten- oder Pflegeheim dadurch ergibt, dass es den unterschiedlichsten Aspekten 
gerecht werden muss, bedarf es einer sorgfältigen Abwägung sämtlicher Umstän-
de des jeweiligen Einzelfalls.310 Trifft das Alten- und Pflegeheim auf dieser 
Grundlage eine vertretbare Entscheidung dahingehend, dass es auf die Anwen-
dung beziehungsweise Anregung einer freiheitsentziehenden Maßnahme verzich-
                                                 
306 Vgl. BGH, FamRZ 2005, S. 1074;  vgl. OLG Koblenz, FamRZ 2002, S. 1359 (1360); 
307 Vgl. Jorzig, A., PflR 10/2003, S. 380. 
308 Vgl. OLG Koblenz, FamRZ 2002, S. 1359 (1360). 
309 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 218; vgl. OLG Koblenz, FamRZ 2002, S. 1359 
(1360).  
310 Vgl. BGH, FamRZ 2005, S. 1074 . 
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tet und kommt es zu einem Unfall des Betreuten, so kann der Einrichtung kein 
pflichtwidriges Handeln zum Vorwurf gemacht werden.  
Schließlich sind Alten- und Pflegeheime ja auch daran interessiert, Unfälle zu 
vermeiden, da die Folgen eines solchen die bereits bestehenden Probleme noch 
weiter verschärfen.311  
Ein anderer Fall liegt vor, wenn der Betreute zu Stürzen neigt und dies der Ein-
richtung und deren Personal bekannt ist, weil der Betreute zum Beispiel schon vor 
dem Schadensereignis mehrmals gestürzt ist.312 Die Einrichtung haftet im Scha-
densfall jedoch auch nur unter der Voraussetzung, dass sie es unterlassen hat, eine 
verantwortliche prognostische Abwägung zwischen verschiedenen möglichen 
Maßnahmen vorzunehmen. Sie handelt pflichtwidrig, wenn ihrer Entscheidung 
gegen eine freiheitsentziehende Maßnahme keine Überlegungen zu Grunde liegen, 
die fachlich nachvollziehbar und verantwortbar sind. 313 
Informiert ein Alten- oder Pflegeheim den Betreuer über die Sturzgefahr des Be-
troffenen und klärt ihn über alle maßgeblichen Umstände auf, so kann sich der 
Betreuer auch gegen eine freiheitsentziehende Maßnahme aussprechen. Beruht die 
Entscheidung des Betreuers nach den Erkenntnismöglichkeiten der Heimleitung 
und der Pflegekräfte auf vertretbaren Erwägungen, so muss diese von der Einrich-
tung respektiert werden. Sie ist dann nicht verpflichtet, ihrerseits beim Vormund-
schaftsgericht einen Antrag auf die Genehmigung freiheitsentziehender Maßnah-
men zu stellen.314 Kommt es unter diesen Voraussetzungen zu einem Schadensfall 
beim Betroffenen, so kann die Einrichtung hierfür nicht haftbar gemacht wer-
den.315 
 
7.2.1 Zivilrechtliche Haftung bei Unterlassung der Maßnahme 
Die Frage der Haftung bezüglich der Unterlassung freiheitsentziehender Maß-
nahmen ist zwar für den Betroffenen von Bedeutung, weil er eventuell immate-
rielle Schmerzensgeldansprüche geltend machen kann, sie spielt aber vor allem im 
                                                 
311 Vgl. OLG Koblenz, FamRZ 2002, S. 1359 (1360). 
312 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr. 221. 
313 Vgl. Hoffmann, B./Klie,T., S. 89. 
314 Vgl. OLG Koblenz, FamRZ 2002,S. 1359 (1360f). 
315 Vgl. BR Kommentar/Hoffmann § 1906 Rdnr.222. 
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Verhältnis von Krankenversicherer und Einrichtung eine Rolle. Dies ergibt sich 
daraus, dass die nach einem Schadensfall entstandenen Behandlungskosten des 
Betroffenen zunächst von der Krankenkasse bezahlt werden. Gemäß  § 116 I SGB 
X gehen die materiellen Schadensersatzansprüche des Betroffenen auf die  
Krankenversicherung über. Diese verklagt schließlich die Einrichtung auf Über-
nahme der angefallenen Behandlungskosten.316 
Um einen Anspruch wegen Unterlassung der Anwendung einer freiheitsentzie-
henden Maßnahme geltend machen zu können, müssen bestimmte Voraussetzun-
gen erfüllt sein. Eine Haftung kommt erst dann in Betracht, wenn durch das Un-
terlassen ein Schaden eingetreten ist. Weiterhin kann nur derjenige haftbar ge-
macht werden, der eine Rechtspflicht zum Handeln hatte. Diese kann sich aus 
dem Gesetz oder aus einem Vertrag ergeben. Bei einem Betreuer ergibt sich diese 
Rechtspflicht zum Handeln aus dessen Rechtstellung als gesetzlicher Betreuer und 
damit aus den Vorschriften der §§ 1896 ff BGB; bei einem Alten- oder Pflege-
heim und dessen Personal resultiert diese aus dem zwischen Einrichtung und Be-
troffenem abgeschlossenen Heimvertrag. Als weitere Voraussetzung muss das 
Unterlassen der Freiheitsentziehung ursächlich für den Schadenseintritt sein. Die-
se Kausalität ist dann gegeben, wenn durch die hinzugedachte Vornahme der frei-
heitsentziehenden Maßnahme der Schaden nicht eingetreten wäre. Weiterhin ist 
zu prüfen, ob der eingetretene Schaden unter den Schutzzweck der sich aus Gesetz 
oder Vertrag ergebenden Handlungspflicht fällt. Dies bedeutet, dass die gesetzli-
che oder vertragliche Rechtspflicht zum Handeln gerade einen solchen Schadens-
eintritt verhindern soll. Bei der Haftungsfrage wegen Unterlassens muss  
deshalb geprüft werden, welche konkreten Pflichten einerseits dem Betreuer aus 
Gesetz und andererseits der Einrichtung beziehungsweise deren Personal aus dem 
abgeschlossenen Heimvertrag obliegen. Kommt es zu einer Schädigung des Be-
treuten, so kann nicht automatisch auf eine Pflichtverletzung durch dessen Umfeld 
geschlossen werden. Bei wertender Beurteilung des entstandenen Schadens darf 
sich dieser außerdem nicht als eine Verwirklichung des allgemeinen Lebensrisi-
kos darstellen, zu dem in Grenzen auch Stürze des Betroffenen gehören können.  
                                                 
316 Vgl. Jorzig, A., PflR 10/2003, S. 380.  
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Liegen diese Voraussetzungen vor, so kann der Betroffene deliktische Ansprüche 
aus § 823 I BGB gegenüber dem Betreuer oder der Einrichtung und deren Pflege-
personal geltend machen. Nicht nur eine Handlung, sondern auch das vorsätzliche 
oder fahrlässige Unterlassen einer Freiheitsentziehung kann zu einer Verletzung 
von Leben, Körper oder Gesundheit des Betroffenen führen.  
Im Verhältnis von Betroffenem und Betreuer ergibt sich auch hier als mögliche 
Anspruchsgrundlage §1833 BGB in Verbindung mit § 1908 i I Satz 1 BGB. 
Weiterhin bestehen seitens des Betroffenen deliktische Ansprüche gegenüber der 
Einrichtung aus § 831 BGB. Das Alten- und Pflegeheim haftet im Schadensfall 
für sein Personal, wenn dieses es schuldhaft und pflichtwidrig unterlässt, dem 
Betroffenen mittels einer Maßnahme nach § 1906 BGB die Freiheit zu entziehen. 
Eine Haftung nach dieser Anspruchsgrundlage kommt nicht in Betracht, wenn 
sich die Einrichtung exkulpieren kann, das heißt, wenn sie den Nachweis erbringt, 
dass Auswahl und Überwachung des Personals mit der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt vorgenommen wurden.317  
Durch die Einwilligung des Betreuers in eine freiheitsentziehende Maßnahme 
nimmt dieselbige die Gestalt einer vertraglich geschuldeten Leistung an.318 Des-
halb kommen bei der Nichtvornahme einer freiheitsentziehenden Maßnahme auch 
Ansprüche des Betroffenen nach §§ 611,276,278 BGB wegen einer Schlechterfül-
lung des Heimvertrages in Betracht. Die Einrichtung bedient sich ihres Personals 
zur Erfüllung der ihr durch den Heimvertrag obliegenden Pflichten. Pflichtverlet-
zungen des Erfüllungsgehilfen, also des Heimpersonals, werden der Einrichtung 
wie ein eigenes Verschulden zugerechnet. 
Rechtsfolge dieser deliktischen und vertraglichen Anspruchsgrundlagen ist ein 
Anspruch des Betreuten auf Schadensersatz. Ersetzt werden müssen ihm hierbei 
alle Kosten, die ihm im Zusammenhang mit seiner Schädigung entstanden sind. 
Dazu gehören auch die Heilbehandlungskosten. Der Anspruch auf deren Erstat-
tung geht auf den Krankenversicherer des Betroffenen über. 
Die hier aufgezeigten deliktischen und aus dem Vertrag resultierenden Ansprüche 
des Betreuten umfassen auch einen Anspruch auf Schmerzensgeld nach  
                                                 
317 Vgl. Hoffmann, B./ Klie, T. S. 70f.. 
318 Vgl. Staudinger/Bienwald § 1906 Rdnr. 51. 
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§ 253 BGB. Dieser geht jedoch nicht auf die Krankenkasse über und kann daher 
nur vom Betroffenen selbst geltend gemacht werden.  
 
7.2.2 Strafrechtliche Verantwortung bei Unterlassung der Maßnahme 
Wird die Anwendung einer freiheitsentziehenden Maßnahme vorsätzlich oder 
fahrlässig unterlassen und kommt der Betroffene infolgedessen zu Schaden, so 
kann gemäß §§ 223,229 StGB der Straftatbestand der Körperverletzung erfüllt 
sein. Eine Strafbarkeit kommt diesbezüglich jedoch nur in Betracht, wenn der 
Unterlassende gemäß § 13 I StGB rechtlich dafür einzustehen hat, dass der Be-
troffene nicht zu Schaden kommt. Dieses „rechtliche Einstehen“ wird im Straf-
recht als Garantenstellung bezeichnet. Sowohl Betreuer als auch Einrichtung und 
Personal haben gegenüber dem Betroffenen eine solche Garantenstellung. Eine 
Haftung nach diesen Vorschriften kommt daher nur in Betracht, wenn die Vor-
nahme einer freiheitsentziehenden Maßnahme, die den Schaden hätte verhindern 
können, zum Pflichtenkreis von Betreuer, Einrichtung oder Personal gehört. Han-
delt es sich bei der Verletzung des Körpers oder der Gesundheit des Betroffenen 
um eine Verwirklichung des allgemeinen Lebensrisikos, so kommen die  
§§ 223,229 StGB nicht zur Anwendung.319 
Wird ein Straftatbestand des § 223 oder 229 StGB erfüllt, so droht dem Verursa-
cher bei einer fahrlässigen Körperverletzung eine Geldstrafe; möglich ist aber 
auch eine Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren. Bei einer vorsätzlichen Körperverlet-
zung droht eine Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren.    
 
8 Vermeidung und Alternativen 
Freiheitsentziehende Maßnahmen können häufig eine erhebliche Gefahr für die 
Gesundheit des Betreuten darstellen. Versucht der Betroffene beispielsweise ein 
Bettgitter zu überklettern oder sich von einer Fixierung zu befreien, so kann er 
sich hierbei schwere Verletzungen zuziehen. Zweck einer unterbringungsähnli-
chen Maßnahme und gleichzeitig ein Nachteil für die Gesundheit des Betroffenen 
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ist dessen fehlende Bewegungsmöglichkeit, die unter anderem zu Thrombosen 
oder zum Wundliegen des Betreuten führen kann.320 Die Anwendung freiheitsent-
ziehender Maßnahmen erfordert deshalb eine besondere, kontinuierliche und im 
Einzelfall sogar lückenlose Betreuung und Beobachtung des Betroffenen durch 
das Pflegepersonal.321Bei einem der Informationsgespräche in Alten- und Pflege-
heimen wurde zudem darauf hingewiesen, dass die Durchführung einer freiheits-
entziehenden Maßnahme für viele Pflegekräfte eine starke moralische Belastung 
darstellt. Der Pflegende kommt sich bei der Fixierung des Betroffenen häufig wie 
ein Gewalttäter vor. Aus diesen Gründen sollte die Anwendung von Maßnahmen 
im Sinne des § 1906 IV BGB durch den Einsatz präventiver Maßnahmen verrin-
gert oder sogar vollständig vermieden werden. Falls dies nicht möglich ist, muss 
im Interesse des Betroffenen und der Pflegekräfte versucht werden, die freiheits-
entziehende Maßnahme durch eine geeignete und weniger beeinträchtigende Al-
ternative zu ersetzen. 
 
8.1 Maßnahmen zur Sturzvermeidung 
Freiheitsentziehende Maßnahmen werden häufig eingesetzt, um Stürze des Be-
treuten zu vermeiden. Dieses Ziel kann auch durch eine entsprechende Umge-
bungsanpassung an den sturzgefährdeten Betroffenen erreicht werden. Dazu ge-
hört ganz allgemein die Schaffung eines barrierefreien Bewegungsraumes. Stol-
perfallen und Rutschgefahren, wie zum Beispiel Teppiche oder Gegenstände auf 
dem Boden sollten unbedingt beseitigt werden. Der Fußbodenbelag muss rutsch-
fest und schockabsorbierend sein. Zu einer Sturzprävention gehört auch die  
mechanische Anpassung von Sitzgelegenheiten, Betten und Toiletten auf die Kör-
pergröße des Betroffenen. Dies soll gewährleisten, dass der Betroffene beim Ver-
such, sich hinzusetzen, die Sitzfläche auch tatsächlich erreichen kann. Da gerade 
in der Dunkelheit eine hohe Sturzgefahr besteht, sollten nachts die Flure und der 
Weg zur Toilette ausreichend beleuchtet sein.322 Auch durch Maßnahmen, die den 
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Betreuten selbst betreffen, können Stürze vermieden werden. Zunächst einmal 
muss der Betreute über die Sturzgefahr selbst, aber auch über Präventionsmög-
lichkeiten informiert und aufgeklärt werden. Weiterhin ist darauf zu achten, dass 
der Betreute stets Schuhwerk trägt, das einen guten Fersenhalt bietet. Socken, die 
nachts im Bett und damit auch beim Aufstehen getragen werden, sollten eine 
rutschhemmende Sohle haben (sogenannte ABS-Socken). Außerdem muss regel-
mäßig überprüft werden, ob Gehhilfen, wie zum Beispiel Rollatoren und Rollstüh-
le richtig eingestellt und gewartet sind. Das Heimpersonal hat darauf zu achten, 
dass der Bewohner genügend trinkt, um eine ausreichende Flüssigkeitsversorgung 
zu gewährleisten. Von großer Bedeutung im Rahmen einer Sturzprävention ist 
auch die Motivation der Betroffenen zur Teilnahme an Bewegungsprogrammen. 
Bei  speziellen Übungen, die sich auch für nicht mehr geh- oder stehfähige Perso-
nen eignen, werden gezielt Muskelkraft und Gleichgewicht der Teilnehmer trai-
niert und deren allgemeine Aktivität gefördert.323 In einem informativen Gespräch 
mit einem Altenpflegeheim wurde berichtet, dass derartige Sturzpräventionsprog-
ramme von den Krankenkassen angeboten werden. Dabei wird das Heimpersonal 
durch Mitarbeiter der Krankenversicherung über mehrere Monate hinweg geschult 
und bei der Durchführung von Übungen in der Einrichtung begleitet. Nach dieser 
Einarbeitungsphase werden die Übungen zur Sturzprävention regelmäßig, meist 
mehrmals pro Woche, von Mitarbeitern der Einrichtung selbstständig durchge-
führt. Um rechtzeitig Maßnahmen zur Sturzprophylaxe einleiten zu können, führt 
das oben erwähne Altenpflegeheim bei jedem Heimbewohner regelmäßig einen 
Mobilitätstest durch, der das Risiko für einen Sturz des Betroffenen einschätzt. 
 
8.2 Maßnahmen bei Personen mit Weglauftendenz 
Auch bei Personen mit Weglauftendenz kommen häufig freiheitsentziehende 
Maßnahmen zum Beispiel in der Form zum Einsatz, dass der Betroffene einges-
perrt wird. Dies kann durch geeignete Alternativen vermieden werden. Der Heim-
bewohner kann zum Beispiel von seinem Vorhaben, das Haus zu verlassen, durch 
eine sinnvolle Beschäftigung abgelenkt werden. Befasst man sich mit der Lebens-
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geschichte des Betreuten, so findet man schnell heraus, welche Tätigkeiten er frü-
her bevorzugt durchgeführt hat. Das Weglaufen kann auch verhindert werden, 
wenn der Betroffene ausreichende Kontaktmöglichkeiten hat, zum Beispiel durch 
ein ständiges Beisammensein mit anderen Bewohnern. Möglich ist es auch, einen 
Betreuten, der die Einrichtung verlassen möchte, ein Stück zu begleiten, ihn gege-
benenfalls abzulenken und wieder zurückzuführen.  
Falls sich der Heimbewohner nicht zur Rückkehr bewegen lässt, könnte ihm auch 
ein Heimmitarbeiter folgen und so herausfinden, wohin sich der Betroffene begibt 
beziehungsweise wie er sich im Straßenverkehr verhält. Dies kann dazu führen, 
dass man den Bewohner beim nächsten Weglaufversuch beruhigter gehen lässt. 
Vorher sollte man ihm aber einen Zettel mit Anschrift und Telefonnummer der 
Einrichtung und gegebenenfalls Geld für ein Taxi in die Tasche stecken. Außer-
dem muss darauf geachtet werden, dass der Betroffene geeignete Kleidung trägt. 
Sinnvoll ist es auch, eine sogenannte „Weglaufkartei“ anzulegen. Diese beinhaltet 
Angaben zur Person des Betroffenen, sowie ein Lichtbild. Eine tägliche Doku-
mentation darüber, welche Kleidung der Betroffene am jeweiligen Tag trägt, ist 
empfehlenswert. Diese Angaben erleichtern schließlich die Suche nach dem weg-
gelaufenen Bewohner, der nicht mehr in die Einrichtung zurückfindet.324 In einem 
Informationsgespräch mit einer Heimleiterin erwähnte diese außerdem die Mög-
lichkeit der Unterbringung des Betroffenen in einem sogenannten „Beschützenden 
Bereich“. Hierbei handelt es sich um einen mit großzügigen Räumlichkeiten ge-
stalteten Bereich innerhalb einer Einrichtung, der aber im Gesamten abgeschlos-
sen ist. Die Größe des Bereichs bietet dem Betroffenen trotzdem viel Bewegung-
sraum. Es darf jedoch nicht unberücksichtigt bleiben, dass auch diese Maßnahme 
für den Betroffenen eine Freiheitsentziehung darstellt und somit einer richterli-
chen Genehmigung bedarf. Für den Betroffenen ist diese Maßnahme immer noch 
weniger beeinträchtigend als eine Fixierung oder das Einsperren in einem Raum. 
Im Verhältnis zu einer Freiheitsentziehung durch mechanische Vorrichtungen 
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oder Medikamente stellt diese Möglichkeit in vielen Fällen eine sinnvolle Alterna-
tive dar. 
 
8.3 Maßnahmen bei Personen mit (nächtlicher) Unruhe 
Freiheitsentziehende Maßnahmen werden auch bei sehr unruhigen Betreuten mit 
starkem Bewegungsdrang angewandt, durch den zum Beispiel auch nachts Dritte 
beeinträchtigt werden. Für den Betroffenen besteht zum einen die Gefahr eines 
Sturzes durch Erschöpfung; zum anderen muss er eventuell die Gegenwehr der 
Personen fürchten, die sich durch ihn belästigt fühlen. Die Anwendung einer frei-
heitsentziehenden Maßnahme kann gegebenenfalls verhindert werden, wenn der 
bewegungsfreudige Betroffene tagsüber durch gezielte Bewegungsprogramme 
oder längere Spaziergänge gefordert wird und somit der ständige Wunsch nach 
Bewegung etwas nachlässt. Der Bewegungsdrang kann auch durch sinnvolle Be-
schäftigungen des Betroffenen, wie zum Beispiel Mithilfe beim Abtragen von 
Geschirr oder Arbeit im Garten, ausgeglichen werden. Der Betroffene sollte moti-
viert werden, Beschäftigungsangebote, wie zum Beispiel gemeinsames Singen 
oder Handarbeiten, wahrzunehmen. Die nächtliche Aktivität des Bewohners kann 
verringert werden, indem der Abend ruhig gestaltet wird und ein Abschalten vom 
Tag ermöglicht. Aufregende Tätigkeiten, wie zum Beispiel Baden oder Duschen, 
sollten am Abend vermieden werden. Eine Möglichkeit, der Belästigung von Drit-
ten zu begegnen, besteht darin, diesen einen Zimmerschlüssel auszuhändigen.325 
Die Verwehrung des Zutritts zu einem Raum stellt keine freiheitsentziehende 
Maßnahme dar. 326 
 
8.4 Technische Alternativen 
Wird ein Bettgitter angebracht um zu verhindern, dass der Betroffene unwillkür-
lich aus dem Bett fällt, so bedeutet dies gleichzeitig, dass dieser sein Bett nicht 
mehr ohne fremde Hilfe verlassen kann. Außerdem besteht die Gefahr, dass sich 
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der Betroffene beim Versuch, das Bettgitter zu übersteigen, erhebliche Verletzun-
gen zuzieht. Als Alternative zu einem Bettgitter gibt es auch die Möglichkeit, ge-
teilte Bettseitenteile anzubringen. Hierbei handelt es sich um ein Bettgitter, das 
nicht durchgängig ist. Dieses schützt den Betroffenen ebenfalls vor dem Heraus-
fallen und gewährleistet gleichzeitig ein selbstständiges Aufstehen durch die 
geteilten Gitter. Die Anbringung eines geteilten Bettgitters stellt für den Betroffe-
nen keinen Freiheitsentzug dar und bedarf somit auch keiner Genehmigung durch 
das Vormundschaftsgericht.327  
Der Sturz eines Pflegebedürftigen aus dem Bett kann alternativ auch durch ein 
sogenanntes Bettnest, auch Pflegenest genannt, vermieden werden. Hierbei han-
delt es sich um eine auf dem Boden liegende Matratze, die von mehreren Polstern 
umgeben ist, damit ein seitliches Herausrollen des Betroffenen verhindert wird. 
Ein Bettnest kann aber auch im Einzelfall ungeeignet sein. Die Möglichkeit seiner 
Anwendung ist zum Beispiel abhängig von der gesundheitlichen und psychischen 
Situation des Betroffenen, von den räumlichen und organisatorischen Gegeben-
heiten eines Alten- und Pflegeheims, sowie von möglichen Gefahren, die mit der 
Einrichtung eines Bettnestes verbunden sein können.328  
Soll ein Bettgitter und die gleichzeitige Fixierung des Betroffenen diesen daran 
hindern, das Bett zu verlassen, so können diese freiheitsentziehenden Maßnahmen 
durch den Einsatz einer Sensormatte ersetzt werden. Dabei handelt es sich um mit 
Sensoren versehene, rutschfeste Matten, die vor das Bett des Betroffenen gelegt 
werden. Der Augenblick, in dem sich der Betroffene vom Bett abstößt, um in den 
aufrechten Stand zu gelangen, stellt für ihn die größte Sturzgefahr dar. Sobald der 
Heimbewohner auf die Sensormatte tritt, wird bei den Pflegekräften ein Signal 
ausgelöst. Diese können hierauf schnell reagieren und einen möglichen Sturz ver-
hindern. Gleichzeitig sind Sensormatten vom Material her so beschaffen, dass sie 
bei einem Sturz den Aufprall auf den Boden gut dämpfen.329 
Bei Gesprächen mit Heimleitern und der Frage nach Alternativen zu freiheitsent-
ziehenden Maßnahmen wurde außerdem der Einsatz sogenannter Matratzensenso-
                                                 
327 Klie, T./Pfundstein, T/Stoffer, F., S. 93; vgl. Henke, F., S. 93; vgl. Walther, G., BtPrax 1/2006  
S. 9f. 
328 Vgl. OLG München, FamRZ 2006, S. 441 (443). 
329 Vgl. Klie, T./Pfundstein, T/Stoffer, F., S. 93. 
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ren erwähnt. Dabei handelt es sich um eine Matratze, die an eine Rufanlage ge-
koppelt ist. Sobald der Betroffene aus dem Bett aufsteht und somit auf die Matrat-
ze kein Druck mehr ausgeübt wird, ertönt ein Signal. Auch diese Alternative er-
möglicht eine schnelle Reaktion des Heimpersonals und damit die Vermeidung 
eines möglichen Sturzes. 
Zu den gravierendsten Folgen eines Sturzes gehört der Oberschenkelhalsbruch 
beim Betroffenen. Durch den Einsatz sogenannter Hüftprotektoren können derar-
tige Verletzungen vermieden werden. Dabei handelt es sich um Hosen mit seit-
lich, auf Hüfthöhe, eingearbeiteten Polstern oder Hartschalen. Bei einem Sturz des 
Betroffenen werden die Aufprallkräfte gedämpft und auf das umliegende Gewebe 
verteilt. Vor allem für sehr dünne oder an Osteoporose leidende Betroffene stellen 
Hüftprotektoren einen wirksamen Schutz bei Stürzen dar. Sie können außerdem 
den Einsatz von freiheitsentziehenden Maßnahmen, wie zum Beispiel eine Fixie-
rung im Rollstuhl, verringern. Hüftprotektoren eignen sich aber auch als Alterna-
tive zu einem Bettgitter in der Nacht, wenn das Pflegebett entsprechend abgesenkt 
wird, um die Sturzhöhe zu verringern. Manche Betroffene sprechen sich jedoch 
gegen dieses Hilfsmittel aus, da das Tragen eines Hüftprotektors für sie befremd-
lich ist. Außerdem sind die Krankenkassen bisher noch nicht verpflichtet, die 
Kosten für einen Hüftprotektor zu übernehmen.  
 
8.5 Maßnahmen zur Sensibilisierung des Pflegepersonals 
Bei einem Informationsgespräch mit der Heimleiterin eines Altenpflegeheims 
wurde auch auf die Notwendigkeit einer Sensibilisierung des Pflegepersonals hin-
gewiesen. Pflegekräfte denken oft, dass sie in vollem Umfang für den Heimbe-
wohner verantwortlich sind und neigen deshalb leichtfertig zu einer unreflektier-
ten Anwendung freiheitsentziehender Maßnahmen. Sie haben Angst, etwas falsch 
zu machen und fürchten somit Vorwürfe von Angehörigen oder auch haftungs-
rechtliche Folgen. Das Pflegepersonal muss im Interesse des Betroffenen auch 
lernen, diese Unsicherheit und Angst ein Stück weit abzulegen. In besagtem Al-
tenpflegeheim finden deshalb regelmäßig Schulungen der Heimmitarbeiter statt. 
Dabei lernen sie zum einen die richtige Anwendung freiheitsentziehender  
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Maßnahmen. Zum anderen werden die Pflegekräfte dabei selbst fixiert, damit sie 
sich annäherungsweise in die Lage und die Gefühlswelt des von einer freiheits-
entziehenden Maßnahme Betroffenen hineinversetzen können. Gleichzeitig nimmt 
das Heim an dem sogenannten Redufix-Projekt in Baden-Württemberg teil. Durch 
diese Maßnahmen sollen Pflegekräfte dazu angehalten werden, die tatsächliche 
Notwendigkeit einer freiheitsentziehenden Maßnahme zu überdenken. 
Freiheitsentziehende Maßnahmen können auch reduziert werden, wenn die hierfür 
Verantwortlichen regelmäßig überprüfen, ob ein Freiheitsentzug tatsächlich noch 
notwendig ist oder nicht. Gerade bei der Vergabe von sedierenden Medikamenten, 
deren Wirkung das Sturzrisiko des Betroffenen noch erhöhen kann, sollte stets 
kontrolliert werden, ob die verabreichte Dosis verringert oder das Medikament 
sogar ganz abgesetzt werden kann. Die Erforderlichkeit einer Medikamentenver-
gabe entfällt, wenn sich der Zustand des Betroffenen überhaupt nicht bessert oder 
der gewünschte Erfolg bereits erreicht wurde.330   
 
9 Zusammenfassung und Ausblick  
Eine genauere Beschäftigung mit der Thematik „Freiheitsentziehende Maßnah-
men“ zeigt, dass deren Vornahme nicht ohne rechtliches Hintergrundwissen erfol-
gen kann. Gleichzeitig wird aber auch deutlich, dass sowohl Betreuer als auch 
Mitarbeiter von Alten- und Pflegeheimen auf der sicheren Seite sind, wenn sie bei 
der Anwendung freiheitsentziehender Maßnahmen bestimmte Vorgaben beachten. 
Daneben ist es wichtig, jeden Tag zu hinterfragen, ob eine freiheitsentziehende 
Maßnahme in der angewandten Form tatsächlich noch notwendig ist oder nicht. 
Jeder, der für die Vornahme einer freiheitsentziehenden Maßnahme verantwort-
lich ist, sollte sich stets in die Person des Betroffenen hineinversetzen und darüber 
nachdenken, wie er an dessen Stelle behandelt werden wollte. 
Die Rechtmäßigkeit einer freiheitsentziehenden Maßnahme hängt nicht nur von 
einer Person oder einem Personenkreis ab; hierfür sind sowohl Betreuer als auch 
Einrichtung und deren Personal verantwortlich. Diese sollten sowohl untereinan-
                                                 
330 Vgl. Becker, C./Lindemann, U./Rißmann, U., S. 43f. 
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der, als auch mit den Angehörigen eines Betroffenen möglichst nah zusammenar-
beiten.  
Vorliegende Arbeit zeigt, welche bedeutende Funktion einem Betreuer bei der 
Anwendung freiheitsentziehender Maßnahmen zukommt. Eine vergleichbare Stel-
lung nimmt der Inhaber einer Vorsorgevollmacht ein. Deshalb ist es empfehlens-
wert, sich heute schon, bei voller geistiger Klarheit, darüber Gedanken zu machen, 
wer im Falle der eigenen Einwilligungsunfähigkeit der Vornahme einer  
freiheitsentziehenden Maßnahme zustimmen soll und der betreffenden Person 
diesbezüglich eine Vollmacht zu erteilen. 
Bei Informationsgesprächen in verschiedenen Einrichtungen wurden Heimleiter 
und Pflegekräfte schließlich auch dahingehend befragt, was in Bezug auf frei-
heitsentziehende Maßnahmen an Verbesserungen für die Zukunft wünschenswert 
wäre. 
Alle waren sich in dem Punkt einig, dass die Anzahl der freiheitsentziehenden 
Maßnahmen in Alten- und Pflegeheimen reduziert werden muss.  
Die Erreichung dieses Ziels ist jedoch nicht nur von der Einrichtung selbst, son-
dern auch von solchen Faktoren abhängig, die weder von Heimleitung noch Pfle-
gepersonal beeinflusst werden können.  
Dazu gehört unter anderem eine Verbesserung der Personalsituation in Alten- und 
Pflegeeinrichtungen. Gerade zu Arbeitsspitzen besteht in der Pflege ein erhöhter 
Personalbedarf. Kann dieser nicht ausreichend gedeckt werden, so bietet sich zum 
Beispiel das Abschließen der Stationstür als letzte Möglichkeit, um eine Person 
mit Weglauftendenz am Verlassen der Einrichtung zu hindern und damit verbun-
dene Gefahren abzuwenden. Zu dieser freiheitsentziehenden Maßnahme gibt es 
zwar Alternativen. Doch auch diese sind sehr personalintensiv und somit wiede-
rum nur realisierbar, wenn eine gewisse Anzahl an Pflegekräften vorhanden ist.  
Bezüglich der Notwendigkeit freiheitsentziehender Maßnahmen wäre für die Zu-
kunft eine engmaschigere Kontrolle durch den Staat positiv. Der Vollzug einer 
Maßnahme nach § 1906 IV BGB kann zwar nur mit gerichtlicher Genehmigung 
erfolgen. Dabei hängt jedoch die tatsächliche Beteiligung des Vormundschaftsge-
richts von Betreuer beziehungsweise Einrichtung ab. Sinnvoll wäre deshalb eine 
regelmäßige Überprüfung der Alten- und Pflegeheime auf die Notwendigkeit der 
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dort angewandten freiheitsentziehenden Maßnahmen. Diese müsste durch einen 
unabhängigen Kontrolleur erfolgen. Nicht genehmigte Fixierungsfälle könnten 
somit dem Vormundschaftsgericht gemeldet werden. Da es eine derartige Über-
prüfung durch eine neutrale Person bisher so nicht gibt, sind einige Heime dazu 
übergegangen, sich bezüglich der Anwendung freiheitsentziehender Maßnahmen 
gegenseitig zu kontrollieren.  
Auch Angehörige können eine gewisse Kontrollfunktion übernehmen. Dazu ist 
jedoch eine ausführliche Information dieses Personenkreises zu der Thematik der 
freiheitsentziehenden Maßnahmen erforderlich, die nicht ausschließlich durch die 
Einrichtungen selbst erfolgen kann.  
Wichtig wäre deshalb eine umfassende Öffentlichkeitsarbeit, die von staatlicher 
Seite geleistet werden muss. 
Die steigende Zahl der alten und betreuungsbedürftigen Menschen lässt es nicht 
zu, diese Thematik zu vernachlässigen. Freiheitsentziehende Maßnahmen sind 
heute schon ein aktuelles Thema, das uns auch in Zukunft immer mehr beschäfti-
gen wird. 
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